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Konzerne im Gesundheitswesen 

Sana ist ein gutes Beispiel für eine schlechte Ent¬ 
wicklung: Privatisierung auf Kosten der Beschäf¬ 
tigten und der Kommunen. 
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Die Keupstraße in München 

Am 175. Verhandlungstag des NSU-Prozesses 
kommen endlich die Opfer des Kölner Nagelbom¬ 
benattentats zu Wort. 
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Thema der Woche 


Die Befreiung von 
Auschwitz 

Am 27. Januar 1945 befreite die Rote Ar¬ 
mee das faschistische Vernichtungslager 
Auschwitz. Nur wenige tausend Menschen 
konnten gerettet werden. Etwa 1,5 Millio¬ 
nen Menschen waren durch Arbeit vernich¬ 
tet, von der SS erschossen oder im Zyklon 
B der IG-Farben-Tochter Degesch erstickt 
worden. 

Als die Rote Armee in Auschwitz eintraf, 
brannten noch die Öfen. 
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Die Russen sind da! 

Mobilmachung zum Jahrestag der Auschwitz-Befreiung 



Die Überreste des hart umkämpften Flughafens von Donezk 


A ls die Häftlinge den roten 
Stern an den Pelzmützen der 
Soldaten bemerkten, ging ein 
Freudenschrei durch das Lager: „Die 
Russen sind da!“ Das berichtet der 
Auschwitz-Überlebende Otto Wolken 
in seinen Erinnerungen an die Befrei¬ 
ung des Lagers. 

Zu den Feierlichkeiten zum 
70. Jahrestag dieser Befreiung kam 
der Russe nicht - zumindest war der 
russische Präsident Putin nicht einge¬ 
laden. Die Auschwitz-Überlebende 
Esther Bejarano bezeichnete das im 
Gespräch mit UZ als „unmöglich“. 
„Er hätte eingeladen werden müssen. 
Putin vertritt das russische Volk, und 
viele Menschen aus diesem Volk ha¬ 
ben für die Befreiung gekämpft und 
gelitten. Es war schließlich die Rote 
Armee, die Auschwitz befreit hat.“ 

★ 

Als ob die fehlende Einladung an Pu¬ 
tin noch nicht für eine weitere Zuspit¬ 
zung im Verhältnis zu Russland genügt 
hätte, legte der polnische Außenminis¬ 
ter Schetyna nach: Er gab ein Radioin¬ 
terview, indem er andeutete, dass der 
Russe gar nicht nach Auschwitz ge¬ 
kommen sei. Schließlich habe zuerst 
eine Armee der Ukrainischen Front 
das Lager erreicht - es seien Ukrainer 
gewesen, die Auschwitz befreit hätten. 

Der russische Außenminister Law- 
row erklärte daraufhin noch einmal, 
dass in dieser Armee neben Angehö¬ 
rige aller sowjetischen Völker kämpf¬ 
ten, und sagte: „Hier mit nationalis¬ 
tischen Gefühlen zu spielen, ist ver¬ 
höhnend und zynisch.“ Aber offenbar 
ist es für viele schwierig, zu benennen, 
welcher Nation die Befreier angehör¬ 
ten - waren es nun Russen? Oder 


Ukrainer? Oder Tataren? Oder doch, 
ganz unabhängig von ihrer Nationali¬ 
tät, einfach Bürger der Sowjetunion? 

Lawrow hat allen Grund, das Spiel 
mit dem Nationalismus in den ehema¬ 
ligen Sowjetrepubliken zu verurteilen, 
denn dieses Spiel ist eines der wichtigs¬ 
ten Instrumente im Kampf der westli¬ 
chen Großmächte gegen Russland. Das 
ist Grund genug, deutlich zu sagen: Die 
Nation, die die entscheidende Rolle im 
Krieg gegen den Faschismus gespielt 
hat, war die sozialistische Sowjetunion. 
Denn die sozialistische Ordnung war 
die Voraussetzung dafür, die nationa¬ 
len Konflikte zu überwinden und völlig 
neue Beziehungen der Gleichberech¬ 
tigung und der Freundschaft zwischen 
den Völkern herzustellen. Und der Zu¬ 
sammenbruch des Sozialismus war die 
Voraussetzung dafür, dass eben dieser 
Nationalismus in allen ehemaligen So¬ 


wjetrepubliken wieder einen - oft blu¬ 
tigen - Aufstieg erlebte. 

★ 

Der NATO-Generalsekretär Stolten¬ 
berg hatte unterdessen zu berichten, 
wo der Russe sonst noch überall hin¬ 
kommt, nämlich in die Ostukraine, 
wo er die separatistischen Truppen 
unterstütze. Russland müsse diese 
Unterstützung einstellen und damit 
aufhören, die Ukraine zu destabili¬ 
sieren. 

Die NATO-Länder stellten wäh¬ 
renddessen ihre Unterstützung für 
die Putschistenregierung in Kiew 
nicht ein und trugen damit ihren Teil 
zur Destabilisierung des Landes bei. 

Die Konflikte zwischen den Groß¬ 
mächten eskalieren weiter, und dieser 
Eskalation sind keine Grenzen ge¬ 
setzt - zumindest nicht innerhalb der 
Hauptquartiere der imperialistischen 


Armeen. Solche Grenzen lassen sich 
nicht setzen, ohne eine Alternative zu 
dem - bei uns gerade auch antirussi¬ 
schen - Nationalismus anzubieten. 
Und das kann nur das gemeinsame 
Interesse und die gemeinsame sozia¬ 
listische Perspektive der arbeitenden 
Menschen aller Länder sein. 

Die NATO legt gleichzeitig wie¬ 
der stärkeren Wert darauf, zu zeigen, 
dass sie ihre Anstrengungen zum Ein¬ 
greifen in der ganzen Welt noch inten¬ 
sivieren kann. Bei ihrem Treffen am 
5. Februar wollen die Verteidigungs¬ 
minister der NATO-Länder auch 
über ihre Reaktion auf verschiedene 
Manöver der russischen Streitkräfte 
beraten - und darüber, welche Kon¬ 
sequenzen der Konflikt mit Russland 
für die „Nuklearstrategie“ der NATO 
haben könnte. 

Manfred Idler 


Eine Tür geöffnet? 

Hoffnung und Skepsis nach Syriza-Wahlsieg 


Z um ersten Mal ist in einem EU- 
Land eine Linksregierung ge¬ 
bildet worden. Die Hoffnungen 
sind groß, viele Reaktionen eupho¬ 
risch, schließlich war Tsipras mit dem 
Versprechen angetreten, die Verelen¬ 
dung der griechischen Bevölkerung zu 
stoppen und dem Spardiktat der Troi¬ 
ka ein Ende zu bereiten. Damit stellt 
sich die Frage: Ist eine solche Links¬ 
regierung ein Modell für andere eu¬ 
ropäische Länder? Ist die Wahl von 
Syriza der Anfang, um den Angriffen 
des Kapitals in ganz Europa ein Ende 
zu bereiten? 

Ja, sagt Bernd Riexinger, der Vor¬ 
sitzende der Linkspartei, und spricht 
von einem „historischen Sieg“. Der 
Vorsitzende der Europäischen Links¬ 
partei, Pierre Laurent, erklärte: „Die¬ 
ser Sieg ändert den Kurs Europas.“ 
Der Präsident Frankreichs, Frangois 
Hollande, habe die Chance vertan, 
eine „europäische Debatte“ über ei¬ 
nen „Neustart Europas“ zu eröffnen. 
„Syriza öffnet diese Tür aufs Neue.“ 
Die Kommunistische Partei Grie¬ 
chenlands (KKE) erklärte dagegen: 
„Das Wahlergebnis spiegelt die gro¬ 
ße Unzufriedenheit und die Wut des 
Volkes über die konservative Nea De- 
mokratia und die sozialdemokratische 
PASOK wider - die Parteien, die das 


Volk während der Wirtschaftskrise in 
Armut und Arbeitslosigkeit gestürzt 
haben.“ Die Hoffnung, dass eine Syriza- 
Regierung daran wirklich etwas ändern 
könne, hält die KKE für trügerisch. Sie 
müsse zwangsläufig „der Einbahnstra¬ 
ße der EU“ folgen, sie werde die Bin¬ 
dungen an die Monopole, an die EU 
und an die NATO nicht lösen können. 

Während große Teile der Bevöl¬ 
kerung auf eine parlamentarische Lö¬ 
sung, auf eine Verringerung des Elends 
im Rahmen der EU hofft, erklärt die 
KKE, dass es keine einfache Lösung 
gebe. Trotzdem konnte sie Wählerstim¬ 
men zurückgewinnen - gegenüber den 
letzten Wahlen im Juni 2012 verbesser¬ 
te sie ihr Ergebnis um einen Prozent¬ 
punkt und 60 000 Stimmen auf 5,5 Pro¬ 
zent. Ihre Fraktion vergrößert sich da¬ 
mit um drei auf 15 Abgeordnete. 

Mit 6,3 Prozent und 17 Sitzen zog 
allerdings auch die faschistische „Gol¬ 
dene Morgendämmerung“ wieder ins 
Parlament ein - obwohl einige Funkti¬ 
onäre der Partei unter dem Vorwurf der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung 
in Untersuchungshaft sitzen. Die Na¬ 
zipartei hat seit der letzten Wahl noch 
deutlicher gemacht, dass sie für Terror 
gegen Migranten, Linke und Kommu¬ 
nisten steht. Dieses faschistische Poten¬ 
tial zeigt noch einmal, dass das Kapital 


unterschiedliche Varianten hat, um sei¬ 
ne politische Macht zu sichern - eine 
davon ist der faschistische Terror. 

Am Tag nach der Wahl überrasch¬ 
te Tsipras mit der schnellen Bildung 
einer Koalition, die Verhandlungen 
mit den „Unabhängigen Griechen“ 
(ANEL) waren anscheinend gut vor¬ 
bereitet. Einen Hinweis auf die Aus¬ 
richtung dieser Partei gibt ihre Hal¬ 
tung bei der letzten Europawahl: Der 
ANEL-Abgeordnete schloss sich der 
Fraktion der „Europäischen Konser¬ 
vativen und Reformisten“ an, arbeite¬ 
te also mit der deutschen AfD und den 
britischen Tories zusammen. 

ANEL ist eine nationalistische, 
rechte Partei - die bürgerliche Presse 
bezeichnet sie als „rechtspopulistisch“. 
In Fragen der Flüchtlings- oder Religi¬ 
onspolitik hat sie wenig mit Syriza ge¬ 
mein. Ihr Vorsitzender Panos Kamme- 
nos behauptete im Dezember, dass die 
Juden in Griechenland weniger Steu¬ 
ern zahlen würden als andere Bürger. 

Syriza tritt für eine Veränderung der 
repressiven griechischen Flüchtlingspo¬ 
litik ein. Im vergangenen Jahr trat ei¬ 
ner ihrer Abgeordneten in einen Hun¬ 
gerstreik zur Solidarität mit syrischen 
Flüchtlingen. Dementsprechend richten 
sich auch aus deren Kreisen Hoffnun¬ 
gen auf die neue Regierung. Die Koali¬ 


tion mit ANEL wird es nicht einfacher 
machen, diese Hoffnungen zu erfüllen - 
die „Unabhängigen Griechen“ wollen 
insbesondere ein schärferes Vorgehen 
gegen illegale Einwanderung. 

Der gemeinsame Nenner in der 
Koalition ist die Ablehnung des Troi¬ 
ka-Diktats. Auch Syriza hat die Ten¬ 
denz, die Verantwortung für das Mas¬ 
senelend vor allem im Ausland, bei 
den Gläubigern, zu suchen und die 
Rolle des griechischen Kapitals und 
seiner Repräsentanten eher gering zu 
gewichten. Sowohl ANEL als auch Sy¬ 
riza sprechen von der „Schulden-Ko- 
lonie Griechenland“. 

ANEL ist gewissermaßen eine Ab¬ 
spaltung von der ND, die Parteispitze, 
auch Kammenos, rekrutiert sich vor 
allem aus ehemaligen Abgeordneten 
der ND. Sie sind rechte Konservative, 
die den Kurs der EU nicht mehr mit¬ 
trugen. Das Wahlergebnis zeigt damit 
auch, dass die Neugruppierung der 
politischen Parteien in Griechenland 
weitergeht. Links der ND ist dieser 
Prozess aber bereits weiter fortge¬ 
schritten: Die alte sozialdemokrati¬ 
sche Partei PASOK ist gespalten und 
fast bedeutungslos, viele ihrer Funkti¬ 
onäre und Wähler sind zu Syriza ab¬ 
gewandert. 

Olaf Matthes 



Kein Frieden 
mit der NATO 


Aktiv werden gegen dl« Münchner 


DEMO 

07 . 02 . 

München 2015 
13” Maris nnl au 


Gegen die NATO- 
Sicherheitskonferenz 

Tausende von Kriegsgegnerinnen 
und Kriegsgegnern werden am 
7. Februar 2015 wieder gegen die 
als „Sicherheitskonferenz“ getarn¬ 
te NATO-Kriegstagung in Mün¬ 
chen demonstrieren. 

Zu den Protesten gegen die Rüs- 
tungs- und Kriegspolitikder NATO- 
und EU-Staaten und ihren brand¬ 
gefährlichen Konfrontationskurs 
gegen Russland mobilisiert ein 
breites Spektrum pazifistischer, 
sozialer, ökologischer und antika¬ 
pitalistischer Organisationen aus 
München und anderen Städten 
der Bundesrepublik. 

Den Aufruf „KEIN FRIEDEN MIT 
DER NATO - Stoppt den Konfron¬ 
tationskurs und die neue NATO- 
Aufrüstung“ haben inzwischen 
75 Organisationen und mehr als 
hundert Einzelpersonen unter¬ 
zeichnet. 

Ablauf und Programm der Demo: 
Samstag, 7. Februar 2015 
12:30 Uhr Vorprogramm auf dem 
Platz 

13:00 Uhr Auftakt-Kundgebung 
Marienplatz, Redner: Walter 
Listl, vom Aktionsbündnis Erban 
Ayboga,Tatort Kurdistan 
13:30 Uhr Demonstration in der In¬ 
nenstadt 

15 Uhr Schlusskundgebung - Ma¬ 
rienplatz mit Sevim Dagdelen, 
MdB DIE LINKE 

Künstlerisches Programm mit 
Konstantin Wecker 
und Freunden 


Vier-Parteien-Konferenz 
und internationale 
Demonstration 
Groningen/Niederlande 

Im Rahmen dertraditionellen Vier- 
Parteien-Konferenz, die in diesem 
Jahr in Groningen stattfinden 
wird, wird es wie im vergangenen 
Jahr in Aachen eine Demonstrati¬ 
on geben. Dazu mobilisieren wir 
auch aus Deutschland. Bitte Fah¬ 
nen mitbringen! 

Treffpunkt: 28. Februar, 

12.00 Uhr, Ossenmarkt 
(nördliche Innenstadt). 

Nach der Demonstration gibt es 
einen von der NCPN (Neue Kom¬ 
munistische Partei der Niederlan¬ 
de) organisierten antifaschistisch¬ 
historischen Stadtrundgang, bis 
etwa 15.00 Uhr. 
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Castkolumne von Michael Gerber, DKP-Ratsherr 

Zocker im Rathaus 


Arm bleibt arm - 
Reich wird reicher 

Oxfam Studie: 2016 besitzt ein Prozent der Weltbevölkerung 
mehr als alle anderen zusammen 



Eine Folge der steigenden Verschul¬ 
dung der Kommunen sind immer 
abenteuerlichere Versuche der Käm¬ 
merer, sich auf hochriskante Finanz¬ 
geschäfte einzulassen. Die Profiteure 
der kommunalen Schuldenberge, die 
Banken und das Finanzkapital, schi¬ 
cken ganze Beraterstäbe in die Rat¬ 
häuser, um immer neue Finanzdeals 
zu Fasten der Städte abzuschließen. 
Für die Finanzhaie ein risikoloses, 
hoch profitables Geschäftsmodell, 
können die Kommunen doch - je¬ 
denfalls bisher - nicht in Konkurs 
gehen. 

Ein erstes finanzielles Desaster 
erlebten die Gemeinden mit den 
Cross Border Feasing Geschäften. 
Reihenweise wurde die kommunale 
Infrastruktur an US-Investoren ver¬ 
hökert, um Schlupflöcher der US- 
Steuergesetzgebung auszunutzen. 
Unter großen Verlusten haben zahl¬ 
reiche Städte diese Finanzgeschäfte 
rückabgewickelt, nachdem in den 
Rathäusern die Risiken erkannt wur¬ 
den. Die beteiligten Banken und ihre 
Anwaltskanzleien haben dabei dop¬ 
pelt verdient. Bei den Abschlüssen 
sowie bei deren Annullierung. 

Als nächstes köderten die Finanz¬ 
haie die Gemeinden mit undurch¬ 
sichtigen, hochriskanten Zinswet¬ 
ten, genannt SWAPS und Deriva¬ 
ten. Dass dabei immer die Banken 
die Gewinner waren, wurde in den 
Rathäusern erst erkannt als es zu 
spät war. Die betroffenen Kommu¬ 
nen versuchten später die Finanzin¬ 
stitute wegen bewusster Täuschung 
zu verklagen, um ihre Verluste halb¬ 
wegs zu begrenzen. 

Diese Erfahrungen hinderten die 
klammen Städte nicht, dem nächs¬ 
ten Geschäftsmodell der Deutschen 
Bank und anderen Großbanken auf 
den Feim zu gehen. Das Zauber¬ 
wort hieß Fremdwährungskredite in 
Schweizer Franken. Es lockten nied¬ 
rige Zinsen und der angeblich stabi¬ 
le Wechselkurs zwischen Schweizer 
Franken und Euro. Wie die Lemmin- 
ge schlossen immer mehr Kämmerer 


Währungskredite in Schweizer Fran¬ 
ken ab. Allein in Nordrhein-Westfa¬ 
len geht es um 26 Gemeinden mit ei¬ 
ner Kreditsumme von 1,9 Milliarden 
Euro. 

Wie auch in den vorherigen Fäl¬ 
len wurden die Städte von der je¬ 
weiligen Kommunalaufsicht zu sol¬ 
chen angeblich risikolosen Deals ge¬ 
radezu gedrängt. Mit dem Absturz 
des Euro gegenüber dem Schwei¬ 
zer Franken haben sich die Fremd¬ 
währungskredite für die Städte zum 
bisher größten finanziellen Desas¬ 
ter entwickelt. Die Verluste der be¬ 
troffenen Kommunen in Nordrhein- 
Westfalen betragen 900 Millionen 


Euro. Die Zeche müssen künftig 
wieder einmal die Bürger zahlen 
durch die Schließung von kommu¬ 
nalen Einrichtungen wie Bädern, 
Büchereien, Jugendeinrichtungen 
sowie höheren kommunalen Abga¬ 
ben. 

Im Rat der Stadt Bottrop fordert 
die DKP seit langem die Streichung 
der kommunalen Schulden bei den 
Banken sowie deren Vergesellschaf¬ 
tung. Die kommunale Schuldenfal¬ 
le kann nicht durch immer neue Fi¬ 
nanzgeschäfte mit den Banken, son¬ 
dern nur durch eine radikal andere 
Finanzpolitik des Bundes und der 
Fänder zu Gunsten der Gemeinden 
überwunden werden. 


U nmittelbar vor Beginn des Welt¬ 
wirtschaftsforums in Davos ver¬ 
öffentlichte die englische Ent¬ 
wicklungsorganisation Oxfam eine 
Studie, die belegt: Der weltweite Reich¬ 
tum konzentriert sich in immer weniger 
Händen. 

Besaß das reichste Prozent der 
Weltbevölkerung - etwa 70 Millionen 
Menschen - vor fünf Jahren bereits 
44 Prozent des weltweiten Vermö¬ 
gens, waren es im vergangenen Jahr 
schon 48 Prozent. Hält dieser Trend 
an, könnten es im nächsten Jahr schon 
mehr als die Hälfte sein. Eine weite¬ 
re Berechnung in der Studie besagt, 
dass die reichsten 80 Personen ihr 
Vermögen von 2009 bis 2014 verdop¬ 
peln konnten. Sie besitzen so viel wie 
die ärmsten 3,5 Milliarden Menschen. 

Auch die Analysten der Nachrich¬ 
tenagentur Bloomberg haben sich die 
Vermögensentwicklung der Milliardä¬ 
re angeschaut. Die 400 reichsten Men¬ 
schen haben demnach ihr Vermögen 
im vergangenen Jahr um - zusammen¬ 
gerechnet - 92 Milliarden Dollar ver¬ 
größert. Ende Dezember summierte es 
sich auf sage und schreibe 4,1 Billionen 
Dollar. 

Reichster Mann weltweit bleibt Bill 
Gates, Mitgründer des Softwarekon¬ 
zerns Microsoft. 87,6 Milliarden Dollar 
kann er sein Eigen nennen. Allein im 
letzten Jahr wuchs sein Reichtum um 
9,1 Milliarden Dollar. Der Spekulant 
Warren Buffet schaffte es im Bloom¬ 
berg Milliardäre-Index auf Platz 2. Im 
letzten Jahr flössen ihm 13,7 Milliarden 
Dollar in die Taschen. 

Eine Hauptursache der sozialen 
Ungleichheit sieht Oxfam in der neo¬ 
liberalen Politik, die auf das freie Spiel 
der Marktkräfte setzt und den staat¬ 
lichen Einfluss zurückfahren will. So 
würden öffentliche Ausgaben gekürzt, 
öffentliches Eigentum privatisiert, und 


über das Steuersystem werde das nati¬ 
onale Einkommen großzügig von un¬ 
ten nach oben umverteilt. Auch wenn 
diese Politik einen erheblichen Anteil 
an der Entstehung der jüngsten globa¬ 
len Finanz- und Wirtschaftskrise habe, 
bliebe sie auch weiterhin die weltweit 
vorherrschende Ideologie. 

Wirtschaftliche Eliten verstünden 
es, schreibt Oxfam, ihre Macht zu nut¬ 
zen und politische Entscheidungen zu 
ihren Gunsten zu beeinflussen. In rei¬ 
chen wie in armen Fändern würden sie 
mit den Regierungen Vergünstigungen 
aushandeln auf Kosten der anderen. 
So geben allein in der EU die Finanz¬ 
institute und ihre Fobbyvertretungen 
jährlich 120 Milliarden Euro aus und 
beschäftigen rund 1700 Fobbyisten, 
um die Politik der EU auf Finie zu 
bringen. Gewerkschaften, Verbrau¬ 
cher- und Umweltschützer können da¬ 
bei nicht mithalten. Bei einem Etat von 
etwa vier Millionen Euro im Jahr ist es 
kein Wunder, dass die EU-Bürokratie 
kein Ohr für die Interessen der Mehr¬ 
heit der Bevölkerung hat. 


Weiter stellt Oxfam fest: Lohnarbeit 
bestimme die wirtschaftliche Lage, Zu¬ 
kunftschancen und -risiken der meisten 
Menschen. Seit 1990 nehme jedoch der 
Anteil der Lohnarbeit am nationalen 
Reichtum ab. Das gelte für reiche wie 
arme Länder. Weltweit tragen Arbeiter 
und Angestellte also ein kleiner wer¬ 
dendes Stück vom Kuchen nach Hau¬ 
se, während jene „an der Einkommens¬ 
spitze mehr und mehr bekommen“. Wer 
in Armut lebt, bleibt meist arm - unab¬ 
hängig von der geleisteten Arbeit. 

Deshalb fordert Oxfam, dass in je¬ 
dem Land ein Mindestlohn in existenz¬ 
sichernder Höhe eingeführt wird. Au¬ 
ßerdem sollen Vermögen und daraus 
erzielte Einkünfte stärker besteuert 
sowie Schlupflöcher im Steuersystem 
geschlossen werden. 

Adressat der Forderungen sind die 
Regierungen. Nimmt Oxfam die eige¬ 
nen Erkenntnisse ernst, müssten sie al¬ 
lerdings feststellen: Uns fehlt das Nö¬ 
tige Kleingeld, um uns dort Gehör zu 
verschaffen. 

Bernd Müller 
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Dokumentiert 

Metall-Tarifrunde 2015 


Kapitaleinkommen liegen vorn 

So entwickeln sich ... 
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D ie Kommission Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik des Par¬ 
teivorstandes hat zur Metall- 
Tarifrunde ein zentrales Material her¬ 
ausgegeben. Dies kann und soll genutzt 
werden, um aktiv zu werden und die Ta¬ 
rifrunde vor Ort zu unterstützen. Wir 
dokumentieren hiermit eine Kurzfas¬ 
sung des Flugblatts, das beim Parteivor¬ 
stand der DKP erhältlich ist. 

MEHR Druck von unten - 
MEHR Lohn-MEHR 
(Alters- und Bildungsteil-)Zeit! 

„WIR FÜR MEHR“: die IG Metall 
fordert 5,5 Prozent mehr Entgelt, 
Weiterführung und Verbesserung 
der Altersteilzeit, finanziell geförder¬ 
te „Bildungsteilzeit“: Dafür macht sie 
ab dem Ende der „Friedenspflicht“ 
(29 Januar, 0:01 Uhr) mit Warnstreiks 
und Aktionen Druck. Die DKP unter¬ 
stützt die berechtigten Forderungen 
und Aktionen der Metallerinnen und 
Metaller. 

MEHR Entgelt! 

Die Unternehmer zeigen auf die offizi¬ 
elle Inflationsrate. Die ist zurzeit nied¬ 
rig, spiegelt aber nicht die reale Situati¬ 
on in den Haushalten der Arbeitenden, 
weil sie auch langlebige Konsumgüter 
(z.B. Unterhaltungselektronik) mit¬ 
berechnet. Die Preise für Lebensmit¬ 
tel steigen seit Jahren fast doppelt so 
stark wie die durchschnittliche Inflati¬ 
on, ähnlich andere Güter des täglichen 
Bedarfs (Wohnen, Mobilität). 

Und auch wenn die Brutto-Tarif- 
Löhne 2014 stärker gestiegen sind als 
die durchschnittlichen Preise (s.o.) - 


den Gewinnen hinken die Löhne seit 
langem hinterher. Die „Lohnquote“ 
(Anteil der Löhne und Gehälter am 
Volkseinkommen) geht seit Jahrzehn¬ 
ten zugunsten der Profite (Unterneh¬ 
mens- und Vermögenseinkommen) 
zurück - durch Nicht-Ausreizen der 
Spielräume bei Tarifabschlüssen, vor 
allem aber durch die wachsende Zahl 
nicht tarifgebundener Betriebe, nicht 
nur in Ostdeutschland. 

Dieses Lohn- und Sozialdumping 
zahlt sich für die Beschäftigten nicht 
aus. Die Krise wurde zwar so erst ein¬ 
mal auf andere Länder abgewälzt, wird 
aber von dort zurückkommen. Wenn 
die Massenkaufkraft nicht ausreicht, 
um die Produkte auch zu kaufen, wird 
die Arbeitslosigkeit weiter steigen - 
auch die, die sich in Deutschland hin¬ 
ter dem dramatischen Anstieg prekä¬ 
rer Beschäftigung versteckt. 

Alle Räder stehen still... 

Gerade die Metall- und Elektroindus¬ 
trie macht Rekordgewinne: die Rendi¬ 
ten lagen sogar nach einer Erhebung 
des unternehmernahen ifo-Institutes 
im Auftrag von Gesamtmetall in den 
Jahren 2012 und 2013 bei 4,0 bzw. 4,1 
Prozent und damit höher als jemals seit 
2000, mit Ausnahme des Krisenjahres 
2007. 

Wer schafft diese Gewinne? Das 
zeigt jeder Warnstreik: ob in Produk¬ 
tion oder Büro, ohne unsere Arbeits¬ 
kraft stehen auch modernste Maschi¬ 
nen und Anlagen still. Wir Arbeiten¬ 
den fordern jetzt unseren Anteil an 
den Werten, die wir schaffen - ohne 
falsche Bescheidenheit... 


Altersteilzeit! 

Bei steigender Belastung für viele Be¬ 
schäftigte besonders wichtig! Doch die 
„Herren im Hause“ möchten allein be¬ 
stimmen, wen sie gehen lassen und wen 
nicht... 

Dabei kann Tarifpolitik nur be¬ 
schränkt reparieren, was Regierungs¬ 
politik zerstört. 

Der politische Kampf gegen An¬ 
hebung des Renteneintrittsalters 
und Absenkung des Rentenniveaus 
(durch alle Bundesregierungen) ge¬ 


hört weiter auf die Tagesordnung der 
Gewerkschaften - ohne falsche Rück¬ 
sichten auf die SPD in der Großen 
Koalition ... 

Bildungsteilzeit! 

Die Bosse reden von „Fachkräfteman¬ 
gel“, wollen aber, dass allein die Be¬ 
schäftigten Zeit und Geld für Weiter¬ 
bildung aufbringen. Das soll anders 
werden - durch Bildungsteilzeit mit 
finanzieller Förderung durch die Un¬ 
ternehmen. 


Lohnfragen = Machtfragen 

Alle Erfahrung zeigt: die Durchset¬ 
zung unserer Forderungen hängt nicht 
vom Verhandlungsgeschick unserer 
Vertreter ab, sondern von unserem 
Druck. Die Macht der Konzernherren 
ist ihr Eigentum an den Fabriken - un¬ 
sere Gegenmacht ist unsere Arbeits¬ 
kraft, die diese Fabriken am Laufen 
hält, oder eben nicht. Je mehr wir un¬ 
sere Macht einsetzen, desto näher wird 
der Tarifabschluss unserer Forderung 
kommen. 
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Auslagerung. Lohnkürzung. Zahlungsklage. 

Im Kreis Pinneberg wurden die Regio-Kliniken privatisiert • Für Stadt und Kreis wird es teuer 



A lle 340 Kollegen (von insgesamt 
2 070) aus dem Servicebereich 
der Regio-Kliniken (Küche, 
Handwerker, Technik, Empfang, Ar¬ 
chiv, Pflege) sollen nun in Tochterun¬ 
ternehmen der Eigentümerin (Sana 
Kliniken AG) ausgegliedert werden, 
soweit sie es nicht schon sind. Sie sol¬ 
len raus aus dem Tarifvertrag des öf¬ 
fentlichen Dienstes rein in untere 
Lohngruppen und Werkverträge. Ein 
Koch muss dann mit rund 800 Euro 
Gehaltsverlust rechnen, eine Diätas¬ 
sistentin mit 1000 Euro. Kündigungen 
können derzeit nicht ausgeschlossen 
werden (so die Gewerkschaft ver.di, 
Bezirk Nord). 

Wer die Klinikgeschichte der letz¬ 
ten Jahre kennt, weiß, dass der Sana- 
Konzern diese Auslagerungen von 
Anfang an geplant hat - wenn auch 
verschlüsselt formuliert. Schon 2009 
beim Kauf der Mehrheitsanteile hieß 
es in den Uetersener Nachrichten mit 
dem Blick auf zukünftige Umstruktu¬ 
rierungen, dass die „Dienstleistungs¬ 
bereiche überprüft und ggf. optimiert 
werden“ sollen (ÜN vom 2.10.2009, 
„Ab heute hat Sana das Sagen“). 

Begründet werden diese Maß¬ 
nahmen heute mit den Verlusten, die 
„trotz Spar- und Sanierungskurs“ u. a. 
wegen „Altlasten und Konkurrenz¬ 
druck“ eingefahren werden (elms- 
horn.de 5.9.2014, „Sana übernimmt 
...“). Die Story der Abwälzung von 
Folgekosten aus Korruption, Priva¬ 
tisierung und Managementfehlern 
auf die Beschäftigten und die Men¬ 
schen im Kreis geht weiter; sie be¬ 
gann 2006: 

★ 2006 beschließen Aufsichtsrat und 
Kreistag einen Masterplan für die 
kreiseigenen Regio-Kliniken. Unter 
Geschäftsführer Alexander Schlick 
wird ordentlich erweitert: Alten- und 
Pflegeheime, Hospiz, Sanitätshaus, Fit¬ 
nessstudio, ambulante Pflegedienste 
kommen hinzu. 

★ Infolge der geplanten Spezialisie¬ 
rung der Kliniken wird 2007 die Ge¬ 
burtshilfe in Elmshorn geschlossen - 
trotz einer enormen öffentlichen Pro¬ 
testwelle. 

★ 2008 steigt der Schuldenberg auf 
über 75 Millionen Euro, das Eigen¬ 
kapital dagegen schrumpft. Landrat 
Grimme unterstützt als Aufsichtsrats¬ 
vorsitzender der Regio-Kliniken den 
Geschäftsführer und die Käufe auf 
Pump (fast 50 Mio. Euro teure Kon¬ 
tokorrentkredite). Die Fraktionsver- 
treter aus dem Kreistag sind im Auf¬ 
sichtsrat „völlig überfordert“. (Quel¬ 
len: elmshorn.de; Der Stadtschreiber) 
Um finanziell flüssig zu bleiben, 
schlossen Grimme und Schlick ein 
sogenanntes Sale-and-Lease-Back- 
Geschäft (SLB) mit der HSH Nord¬ 
bank und der Sparkasse Ostholstein 
mit Zustimmung der CDU/FDP- 
Mehrheit im Kreistag ab. Die Ban¬ 
ken erwarben die Immobilien der 
Kliniken für 102 Millionen Euro. Im 
Gegenzug sollten die Regio-Kliniken 


sie für jährliche Raten von 8,6 Mil¬ 
lionen Euro über 25 Jahre zurück¬ 
kaufen. Gegen diesen Deal gab es 
massive Kritik auch vom Landes¬ 
rechnungshof. Was haben Landrat 
und Geschäftsführer getan? Sie ha¬ 
ben 74,9 Prozent der Anteile an die 
Sana Kliniken AG - für 2,5 Millionen 
Euro - verkauft. Der Kreis hat einen 
wirtschaftlichen Schaden von 20 Mil¬ 
lionen Euro erlitten. Knapp 1 000 Un¬ 
terschriften fehlten für die Durchfüh¬ 
rung eines Bürgerentscheids. Es gab 
bundesweite Razzien. Schlick wurde 
im Juni 2014 in einem ersten Prozess 
wegen Betrugs und Untreue zu fast 
einem Jahr auf Bewährung verurteilt. 
Grimme hat dem Kreis einen großen 
Schaden zugefügt, verdingt sich heute 
als Geschäftsführer von Gut Wardow 
(Mecklenburg-Vorpommern) und 
Unternehmensberater. 

Die Privatisierung der Regio- 
Kliniken ist dadurch Fakt geworden. 
Bankenrettung, Verzicht auf Vermö¬ 
genssteuer usw. machen Länder, Krei¬ 
se und Gemeinden geradezu hand¬ 
lungsunfähig. Damit wird Privatisie¬ 
rung - neoliberal - begründet. Das 
oberste Ziel der Unternehmenspoli- 
tik sind jetzt die Renditen der Anle¬ 
ger und nicht mehr die Daseinsvor¬ 
sorge, die Gesundheit der Menschen 
und tariflich abgesicherte Arbeits¬ 
plätze. 

Die Sana AG hat den SLB-Vertrag 
über 102 Millionen rückabgewickelt, 
mit der Folge, dass jährlich mehr als 
5 Millionen Euro für Tilgungen und 
Zinsen anfallen. Aber auch wenn die 
Regio-Kliniken noch Altlasten aus 


Grimme und Co.-Zeit abzutragen ha¬ 
ben, so fährt der Sana-Mutterkonzern 
durchaus üppige Gewinne ein. 

Es ist zu vermuten, dass die Aus¬ 
lagerung von 340 Kollegen nicht das 
Ende der Einsparungen auf Kosten 
der Beschäftigten sein wird, sondern 
der gesamte Ausstieg aus dem TVÖD 
für alle Beschäftigten angestrebt ist. In 
den Tochtergesellschaften gilt jeden- 

Sana will Kreis Pinneberg 
auf sieben Millionen Euro 
verklagen 


falls nicht der Tarifvertrag des öffent¬ 
lichen Dienstes (TVÖD), hier werden 
branchenübliche, niedrigere Tarife ge¬ 
zahlt. Arbeitsteilungen zwischen den 
Regio-Kliniken, Spezialangebote für 
Privatversicherte u. a. könnten zu wei¬ 
teren Umstrukturierungen mit Ar¬ 
beitsplatzverlusten führen. Die Ge¬ 
burtenstation gibt es in Elmshorn ja 
bereits nicht mehr. 

Damit nicht genug: Jetzt sorgt die 
Sana erneut für Unruhe. Laut Ham¬ 
burger Abendblatt vom 17.1.2015 will 
sie den Kreis Pinneberg zu Zahlun¬ 
gen von sieben Millionen Euro ver¬ 
klagen. Fünf Millionen sind Bestand¬ 
teil der Klageandrohung. Hier werden 
bauliche Mängel und die Bedienung 
eines Darlehens durch den Kreis gel¬ 
tend gemacht. Zwei Millionen Euro 
soll die Steuerschuld des Kreises be¬ 
tragen. Wie sich auch herausstellt, hat 
der Kreis darüber hinaus Zahlungen 
für mögliche Ärztefehler aus der Ver¬ 
gangenheit im Rahmen des kommu¬ 
nalen Schadensausgleichs zu leisten. 
Der Kreis hatte bei der Privatisierung 
versäumt, diese Verpflichtung an Sana 
abzutreten. Dadurch ist die damalige 
Kaufsumme von 2,5 Millionen Euro 
bereits aufgebraucht. Mit einer Flug¬ 
blattaktion hat die DKP Elmshorn 
eine öffentliche Darlegung der Fak¬ 
ten und den sofortigen Stopp weiterer 
Zahlungen an den privaten Betreiber 
gefordert. 

Mit der Privatisierung von Kran¬ 
kenhäusern vollziehen sich in den 
letzten Jahren gewaltige Konzent¬ 
rationsprozesse im deutschen Ge¬ 
sundheitswesen. So ist mit der Über¬ 
nahme der meisten Rhön-Kliniken 
mit Fresenius der größte deutsche 
Krankenhauskonzern entstanden. 
Der Präsident der Bundesärzte¬ 
kammer, F.-U. Montgomery, warnte 
schon 2012 davor, dass ein solcher 
Konzern nicht nur über Kranken¬ 
häuser verfügt, sondern auch „am¬ 
bulante Versorgung, Medikamente, 
Hilfsmittel und zudem die Kranken¬ 
versicherung“ anbietet. So könne er 
letztlich „die Versorgung der Patien¬ 


ten selbst bestimmen“ {Ärzteblatt, de 
17. 5.2012). 

Die Sana-Kliniken werden sicher¬ 
lich an ähnlichen Lösungen basteln, 
zumal mit den privaten Krankenver¬ 
sicherern als Eigentümer die Versiche¬ 
rungen bereits mit im Boot sind. 

In 2014 wurde dem Betriebsrat 
des Regio-Klinikums Elmshorn noch 
kein schriftliches Angebot für die be¬ 
troffenen Mitarbeiter vorgelegt. Das 
soll Anfang 2015 passieren. Der Be¬ 
triebsrat ruft uns alle zur Solidarität 
auf. Die Menschen im Kreis, die Pa¬ 
tienten und vor allem die Klinik-Be¬ 
schäftigten sollten sie kennen: die tat¬ 
sächliche Konzern-Gewinnsituation, 
die Gründe für die Privatisierung und 
deren unsoziale Folgen und die sich 
im Gesundheitswesen abzeichnenden 
Entwicklungsprozesse der Konzent¬ 
ration und der zunehmenden Ein¬ 
flüsse großer mächtiger Gesundheits¬ 
und Versicherungskonzerne. Sie nut¬ 
zen die finanzielle Schwächung des 
öffentlichen Gesundheitswesens (u. a. 
durch Krankenhausfinanzierungsge¬ 
setze) und der öffentlichen Hand in 
Ländern, Kreisen und Gemeinden 
aus, die durch die neoliberale Politik 
der Bundesregierung noch befördert 
wird. 

Mit den Freihandelsabkommen 
TTIP, CETA und Co. soll Privatisie¬ 
rung zum Zwang werden. Öffentliche 
Krankenhäuser erhalten für die der 
gemeinwirtschaftlichen Leistung zu¬ 
rechenbaren Kosten (und nur dafür) 


Was haben Krankenhäuser 
mit TTIP, CETA,... zu tun? 


Ausgleichszahlungen. Private Kran¬ 
kenhäuser erhalten diesen Ausgleich 
bisher nicht. Das hat schon zu Be¬ 
schwerden und Klagen von Konzernen 
wie Sana geführt. Mit TTIP wäre es für 
die Privaten mit Unterstützung durch 
den Investorenschutz bzw. Regulie- 
rungsrat einfacher, ihre Forderungen 
durchzusetzen. 

Gelänge es ihnen, sich eben¬ 
falls Ausgleichzahlungen zu sichern, 
dann wären wir mehrfach belastet. 
Neben diesen Ausgleichszahlungen 
finanzieren wir ja ohnehin die Di¬ 
videnden der Aktionäre. Außerdem 
können private Anbieter jederzeit 
unrentable Standorte schließen. Das 
lässt die öffentliche Daseinsvorsorge 
nicht zu. Damit nicht genug: Würden 
die sogenannten Freihandelsabkom¬ 
men Wirklichkeit, dann dürften pri¬ 
vatisierte Krankenhäuser (aber auch 
Wasser- und Energieversorger, Stadt¬ 
werke usw.) nicht mehr öffentlich or¬ 
ganisiert werden. 

Peter Brandt 


Ameos: Tarifvertrag 
(zurück-)erkämpft 

Nach Demonstrationen und Streiks in 
Osnabrück und Hildesheim ist den Kol¬ 
leginnen und Kollegen am 20. Januar 
in der dritten Verhandlungsrunde der 
Durchbruch gelungen: Rückwirkend 
zum 1. Januar 2014 werden die von 
Ameos gekündigten Tarifverträge für 
die 1500 Beschäftigten der AMEOS- 
Kliniken in Hildesheim und Osnabrück 
wieder eingesetzt. 

Die Tarifverträge gelten bis zum 
30. April 2016 und sehen unter ande¬ 
rem vor: 

Die Gehälter der Klinikbeschäftig- 
ten werden zum 1. März diesen Jahres 
um drei Prozent, mindestens aber um 90 
Euro erhöht; die Auszubildenden erhal¬ 
ten 40 Euro mehr im Monat. Ab 1. Janu¬ 
ar 2016 werden die Gehälter nochmals 
um 2,4 Prozent angehoben; Auszubil¬ 
dende erhalten 20 Euro mehr. 

Jede Vollzeitkraft bekommt rückwir¬ 
kend für 2014 eine Einmalzahlung von 
300 Euro, Teilzeitkräfte anteilig; Auszu¬ 
bildende bekommen 150 Euro als Ein¬ 
malzahlung. 

Darüber hinaus haben beide Ta¬ 
rifpartner vereinbart, Verhandlungen 
über einen veränderten Manteltarifver¬ 
trag aufzunehmen; dabei soll auch über 
den Einsatz von Leiharbeitern verhan¬ 
delt werden. 

ver.di-Verhandlungsführer Joachim 
Lüddecke bewertete das Ergebnis posi¬ 
tiv: „Nach einem langen Arbeitskampf 
ist es uns gelungen, mit dem Tarifvertrag 
den Anschluss an das Niveau des Tarif¬ 
vertrages für den öffentlichen Dienst 
TVöD zu halten. [...] Wir haben es ge¬ 
schafft, dass wir mit AMEOS endlich 
über die Begrenzung der Leiharbeit im 
Rahmen des Manteltarifvertrages ver¬ 
handeln werden. Und die von den Ar¬ 
beitgebern beabsichtigte Kürzung der 
Einkommen ist vom Tisch. Die vom Ar¬ 
beitgeber um 20 Prozent abgesenkten 
Vergütungen für die Auszubildenden 
sind jetzt wieder auf TVöD-Niveau an¬ 
gehoben. Ein Riesengewinn für die jun¬ 
gen Kolleginnen. Ebenso konnten wir 
die Spaltung der Belegschaften in Hil¬ 
desheim und Osnabrück verhindern und 
damit die Tarifeinheit sichern. Insgesamt 
also ein gutes, tragbares Ergebnis.“ 

Tarifrunde Helios-Kliniken 

Erst für die zweite Runde der Tarifver¬ 
handlungen, die am 12. Februar 2015 in 
Berlin stattfinden soll, hat der Arbeitge¬ 
ber gegenüber ver.di die Vorlage eines 
Angebots sowohl für Beschäftigte als 
auch Auszubildende angekündigt. 

Wie in den Verhandlungen jedoch 
deutlich geworden ist, hegen die Positi¬ 
onen weit auseinander: Während ver.di 
neben den Gehaltsforderungen die Ent¬ 
lastung der Beschäftigten, die Schichtar¬ 
beit sowie Nacht- und Wochenenddiens¬ 
te leisten, besonders wichtig sei, lehne 
der Arbeitgeber Regelungen dazu ab, 
sagte Sylvia Bühler, Mitglied im Bun¬ 
desvorstand der ver.di und Verhand¬ 
lungsführerin. 

Verhandelt wird derzeit für 36 Kli¬ 
niken mit insgesamt rund 23 000 Be¬ 
schäftigten, die unter den Konzerntarif¬ 
vertrag fallen. Im Dezember 2014 hat¬ 
te die zuständige Tarifkommission die 
Forderungen für die Tarifrunde bei den 
Helios-Kliniken beschlossen. Danach 
fordert ver.di unter anderem 6,5 Pro¬ 
zent mehr Gehalt, zur Entlastung der 
Beschäftigten zusätzliche freie Tage für 
belastende Schichtarbeit und eine Min¬ 
destbesetzung im Nachtdienst sowie an 
Wochenenden. Für die Auszubildenden 
geht es um eine Anhebung der Vergü¬ 
tung um 100 Euro sowie um eine Rege¬ 
lung, nach der zehn Prozent der Praxis¬ 
zeit in der Klinik für eine geregelte Aus¬ 
bildung zur Verfügung stehen müssen. 

Fresenius Helios besitzt insgesamt 
111 Akutkrankenhäuser und Rehabili- 
tationskliniken, darunter die jüngst er¬ 
worbenen 40 Kliniken der Rhön-Klini- 
kum AG. 

Für die ehemaligen Häuser der 
Rhön-Klinikum AG sowie der Damp- 
Holding AG (erworben 2012) sind die 
bestehenden Tarifverträge fortgeführt 
worden. Die meisten Rehabilitations- 
kliniken sowie rund 10 000 Beschäf¬ 
tigte in Servicegesellschaften und aus¬ 
gelagerten Firmen des therapeutischen 
Personals (beispielsweise Physiothera¬ 
pie und Logopädie) unterliegen bisher 
keiner Tarifbindung. Quelle: ver.di 


Wem gehört die Sana Kliniken AG? 

Die Aktien gehören 30 privaten Kranken¬ 
versicherungen 

Größte Anteile: DKV (Ergo) 21,7 Prozent; 

Signal 14,6 Prozent; Allianz 13,9 Prozent 

Was gehört zum Sana-Konzern? 

Der Sana-Konzern agiert in 60 Kliniken, 17 
Pflegeheimen, 28 medizinischen Versorgungs¬ 
zentren und hat fast 29 000 Beschäftigte. 

Jahresüberschuss 2013 

56,9 Millionen Euro 
(Quelle: Geschäftsbericht 2013 der 
Sana Kliniken AG) 

Konzernübergreifende Tochter-Gesellschaften sind u.a.: 

Sana DGS GmbH 

Sana DGS pro.service GmbH 

Sana Personal Service GmbH (darüber werden auch Leiharbeitnehmer/- 
innen eingestellt) 

Sana-Catering-Service GmbH 
Sana IT Services GmbH (IT) 


t 
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Mit Pegida gibt es 
nichts zu diskutieren 

„Mit seinem peinlichen Auftritt bei Pe- 
gida-Anhängern in Dresden hat SPD- 
Chef und Vizekanzler Sigmar Gabriel 
den vielen Zehntausenden Bürgerinnen 
und Bürgern einen Bärendienst erwie¬ 
sen, die sich in den letzten Wochen gegen 
die fremdenfeindlichen Aufmärsche ge¬ 
steht haben“, erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke, Ulla 
Jelpke. Die Abgeordnete weiter: 

„Ein Dialog mit diesen Fakten-re- 
sistenten Frustbürgern führt zu nichts, 
er beschädigt nur die eigene Glaubwür¬ 
digkeit. Dass Pegida durch den Abgang 
von Hitler-Imitator Lutz Bachmann in 
gemäßigteres Fahrwasser geraten würde, 
war ein Irrglaube. So solidarisierte sich 
Pegida-Sprecherin Kathrin Oertel offen 
mit der Leipziger Legida. Diese Bewe¬ 
gung tritt nicht nur offener als Pegida für 
rechtsextreme Ziele ein, aus ihrer Mit¬ 
te wurden zudem in der vergangenen 
Woche Passanten und Journalisten von 
rechten Hooligans angegriffen. Ich blei¬ 
be dabei: Spätestens, seit die Äußerungen 
des Pegidas-Gründers Bachmann über 
Flüchtlinge für jeden Demonstranten of¬ 
fenbar gemacht haben, welcher Ungeist 
die Pegida-Aufmärsche prägt, gibt es mit 
Pegida nichts zu diskutieren.“ 

Knast wegen Volksverhetzung 

Der wegen seiner aggressiven Reden bei 
braunen Aufmärschen bekannte Neona¬ 
zi Dieter Riefhng aus Söhlde (Landkreis 
Hildesheim) muss eine Haftstrafe wegen 
Volksverhetzung antreten. Dies berichtet 
unter anderem die „Hildesheimer Allge¬ 
meine Zeitung“ (HAZ). Demnach bestä¬ 
tigte das Thüringische Oberlandesgericht 
(OLG) in Jena ein Urteil aus zweiter In¬ 
stanz gegen den einschlägig vorbestraf¬ 
ten Neonazi, der wiederholt mit der Jus¬ 
tiz in Konflikt geraten ist. Anlass für das 
neue Urteil ist eine Rede, die Riefhng 
im Juli 2012 auf dem Neonazi-Festival 
„Rock für Deutschland“ in Gera gehal¬ 
ten hat. 

Deswegen hatte das Landgericht 
Gera den Mittvierziger in zweiter In¬ 
stanz wegen Volksverhetzung unter 
Einbeziehung eines weiteren Urteils zu 
einer einjährigen Haftstrafe verurteilt. 
Vor den Besuchern des braunen Events 
hatte Riefhng sich fremdenfeindlich und 
rassistisch geäußert, unter anderem hatte 
er auch gegen die TV-Moderatorin Mo 
Asumang gewettert, die seinerzeit für 
ihren Dokumentarfilm „Die Arier“ re¬ 
cherchierte. 

Zwischenzeitlich fiel Riefhng nicht 
nur wegen seiner radikalen Redebei¬ 
träge, sondern ebenso wegen verschie¬ 
dener Postings in sozialen Netzwerken 
auf. Dass der Neonazi der Versamm¬ 
lung der „Hooligans gegen Salafisten“ 
(HoGeSa) Ende 2014 in Hannover 
fern bleiben wollte, begründete er an¬ 
gesichts rechtspopulistischer Redner 
etwa im antisemitischen Duktus in ei¬ 
ner „Facebook“-Diskussion damit, dass 
bei den HoGeSa-Treffen längst „Zions¬ 
knechte“ aktiv seien. Zum Terroran¬ 
schlag gegen die Satirezeitung „Charlie 
Hebdo“ in Paris befand er, dass „ein paar 
linksextreme Schreiberlinge [...] abge¬ 
schossen wurden [...] NA UND?“ Ein 
von „Kameraden“ bei „Facebook“ ver¬ 
öffentlichtes Foto zeigte ihn unlängst mit 
anderen Neonazis auf einer Silvesterfei¬ 
er vor einem Banner des in Deutsch¬ 
land verbotenen Neonazi-Netzwerkes 
„Blood&Honour“ (B&H). 

(blick nach rechts) 

Nützlichkeitsrassismus 

Das Anliegen einer für Einwanderung 
offenen Gesellschaft teilt Sevim Dag- 
delen. Einer solchen Offenheit stehe 
jedoch die Einteilung von Menschen 
in nützliche und unnütze und Stamm¬ 
tischparolen wie „Sozialmissbrauch“, 
„Armutszuwanderung“ oder „Integra¬ 
tionsverweigerung“ entgegen, erklärt 
die migrationspolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“ anlässlich des Mi¬ 
grationsberichts. 

Für eine offene und demokratische 
Gesellschaft sei etwas anderes erforder¬ 
lich, als ein Paragrafenwerk mit einem 
neuen Titel zu versehen, das auf der 
Basis von Arbeitsmarktkriterien zu so¬ 
zialer Exklusion führt und rechtspopu- 
listischen Ressentiments gegen alle ver¬ 
meintlich nicht „nützlichen“ Migrantin- 
nen und Migranten neue Nahrung gibt. 


Innenpolitik 


unsere 
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Die Keupstraße in München 

20. Januar, der 175. Verhandlungstag im Münchner NSU-Prozess. 


N SU-Mordserie: Offene Fragen 


Was wusste der VS 
über Waffenliefe¬ 
rungen an den NSU 
durch den V-Mann 
"Piatto"^ 


Foto:! 


Fragen vor dem Münchner Oberlandesgericht. 


E ine Reihe von Anschlagsopfern 
aus der Köln-Mülheimer Keup¬ 
straße werden heute und in den 
folgenden Tagen befragt. Viele Men¬ 
schen wollen die Verhandlung in dem 
bunkerartigen Raum A101 des Justiz¬ 
zentrums verfolgen, der Andrang ist 
groß. Die Zuschauertribüne hat nur 68 
Plätze, Journalisten ist die Hälfte da¬ 
von Vorbehalten. Kein Platz bleibt un¬ 
besetzt. Wer rein kommen will, muss 
früh aufstehen. Seit 6.00 Uhr warten 
in der Kälte die Eltern von Sandro D., 
die Mutter von Melih K. trifft später 
ein. Die Freunde Sandro D. und Me¬ 
lih K. sind seinerzeit schwer verletzt 
worden. Ihre Aussagen sind auf den 
Vormittag terminiert. 

Neun Busse, allein drei aus Köln, 
sind nachts durchgefahren. Einige 
hundert Menschen wollen an den 
Aktionen vor dem Justizzentrum teil¬ 
nehmen. Sie tummeln sich vor dem 
Lautsprecherwagen und den Pavil¬ 
lons; Plakate, Transparente, Berichte, 
Musik sind vorbereitet. Kutlu Yurtse- 
ven (Microphone Mafia), selbst An¬ 
wohner auf der Keupstraße, rappt. 
Und er moderiert die Vorstellung von 
„Keupstraße ist überall“. Erst 2013 ge¬ 
gründet, achtet die Initiative sorgsam 
darauf, eine feste Verbindung mit den 
Anwohnern herzustellen. 

Nachmittags wächst die Menge. 
Schließlich bewegen sich 1 400 Men¬ 
schen in einem Demonstrationszug 
zum Sendlinger Tor. Vorneweg Trans¬ 
parente: „Keupstraße ist überall“, 


„Knall, Licht aus, auf einmal 
bist Du in Texas.“ 


„NSU-Terror. Staat und Nazis Hand 
in Hand“. Darum geht es heute: Die 
Betroffenen sollen nicht allein gelas¬ 
sen werden. Und immer wieder wird 
die Frage gestellt: Wieviel Staat steckt 
im NSU? 

Am 9. Juni 2004, um 15.56 Uhr, 
war die Bombe mit 700 zwölf Zenti¬ 
meter langen Nägeln in der Keupstra¬ 
ße vor dem Friseurladen explodiert. 
22 Menschen wurden verletzt. 

Sandro D. und Melih K. hatten 
sich an diesem sonnigen Nachmittag, 
nichts Böses ahnend, einen Imbiss be¬ 
sorgt. Just als Melih in seinen Döner 
beißen will, zieht ihm die Detonati¬ 
on die Beine weg. Er bleibt blutend 
liegen, mit neun Nägeln im Leib und 
Hunderten von Glassplittern im Ge¬ 


sicht. Helfer löschen den brennenden 
Haarschopf. 

Sandro flüchtet instinktiv durch 
den Qualm hindurch zur anderen 
Straßenseite auf eine Stufe im Haus¬ 
eingang. Ihn haben vier Nägel getrof¬ 
fen. Er ruft nach seinem Freund, kann 
aber die Antwort nicht hören. Er ist 
taub und nimmt die Szene wie ei¬ 
nen Stummfilm wahr. Melih sagt zum 
Richter: „Knall, Licht aus, auf einmal 
bist Du in Texas.“ 

Beide werden noch am selben Tag 
notoperiert, bleiben tagelang auf der 
Intensivstation. Polizei verhindert den 
Kontakt der Freunde untereinander, 
denn sie sind verdächtig. Noch auf 
der Intensivstation werden sie ver¬ 
hört. Hatten sie das Fahrrad vor dem 
Laden abgestellt? Ging die Bombe 
womöglich zu früh los? Wollten sie 
Schutzgeld erpressen? 

Im diesem Fall hätte der Täter 
den Friseur doch wohl persönlich an¬ 
gegriffen, statt die ganze Straße zu 
zerstören, sagt Melih. Den Anschlag 
müssen Nazis verübt haben, Auslän¬ 


derhasser. „Um darauf zu kommen, 
muss man kein Ermittler sein!“ Bei¬ 
fall von der Zuschauertribüne. Den 
unterbricht Richter Götzl: „Sie hören 
nur zu!“ ordnet er an. 

Aber in dieser Minute blitzt Er¬ 
kenntnis auf, wo sich sonst detailge¬ 
naue und ausführliche Darstellungen 
teppichartig über die Wahrnehmung 
legen. Es klären sich Fragen, die alle 
im Saal, aber auch draußen, bewegen. 
Unschredderbare Fragen: Warum war 
der Verfassungsschutzagent Temme 
am Tatort in Kassel? Welches Inter¬ 
esse hatte der Verfassungsschutz an 
der Aktenvernichtung? Was wusste 
der Verfassungsschutz? Welche bei¬ 
den Zivilbeamten verfolgten unmit¬ 
telbar nach der Tat das Geschehen in 
der Keupstraße? Wieso wurden die 
Videoaufnahmen erst nach dem No¬ 
vember 2011 ausgewertet? Wer war 
der Täter in der Kölner Probsteigas- 
se? Wieviele Täter waren es in Heil¬ 
bronn? Wer gehörte zum Netzwerk 
des NSU? Und: Wer gehört noch 
heute dazu? Warum haben am Tag 


des Anschlags in der Keupstraße die 
Innenminister faschistische Motive 
bestritten? 

Sieben Jahre lang wurden die An¬ 
wohner der Keupstraße von den Be¬ 
hörden verdächtigt, den Anschlag 
selbst verübt zu haben. Man machte 
die Opfer zu Tätern. Jahrelang gab 
es Verhöre, wurde Misstrauen gesät, 
aber Rechtsterrorismus ausgeschlos¬ 
sen. 

Die Bombe detonierte an jenem 
Tag um 15.56 Uhr. Zwei Stunden da¬ 
nach berichtete dpa. Schon der zwei¬ 
te Satz behauptete, es gebe „derzeit 
keine Anzeichen für einen terroris¬ 
tischen Hintergrund“. Noch um 17.09 
Uhr hatte das Landeskriminalamt 
an das Düsseldorfer Innenministeri¬ 
um gemeldet, dass der Anschlag als 
„terroristische Gewaltkriminalität“ 
einzustufen sei. Um 17.36 Uhr weist 
das Innenministerium das Landeskri¬ 
minalamt an, aus dem Schriftverkehr 
den Begriff „terroristischer Anschlag“ 
zu streichen. 

Klaus Stein 


Strompreiserhöhung kommt 

Über das Wie streiten Energiekonzerne und Bundesregierung 



Der Strom kommt aber weiterhin aus der Dose. 


Der Konflikt zwischen den Energie¬ 
konzernen und der Bundesregierung 
erlebt in diesen Tagen ein Comeback. 
Gestritten wird über den Strommarkt 
der Zukunft und ob dabei Subventi¬ 
onen an die Konzerne fließen sollen. 
Leidtragende dürften auf jeden Fall 
die Bürger sein. 

Die Energiewende ist der Grund 
des Streits. Das Angebot von Strom 
aus Wind, Sonne und Biomasse hat 
in den letzten Jahren deutlich zuge¬ 
nommen und die Kohle- und Atom¬ 
kraftwerke stark unter Druck ge¬ 
setzt. 

Bescherte der deutsche Energie¬ 
markt bisher Konzernen wie Eon und 
RWE satte Gewinne, mit denen sie 
ihre Expansion im Ausland vorantrei¬ 
ben konnten, haben sie heute mit wirt¬ 
schaftlichen Problemen zu kämpfen. 
Das Überangebot am Strommarkt, 
das auftritt wenn reichlich Ökostrom 
produziert wird, drückt den Börsen¬ 
preis und die konventionellen Kraft¬ 
werke fahren entsprechend weniger 
Profite ein. Knapp 50 Kraftwerke 
wollen die Konzerne deshalb stillle¬ 
gen, was ihnen aber erst nach Geneh¬ 
migung durch die Bundesnetzagentur 
möglich ist. 


Das ist die Crux: Einerseits lassen 
sich die konventionellen Kraftwerke 
mit den jetzigen Börsenpreisen kaum 
wirtschaftlich betreiben; andererseits 
werden sie aber auch künftig benötigt. 
In Flautezeiten, wenn die Sonne nicht 
ausreichend scheint oder kein Lüftchen 
geht, müssen sie die Versorgungslücke 
füllen. Die Konzerne wollen nun die 
Kosten dafür, dass sie unrentable Kraft¬ 
werke Vorhalten müssen, auf die End¬ 
verbraucher abwälzen. Dazu haben 
sie eine Extraabgabe vorgeschlagen, 
die auf den Strompreis aufgeschlagen 
werden soll. 


Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel (SPD) hat im Interview mit 
dem Handelsblatt diesem Vorschlag 
eine Abfuhr erteilt - im Interesse der 
energieintensiven Industrie. Diese 
fürchte sich vor einem neuen Umlage¬ 
system, das den Strompreis in die Höhe 
treiben könnte. So argumentiert Gabri¬ 
el, auf dem deutschen Kraftwerksmarkt 
gebe es erhebliche Überkapazitäten, 
die abgebaut werden müssen. Nicht we¬ 
nige von denen, die einen Kapazitäts¬ 
markt verlangen, würden hinter dieser 
Forderung das Interesse verstecken, 
eben diese Überkapazitäten auf Kosten 


der Stromverbraucher zu konservieren. 
Es seien alte Kraftwerke am Netz ge¬ 
halten worden, weil Deutschland we¬ 
gen des niedrigen Börsenpreises immer 
mehr Strom ins Ausland liefert. 

Gabriel hat anderes vor. Im Han- 
delsblatt -Interview sagte er: „Vertrauen 
Sie dem Markt.“ Der Preis für Elektrizi¬ 
tät solle der einzige Maßstab sein. Alte, 
unrentable Kraftwerke würden so als 
erstes aus dem Markt gedrängt. Werden 
in der Folge die Kapazitäten knapper, 
steigt der Strompreis wieder und mit 
ihm der Ertrag der Konzerne. In Zeiten 
besonderer Knappheit könnten dann 
die Preise auch kurzzeitig um das Tau¬ 
sendfache steigen und - so das Kalkül 
des Wirtschaftsministers - den Konzer¬ 
nen einen Ausgleich bescheren für jene 
Zeiten, in denen sie mit ihrem Strom 
nichts oder nur wenig verdienen. „Weil 
solche Preisspitzen drohen, werden sich 
Unternehmen auch wieder langfristig 
mit Stromlieferverträgen eindecken“, 
meint Gabriel und glaubt, das bringe 
wieder mehr Investitionssicherheit für 
Stromerzeuger und -lieferanten. Wel¬ 
che Auswirkungen diese Preisspitzen 
aber auf die Rechnung der Bürger ha¬ 
ben werden, sagte er dagegen nicht. 

Bernd Müller 
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unsere zeit 


Innenpolitik 


„Pegida“ mit Teilnehmerschwund 

Streit über Umgang mit rechten Kulturkämpfern 



Dieser Dresdner hat wohl weder den Koran noch „Mein Kampf“ gelesen. 


E rneut sind in den vergangenen Ta¬ 
gen insgesamt mehrere Zehntau¬ 
sende Menschen in verschiede¬ 
nen bundesdeutschen Städten gegen 
Aufmärsche des „Pegida“-Netzwerks 
und dessen lokale Ableger auf die Stra¬ 
ße gegangen. Zu einem sogenannten 
Bürgerfest, welches unter dem Motto 
„Offen und bunt - Dresden für alle“ 
versammelten sich am Montagabend 
in der sächsischen Landeshauptstadt 
mehr als 22 000 Menschen. Auch meh¬ 
rere Künstlerinnen und Künstler unter¬ 
stützten den Protest gegen rassistische 
Stimmungsmache. So traten im Rah¬ 
men des Festivals unter anderem Her¬ 
bert Grönemeyer, BAP-Sänger Wolf¬ 
gang Niedecken, der Schauspieler und 
Musiker Jan Josef Liefers, sowie die 
Band Silly auf. 

Die Organisatoren des Dresdner 
„Pegida“-Aufmarsches hatten ihren 
Protest indes um einen Tag vorgezogen 
und waren mit etwa 17 000 Anhängern 
bereits am Sonntag in Dresden aufmar¬ 
schiert. 

Unterdessen nahmen am Montag¬ 
abend in Düsseldorf nur 100 Rassisten 
an einem von der extremen Rechten 
Melanie Dittmer organisierten Auf¬ 
marsch teil. In Berlin versammelten 
sich 550 westliche Kulturkämpfer. In 
Braunschweig beteiligten sich etwa 
300 Personen an den rechten Aktio¬ 
nen. In Magdeburg waren es 800 Per¬ 
sonen. In Duisburg marschierten etwa 
300 Personen auf, die maßgeblich zur 
neofaschistischen Szene in Nordrhein- 
Westfalen gehörten, bzw. sich aus dem 


gewalttätigen rechten Hooliganspekt¬ 
rum speisen. Außerhalb von Dresden 
war der Aufmarsch in München mit 
rund 1 000 Personen der größte, der 
am vergangenen Montag stattfand. 
Wo auch immer die antimuslimischen 
Rassisten auftraten, war die Anzahl 
der Gegendemonstrantinnen und -de- 
monstranten jedoch um ein Vielfaches 
höher. Antifaschistische Organisatio¬ 
nen rufen auch weiterhin flächende¬ 
ckend zu Protesten gegen „Pegida“- 
Aufmärsche auf. Demgegenüber 
stellten Gewerkschaftsgliederungen 
mancherorts - wie etwa in Düsseldorf 
und Duisburg - ihre bisher durchge¬ 
führten Protestaktionen ein, was ihnen 


nicht nur bei linken Organisationen, 
sondern auch in der Lokalpresse deut¬ 
liche Kritik einbrachte. 

Zunehmend kommt es in der Rei¬ 
hen der etablierten Politik zu Ausein¬ 
andersetzungen über einen geeigne¬ 
ten Umgang mit den Aufmärschen der 
Rassisten. Die abenteuerlichste Auffas¬ 
sung in Bezug auf die Aufmärsche die¬ 
ser Tage hielt das politische Spektrum 
der ehemaligen DDR-“Bürgerrechtler“ 
bereit. So behauptete etwa Freya Klier, 
dass nicht aufgearbeitete Vorurteile 
eine Wurzel der „Pegida“-Demonst- 
rationen seien. Viele Teilnehmer seien 
in der komplett abgeschlossenen DDR 
stehengeblieben, fabulierte Klier in ei¬ 


nem Interview der „Leipziger Volkszei¬ 
tung“ (Dienstag). Dort sei Anpassung 
verlangt worden. Alle, die nicht der 
Norm entsprochen hätten, hätten Prob¬ 
leme bekommen, behauptete sie weiter. 

Unterdessen traf sich der sächsische 
Innenminister Markus Ulbig (CDU) 
am Montag zu einem Gespräch mit 
„Pegida“-Sprecherin Kathrin Oer- 
tel und „Pegida“-Vorstandsmitglied 
Achim Exner. „Der Dialog kann auf 
der Straße beginnen, kann aber dort 
nicht als verständiger Austausch von 
Meinungen und Argumenten geführt 
werden. Ziel ist es - bei aller Meinungs¬ 
verschiedenheit - die Bürgerschaft wie¬ 
der aufeinander zu zu bewegen“, äußer¬ 
te der CDU-Politiker im Anschluss an 
das Gespräch, welches bei der Links¬ 
fraktion für Entsetzen sorgte. 

Der öffentlich zelebrierte Schul¬ 
terschluss des sächsischen Innen¬ 
ministers mit den „Pegida“-Köpfen 
sei „ein Rechtsrutsch ohnegleichen“, 
kritisierte Linksfraktionschef Rico 
Gebhardt. Ob man am Ende noch von 
einer „Christ“demokratie in Sachsen 
wird sprechen können, bezweifele er. 
„Dass sich ein christdemokratischer 
Innenminister mit rechtspopulistischen 
Hetz-Rednern dieses Kalibers gemein 
macht“, sei - „konservativ gesprochen - 
Ausdruck politischen Sittenverfalls“. 

Die sächsische CDU habe „mitt¬ 
lerweile die CSU weit rechts überholt 
und versucht offenbar, das Land auf 
eine CDU/AfD-Koalition ab 2019 ein¬ 
zustimmen“, so sein Vorwurf. 

Markus Bernhardt 


Aufgabe heißt Opposition 

Sieben Schwerpunkte der Partei „Die Linke“ 2015 


In der vorigen Woche kam die Bun¬ 
destagsfraktion der Partei „Die Linke“ 
zu ihrer Klausurtagung zusammen. Sie 
wollte ein Jahr nach Bildung der Gro- 
Ko eine Bilanz der eigenen Oppositi¬ 
onsarbeit ziehen. Im Mittelpunkt stand 
die Debatte über die Schwerpunkte der 
parlamentarischen Arbeit in den kom¬ 
menden Monaten. 

Bemerkenswert ist, dass sich die 
Abgeordneten mit dem Thema Rot- 
Rot-Grün im Bund 
nicht ablenken las¬ 
sen wollten. Dies sei 
derzeit eine Schein¬ 
debatte. Dabei hatte ihr FraktionsVor¬ 
sitzender, Gregor Gysi, erst wenige 
Tage zuvor öffentlich vorgeschlagen, 
„ernsthafte Gespräche“ zwischen den 
drei Parteien zu führen, „um zu sehen, 
was geht“. Dazu sollten SPD, Grüne 
und Linkspartei Vertreter benennen, 
die das gesamte politische Spektrum 
ihrer jeweiligen Parteien repräsentier¬ 
ten. Doch postwendend kamen rosa¬ 
rote und olivgrüne Antworten. „Gysis 
Idee ist absurd“, war von SPD-Gene- 
ralsekretärin Yasmin Fahimi zu ver¬ 
nehmen: „Die SPD klärt ihre Koaliti¬ 
onsentscheidungen nicht in Arbeits¬ 
gruppen. Alle Spekulationen über die 
nächste Bundestagswahl sind knapp 
drei Jahre vor der Wahl völlig aberwit¬ 
zig.“ Auch die Grünen winkten ab. Gysis 
Stellvertreterin, Sahra Wagenknecht, 
muss sich wohl an den Kopf gefasst 


haben, denn sie äußerte: Solange der 
SPD-Vorsitzende „für die gleiche Poli¬ 
tik steht wie Merkel, bringt ein Wech¬ 
sel im Kanzleramt der Bevölkerung 
wenig, und so lange sind irgendwelche 
Arbeitsgruppen zu Rot-Rot-Grün rela¬ 
tiv sinnlos“. Selbst der andere Stellver¬ 
treter, Dietmar Bartsch, war der Spe¬ 
kulationen überdrüssig. Ein wirklicher 
Politikwechsel wachse, so Bartsch im 
„Neuen Deutschland“, „aus der Ge¬ 
sellschaft, auch in 
den Kommunen 
und Ländern. So¬ 
lange es dort keine 
spürbare gesellschaftliche Entwicklung 
nach links gibt, ein Bedürfnis danach, 
dass sich das auch in Regierungsmehr¬ 
heiten ausdrückt, solange ist Rot-Rot- 
Grün eine Scheindebatte“. Die Aufgabe 
der Partei „Die Linke“ sei jetzt Opposi¬ 
tion. Die Partei müsse in die politische 
Offensive kommen und stärker Profil¬ 
stärke und Eigenständigkeit zeigen. 

Dieser Meinung waren auch die 
Fraktionsmitglieder, die sich in der 
Debatte darauf konzentrierten, mit 
welchen Themen sich die Partei „Die 
Linke“ profilieren kann. Dazu hatten 
Bartsch und Wagenknecht bereits vor 
einigen Monaten eine Vorlage erar¬ 
beitet. Nach ausführlicher Diskussion 
wurden sieben Schwerpunkte festge¬ 
legt. Die lauten: 

★ Für gute Löhne und zukunftssichere 
Arbeitsplätze 


★ Für eine gerechte Verteilung von 
Einkommen und Vermögen 

★ Für ein würdiges Leben von der Ge¬ 
burt bis ins Alter 

★ Für bezahlbares Wohnen und bezahl¬ 
bare Energie 

★ Für die Beschneidung der Macht der 
Banken und Finanzmärkte 

★ Für eine aktive Rolle Deutschlands 
bei einer europäischen Entspannungs¬ 
politik 

★ Für die Demokratisierung der De¬ 
mokratie 

Die Abgeordneten wollen sich un¬ 
ter anderem für gleiche Löhne und 
Renten in Ost und West, für die Erhö¬ 
hung des Kindergeldes und eine Kehrt¬ 
wende in der europäischen Sparpolitik 
einsetzen. Die Linke will Friedenspar¬ 
tei bleiben. Hier ein Einblick in drei 


Schwerpunkte, um den O-Ton kennen 
zu lernen: 

1. „Für eine aktive Rolle Deutsch¬ 
lands bei einer europäischen Ent¬ 
spannungspolitik; DIE LINKE ist und 
bleibt die Friedenspartei in Deutsch¬ 
land, wir handeln nach dem Grundsatz 
von deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen: Keine Entsendung 
der Bundeswehr in Auslandseinsätze, 
Abrüstung, Verbot der Waffenexporte 
und Rückkehr zum Völkerrecht, Kampf 
um globale soziale Gerechtigkeit, un¬ 
bedingte Deeskalationspolitik im Kon¬ 
flikt zwischen Russland und Ukraine.“ 

2. Auf der Fraktionsklausur wurde auch 
ein von Sahra Wagenknecht und ande¬ 
ren erarbeitetes Positionspapier „Vor¬ 
schläge der Linken zur Bewältigung 
der Wirtschaftskrise im Euro-Raum“ 
behandelt und beschlossen. Sahra 
Wagenknecht hatte zu den Beschlüs¬ 
sen der EZB, für 60 Milliarden Euro 
Staatsanleihen und andere Wertpapie¬ 


re aus Euro-Ländern aufzukaufen, er¬ 
klärt: „Statt mit einer Billionensumme 
die Spekulation auf den Finanzmärk¬ 
ten anzuheizen, sollte die Europäische 
Zentralbank mit dem Geld lieber öf¬ 
fentliche Investitionsprogramme an¬ 
schieben. Die Anleihekäufe sind ein 
Dopingmittel für die Finanzmärkte, sie 
treiben Aktienkurse und andere Ver¬ 
mögenspreise noch weiter nach oben 
und machen die Reichsten noch rei¬ 
cher. Die Zeche zahlt die Mittelschicht, 
deren Sparguthaben und Pensionsan¬ 
sprüche entwertet werden.“ Nötig wäre 
eine Vermögensabgabe für Millionäre 
und Milliardäre, die genutzt wird, um 
den öffentlichen Schuldenstand abzu¬ 
senken und die Kosten der Finanz- und 
Wirtschaftskrise auf die Profiteure zu 
übertragen. 


3. Noch ein Thema ging vor der Klau¬ 
surtagung durch die Presse. Sahra Wa¬ 
genknecht erinnerte in einem dpa-In¬ 
terview an einen Parteitagsbeschluss, 
der demnächst eine Doppelspitze für 
die Fraktion vorsieht. „Parteitagsbe¬ 
schlüsse sind auch für eine Fraktion 
bindend“, erklärte sie und fügte unmiss¬ 
verständlich hinzu: „Ich gehe davon 
aus, dass wir im Herbst eine Doppel¬ 
spitze in der Fraktion haben werden.“ 
Sie selbst stände für einen der beiden 
Posten bereit, wenn die Fraktion das 
deutlich unterstütze. Als weiterer Kan¬ 
didat gilt ihr Fraktionskollege Dietmar 
Bartsch, für den, wie er aktuell äußerte, 
diese Frage derzeit nicht anstehe. Und 
Gysi? Ob der im Herbst aufhören will, 
ist unklar. Auf eine entsprechende Fra¬ 
ge antwortete er der Wochenzeitung 
„Freitag“: „Wie kommen Sie denn auf 
so was? Ich bin doch topfit! Sie müssen 
mich noch fast ewig ertragen.“ 

Rolf Priemer 


Für ein gutes würdiges Leben von der Geburt bis ins Alter 

★ Gerade wenn Krisen unsere Lebensverhältnisse unsicherer machen, brau¬ 
chen wir gute, bessere Arbeit und ein soziales Gemeinwesen, dass Risiken ab¬ 
sichert und Teilhabe ermöglicht - besonders für Kinder, Ältere, Kranke; 

★ Wir brauchen einen Ausbau sozialer Dienstleistungen und eine soziale Si¬ 
cherung. Statt Hartz IV fordern wir eine sanktionsfreie, wirklich ausreichende 
Mindestsicherung; 

★ Die gesetzliche Rente muss armutsfest und lebensstandardsichernd werden, 
gleiche Rente in Ost und West; 

★ 2,5 Millionen Kinder in Armut sind 2,5 Millionen Kinder in Armut zuviel, 
2015 muss das Jahr der Bekämpfung der Kinderarmut werden: Wir fordern 
eine Kindergelderhöhung auf 200 Euro, und wollen Vorschläge für eine soziale 
Kindermindestsicherung erarbeiten, wir fordern eine gebührenfreie Ganztags¬ 
betreuung in Kita und Schule unter Einschluss eines vollwertigen gesunden 
Mittagessens; 

★ Solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung, Zugang zu hochwertiger 
Gesundheitsversorgung für alle, auch auf dem flachen Land 


„Ich bin doch topfit!“ 


Für eine Beschneidung der Macht der 
Banken und Finanzmärkte 

★ Direktfinanzierung der öffentlichen Haushalte durch die EZB; 

★ Europäische Schuldenkonferenz und einmalige EU-weit koordinierte Ver¬ 
mögensabgabe für Millionäre zur Entschuldung der öffentlichen [Haushalte, 
d. Red.]’, 

★ Finanzbranche strengstens regulieren und auf Dienstleistungsfunktion für 
Realwirtschaft reduzieren; 

★ Rücknahme der Kürzungspolitik in den Krisenländern. 


Freitag, 30. Januar 2015 


Ermittlungsverfahren 

Gegen die Abgeordnete der Ham¬ 
burger Linken Cansu Özdemir hat 
die Staatsanwaltschaft Hamburg ein 
Ermittlungsverfahren eröffnet. Der 
Abgeordneten wird vorgeworfen, ein 
Foto der Bundestagsfraktion „Die Lin¬ 
ke“ auf Facebook geteilt zu haben. Auf 
diesem Foto sind fünf Abgeordnete der 
Bundestagsfraktion hinter einer Fah¬ 
ne der PKK zu sehen, die sich damit 
für die Aufhebung des PKK-Verbotes 
einsetzen. 

Hierzu erklärt Dora Heyenn, Vor¬ 
sitzende der Fraktion „Die Linke“ in 
der Hamburgischen Bürgerschaft: „Die 
Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens 
gegen unsere Abgeordnete wegen ei¬ 
nes Fotos auf Facebook ist völlig über¬ 
zogen und ein politischer Skandal. Es 
handelt sich um eine politische Mei¬ 
nungsäußerung mit der Cansu Özde¬ 
mir unserer Forderung, das PKK-Ver¬ 
bot aufzuheben, Nachdruck verleihen 
wollte. Ich frage mich, ob die Staatsan¬ 
waltschaft Hamburg gegen alle, die das 
Bild geteilt haben, ermittelt oder nur 
der LINKEN im Wahlkampf schaden 
will? Meine Fraktion erklärt sich soli¬ 
darisch mit Cansu Özdemir und fordert 
die sofortige Einstellung des Ermitt¬ 
lungsverfahrens.“ 

Erinnerung an Lore Krüger 

Noch bis zum 10. April sind im Berli¬ 
ner Amerikahaus Fotografien der An¬ 
tifaschistin Lore Krüger zu sehen. Die¬ 
se gehörte zu den Mitbegründerinnen 
und zu den aktivsten Zeitzeuginnen in 
der Berliner VVN-BdA. Krüger betei¬ 
ligte sich aktiv an politischen Aktio¬ 
nen gegen die Faschisten und an ersten 
Hilfsaktionen für die Spanienkämpfer. 
1940 wurde sie in das Internierungsla¬ 
ger Gurs an den Pyrenäen deportiert. 
Nach Monaten wurde sie freigelassen 
und floh Richtung Toulouse mit dem 
Vorhaben, über Marseille nach Mexi¬ 
ko auszuwandern. 1941 erhielt sie zu¬ 
sammen mit ihrer Schwester Gisela 
und ihrem späteren Mann Ernst Krü¬ 
ger ein Visum für Mexiko und die USA 
und verließ Europa. 1942 gründete sie 
die antifaschistische „German Ameri¬ 
can Emergency Conference“ und deren 
Zeitschrift „The German American“ 
mit. Im Exil arbeitet sie in erster Linie 
als Dolmetscherin und Übersetzerin. 

CIO Berlin 

1946 kehrt sie mit ihrer Familie nach 
Ostberlin zurück und arbeitet die fol¬ 
genden Jahrzehnte im Aufbau-Ver¬ 
lag als Übersetzerin. 2009 starb die 
deutsch-jüdische Fotografin in Ber¬ 
lin. Lore Krüger erlebte und überleb¬ 
te Emigration, Widerstand, Verhaf¬ 
tung, Internierungslager, Verfolgung 
und Exil nach der Machtergreifung 
der Nationalsozialisten und während 
des Zweiten Weltkrieges. Ihre Kame¬ 
ra hatte sie stets dabei. So erschuf sie 
einzigartige, historische Dokumente 
zwischen intimen Privatfotografien, 
Auftragsarbeiten, Sozialstudien und 
abstrakten, fotografischen Experimen¬ 
ten. (bern) 

Für ein weltoffenes Chemnitz 

Unter dem Motto „Chemnitz ist welt¬ 
offen“ wollen Nazigegner am 9. Febu- 
rar (ab 17 Uhr, Brückenstraße) gegen 
Rassismus und Ausgrenzung protes¬ 
tieren: Die Aufrufer wollen ihr Ver¬ 
ständnis von Freiheit und Demokra¬ 
tie deutlich machen: „Flüchtlingen of¬ 
fen zu begegnen statt mit Vorurteilen 
und Rassismus. Offenheit und Dialog 
zwischen Menschen unterschiedlicher 
Herkunft und verschiedener Religi¬ 
onszugehörigkeit, zwischen Menschen, 
die ganz unterschiedliche Erfahrun¬ 
gen mitbringen und verschiedene Le¬ 
bensentwürfe haben, stellen einen Ge¬ 
winn auch für unsere Region dar“. Zu 
den Aufrufern gehören verschiedene 
Gewerkschaftsgliederungen und die 
Linkspartei-Landtagsabgeordneten 
Klaus Bartl und Susanne Schaper. „Wir 
wollen am 9. Februar deutlich machen, 
wie wir uns eine weltoffene Stadt, unser 
weltoffenes Chemnitz vorstellen“, heißt 
es im Aufruf weiter, (bern) 
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Verschiedene Konzepte 

Konkrete Ergebnisse gibt es in den 
neuesten Gesprächen zwischen Kuba 
und den USA noch nicht. 

Allerdings gab es aus Kreisen der 
mit den USA verbundenen „Dissi¬ 
denten“ Kritik: Berta Soler, Vertre¬ 
terin der Gruppe „Damen in Weiß“, 
beschwerte sich über die neue Poli¬ 
tik der USA: Die Normalisierung der 
Beziehungen stärke nur das „Regime 
der Castro-Brüder“, die Mehrheit der 
„Dissidenten“ sei gegen die diploma¬ 
tische Annäherung. 

Deutlich wurde zumindest, dass 
die Annäherung Grenzen hat. Wie in 
solchen Fällen üblich, will Washington 
die Debatte um Menschenrechte nut¬ 
zen, um Kuba unter Druck zu setzen. 
Die USA fordern eine größere Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit. Die 
kubanische Verhandlungsführerin, 
Josefina Vidal, wies allerdings darauf 
hin, dass es „verschiedene Auffassun¬ 
gen vom Konzept der Menschenrech¬ 
te“ gebe. In kapitalistischen Ländern 
gehören die Freiheit von Medienkon¬ 
zernen, ihre Auffassungen ungehin¬ 
dert zu verbreiten, und die Freiheit für 
die politischen Marionetten der Groß¬ 
mächte, ganz frei die Einmischung in 
kleineren Ländern zu befördern, ein¬ 
fach dazu. Auf der sozialistischen In¬ 
sel versteht man unter Menschenrech¬ 
ten etwas anderes - zum Beispiel eine 
kostenlose, allgemeine und gute Ge¬ 
sundheitsversorgung oder den umfas¬ 
senden Zugang zu Bildung. 


Einfühlsam 

Nach dem Tod des saudischen Kö¬ 
nigs Abdullah war die Betroffenheit 
sprachen Vertreter der westlichen Re¬ 
gierungen die üblichen Beileidsbe¬ 
kundungen aus, Ex-Bundespräsident 
Wulff fuhr zur Beerdigung. Kanzlerin 
Merkel zollte dem verstorbenen Mo¬ 
narchen „Respekt und Anerkennung“ 
für „seine ausgewogene und vermit¬ 
telnde Politik im Nahen Osten“, die 
guten Waffengeschäfte mit Saudi- 
Arabien erwähnte sie in diesem Zu¬ 
sammenhang nicht. Diese Ausgewo¬ 
genheit zeigte sich vermutlich unter 
anderem darin, dass Saudi-Arabien 
in den vergangenen Jahren den Auf¬ 
stieg des „Islamischen Staates“ geför¬ 
dert hat, nun aber auch in Konflikte 
mit der Terrorgruppe gerät. 

Amnesty International berichtete 
von einer stärkeren Einschränkung 
der Meinungsfreiheit. Vor einem 
Sonderstrafgericht, das eigentlich für 
Terrorismus-Verfahren eingerichtet 
worden sei, seien zuletzt auch mehre¬ 
re friedliche Menschenrechtsaktivis¬ 
ten angeklagt und zu extrem langen 
Haftstrafen verurteilt worden. Die 
Anmesty-Expertin für Saudi-Arabi¬ 
en, Ruth Jüttner, erklärte: „Die Todes¬ 
strafe wird in Saudi-Arabien nicht nur 
wegen Kapitalverbrechern verhängt, 
sondern auch bei den Tatbeständen 
Ehebruch, Verschwörung, Sabotage, 
Hexerei und Abfall vom islamischen 
Glauben.“ Der neue König Salman er¬ 
klärte vor einigen Jahren: Reformen 
müssten stets „auf einfühlsame Art 
und Weise“ und „zur passenden Zeit“ 
kommen. 


Anti-Terror-Keynesianismus 

Mit staatlichen Eingriffen Nachfra¬ 
ge schaffen und die Wirtschaft ankur¬ 
beln - das ist Keynesianismus. Die 
französische Regierung stellt nach den 
Pariser Terroranschlägen eine neue 
Variante dieser Politik vor. Sie will 425 
Millionen Euro in Waffen und Ausrüs¬ 
tung investieren. Außerdem schafft sie 
Arbeitsplätze: 2 700 neue Stellen wer¬ 
den in den kommenden drei Jahren bei 
der Polizei und den Geheimdiensten 
entstehen. 

Auch für eine zunehmende antiis¬ 
lamische Hetze dienen die Anschläge 
als Vorwand. Die Zahl antiislamischer 
Vorfälle ist sprunghaft angestiegen. In 
den zwei Wochen nach den Anschlä¬ 
gen von Paris wurden fast so viele is¬ 
lamfeindliche Akte gemeldet wie im 
gesamten Vorjahr, teilte die islamische 
Dachorganisation Frankreichs (CFCM) 
am Freitag in Paris mit. Es habe unter 
anderem 33 Aktionen gegen Moscheen 
und islamische Einrichtungen gegeben. 


Hoffen und harren 

Griechenland-Wahl: Der Wunsch nach einem Wechsel • Kommentar von Günter Pohl 



Die „Radikale Linke“, Syriza, hat mit 
ihrem populären Vorsitzenden Alexis 
Tsipras die Wahlen in Griechenland 
klar gewonnen - allen Erpressungs¬ 
versuchen aus den EU-Staaten zum 
Trotz. Das ist deutlicher Ausdruck des 
Wunsches der Wählerschaft nach ei¬ 
nem politischen Wechsel, weg von den 
Troika-Sparauflagen, zurück zu we¬ 
nigstens halbwegs tragbaren Lebens¬ 
verhältnissen. Zu einem Zuwachs von 
über neun Prozentpunkten ist Syriza zu 
gratulieren! 

Mit 149 von 300 Sitzen scheiterte 
sie bei 36,3 Prozent allerdings denkbar 
knapp an der Bildung einer Alleinre¬ 
gierung. Dass sie trotz des die stärkste 
Partei begünstigenden Wahlrechts, das 
ihr fünfzig zusätzliche Sitze schenkt, 
nicht die absolute Mehrheit erreichte, 
lag daran, dass neben Nea Dimokratia 
(ND) weitere fünf Parteien ins Parla¬ 
ment gekommen sind: die KP Grie¬ 
chenlands, die faschistische „Goldene 
Morgenröte“, die erstmals angetrete¬ 
ne „To Potami“ die mit der ND abge¬ 
wählte Koalitionspartei PASOK - ziel¬ 
strebig ging Syriza jedoch auf die Par¬ 


tei „Unabhängige Griechen“ (ANEL) 
zu. Kaum hatte am Montagmorgen die 
nationale und internationale Presse 
die Mikrofone aufgebaut, da stand der 
rechtspopulistische Partner fest. ANEL 
ist eine Abspaltung der bislang regie¬ 
renden ND und befindet sich mit jetzt 


unter fünf Prozent seit der Gründung 
2012 beständig auf der Verliererstraße. 

PASOK, neben ND in jahrzehnte¬ 
langer Verantwortung für das Desas¬ 
ter Griechenlands, verlor fast so viele 
Stimmen wie Syriza gewann. Das ver¬ 
anschaulicht gut, worauf es bei diesen 


Wahlen ankam: Hoffnung zu geben. 
Daher scheint eine Koalition mit der 
EU-freundlichen Partei „To Potami“ 
(Der Fluss) für Alexis Tsipras für deren 
Erfüllung weniger zielführend zu sein 
als eine mit den Nationalkonservati¬ 
ven - diese Verbindung mit den Tätern 
des Systems will den Freunden in der 
Europäischen Linkspartei und anders¬ 
wo allerdings erst einmal erklärt sein. 

Der zweite Sieger dieser Wahl ist 
die KKE, die neben Syriza als einzige 
zulegte. Angesichts der medial gezielt 
gestreuten Vorgabe, zwischen ND und 
Syriza würde über Gott oder Teufel 
entschieden, ist ein Zugewinn von gut 
60 000 Stimmen, was jetzt 5,5 Prozent 
und 15 Abgeordnete bedeutet, ein groß¬ 
artiges Ergebnis! Insgesamt 338 000 
KKE-Wählerinnen und -Wähler haben 
auch Hoffnungen - aber nicht in die 
Troika und einen Schuldenschnitt, son¬ 
dern in einen wirklich radikalen gesell¬ 
schaftlichen Schnitt, der Schluss macht 
mit dem Kapitalismus. Ihre Stimmen 
zeigen ein hohes Maß an Bewusstsein. 
Und sie verharren nicht beim Hoffen. 
Günter Pohl ist internationaler Sekretär der DKP. 


Wer schießt auf wen? 

Ukraine: Mehr zivile Opfer, mehr Spekulationen über russische und Volkswehr-Truppen 


I n der Ukraine sind die Kämpfe wie¬ 
der voll entbrannt. Auf die Offen¬ 
sive des Kiewer Regimes folgt nun 
die Gegenoffensive der Volkswehrein¬ 
heiten. Die Zahl der Opfer steigt, vor 
allem unter der Zivilbevölkerung. So 
explodierten im morgendlichen Berufs¬ 
verkehr des 22. Januar an einer Bushal¬ 
testelle des öffentlichen Nahverkehrs 
in Donezk mehrere Geschosse. Von 
den Druckwellen und Splittern wurden 
Businsassen, vorübergehende Passan¬ 
ten und mehrere Autos getroffen. We¬ 
nigstens acht Menschen kamen ums 
Leben, mehr als zwanzig wurden zum 
Teil schwer verletzt. Zwei Tage später 
schlugen in der vom ukrainischen Mi¬ 
litär gehaltenen Hafenstadt Mariupol 
Geschosse in einem Wohnviertel ein. 
Hier sollen 30 Menschen getötet und 
mehr als hundert verletzt worden sein. 

In beiden Fällen wies die ukraini¬ 
sche Führung den Volkswehreinhei¬ 
ten der VR Donezk und Russland die 
Schuld zu. Wie nicht anders zu erwar¬ 
ten war, übernahmen Politik und Me¬ 
dien im Westen im Fall Mariupol unge¬ 
prüft die Kiewer Version. Hinsichtlich 
der Explosionen an der Bushaltestelle 
in Donezk war man zurückhaltender. 
Schließlich liegt die Stadt seit dem 18. 
Januar unter massivem Beschuss der 
ukrainischen Streitkräfte. Da ist die 
Möglichkeit, dass die Bushaltestelle 
von ukrainischen Geschossen getroffen 
wurde, nicht von der Hand zu weisen. 
Zudem spricht alles gegen die ukraini¬ 
sche Version. Welchen Grund sollte es 
für die Volkswehr von Donezk geben, 
in ihrer Stadt die eigene Bevölkerung 
zu beschießen? Und Russland kann 
ebenfalls kein Interesse daran haben. 
Da wären den Herrschenden in Kiew 


schon eher Motive wie Rache für die 
ungebrochene Haltung der Menschen 
in Donezk zuzutrauen. 

Die Beobachter der OSZE haben 
inzwischen die Bushaltestelle besucht 
und ihren Bericht veröffentlicht. Er hat, 
wie die „Sowjetskaja Rossija“ schreibt, 


rein technischen Charakter. Die Kom¬ 
mission beschreibe darin zwei Trichter, 
die sowohl von Geschossen aus einem 
Granatwerfer oder von Artilleriebe¬ 
schuss stammen könnten. Verantwort¬ 
lich wird weder die eine noch die ande¬ 
re Seite gemacht. Der UN-Sicherheits- 
rat hat den Beschuss verurteilt. In der 
auf russische Initiative angenommenen 
Erklärung für die Presse wird hervor¬ 
gehoben, dass eine objektive Untersu¬ 
chung des Vorfalls notwendig sei und 
die Schuldigen zur Verantwortung ge¬ 
zogen werden müssten. Außerdem hat 
der Sicherheitsrat dazu aufgerufen, die 
MinskerVereinbarungen vollständig zu 
erfüllen und die gemeinsame Erklä¬ 
rung der Außenminister Frankreichs, 
Deutschlands, Russlands und der Uk¬ 
raine in Berlin begrüßt. Das russische 
Außenministerium bezeichnete den 
Beschuss der Haltestelle als ein un¬ 
geheuerliches Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, das eine internationa¬ 
le Untersuchung erfordere. 

Im Fall Mariupol ist die Sache kom¬ 
plizierter. Die ukrainische Führung 
macht die Volks wehr von Donezk für 
die Toten verantwortlich. US-Außen¬ 
minister Kerry, die Außenbeauftragte 
der EU und andere westliche Politiker 


sowie die meisten Medien übernahmen 
diese Version ohne objektive Prüfung 
des Geschehens. 

Die Volkswehr dementierte. „Unse¬ 
re Kräfte im Raum Mariupol verfügen 
nicht über Artilleriesysteme, die für 
den Beschuss der genannten Ortschaft 


hätten eingesetzt werden können - die 
Entfernung ist zu groß“, sagte ein Spre¬ 
cher des Volkswehrstabes in Donezk, 
wie „Sputnik“ berichtete. Und weiter: 
„Wir gehen von einer Provokation der 
ukrainischen Militärs aus. Nach uns 
vorliegenden Angaben wurde aus der 
Siedlung Stary Krim am nördlichen 
Stadtrand von Mariupol geschossen.“ 
In einem Bericht von OSZE-Beob- 
achtern soll nach westlichen Medien 
festgestellt worden sein, dass die Ge¬ 
schosse aus nordöstlicher und östlicher 
Richtung kamen und sich dort Einhei¬ 
ten der „Separatisten“ befänden. Die 
Geschosse könnten einen in der Nähe 
gelegenen Check-Point der ukraini¬ 
schen Armee verfehlt haben 

Darauf, dass eine Provokation 
durchaus denkbar ist, verweist auch 
die Reaktion der NATO, die sofort 
behauptete, die Russen seien an dem 
Angriff beteiligt gewesen. Und NATO- 
Generalsekretär Stoltenberg forderte, 
Russland müsse damit aufhören, die 
Ukraine zu destabilisieren. Der Ver¬ 
such, die NATO in den Krieg hinein¬ 
zuziehen, ist aber gerade das Ziel der 
Kriegspartei in Kiew. Nicht aus dem 
Auge verlieren sollte man auch, dass es 
im Raum Mariupol nicht nur reguläre 


ukrainische Streitkräfte gibt, sondern 
dort auch die berüchtigte Nationalgar¬ 
de und rechtsextremistische Freiwil¬ 
ligenverbände agieren. Man erinnere 
sich daran, dass vor einiger Zeit bei ei¬ 
nem Besuch Poroschenkos in Mariupol 
für einen Augenblick Kämpfer dieser 
Verbände selbst im deutschen Fern¬ 
sehen mit Hakenkreuz und SS-Runen 
am Stahlhelm zu sehen waren. Diesen 
Kräften ist jede Provokation und jedes 
Verbrechen zuzutrauen. 

Nicht ausgeschlossen werden kann 
aber auch die Variante der OSZE-Be- 
obachter, dass Mariupol von Volks¬ 
wehreinheiten angegriffen wurde und 
dabei Geschosse ein Wohngebiet ge¬ 
troffen haben. Schließlich hatte Ale¬ 
xander Sachartschenko, der Chef der 
VR Donezk, eine Offensive auf die 
Stadt angekündigt. Und in einem Jour¬ 
nalistengespräch erklärte er laut „Sput¬ 
nik“ vom 23. Januar, dass es künftig kei¬ 
ne Feuerpause mehr geben werde. Zu 
den Plänen für künftige Kampfhand¬ 
lungen bemerkte er, dass die Offensive 
erst aufhöre, wenn die Ukrainer bis zur 
Grenze des Gebiets Donezk zurückge¬ 
drängt worden seien. Es solle die ge¬ 
samte Krisenregion erobert werden 
- gegebenenfalls auch über die Gren¬ 
zen von Donezk hinaus. Dies erinnert 
doch sehr an die aggressiven Töne der 
Kriegspartei in Kiew und liefert dieser, 
wie ihren Paten im Westen willkomme¬ 
ne Propagandamunition. Die Aussagen 
Sachartschenkos stehen zugleich in 
deutlichem Widerspruch zu den Bemü¬ 
hungen Russlands und aller vernünfti¬ 
gen Kräfte, zu der Erkenntnis, dass der 
Konflikt in der Ukraine nur mit fried¬ 
lichen Mitteln zu lösen ist. 

Willi Gerns 


„Ein Volkswehr-Sprecher erklärte: 

,Wir gehen von einer Provokation der ukrainischen Militärs aus“' 


Solidarität mit dem Donbass! 

DKP unterstützt antifaschistische Karawane. Aus dem Beschluss der 11. Tagung des Parteivorstandes: 


„Mit Unterstützung von NATO, EU und der deut¬ 
schen Bundesregierung führt die mit Faschisten 
durchsetzte ukrainische Regierung Krieg gegen die 
Bevölkerung des Donbass. Ukrainische Armee und 
faschistische Batallione greifen Wohnviertel an, zer¬ 
stören die Infrastruktur und verschlimmern mit jedem 
weiteren Kriegstag die Lage der Menschen. In Do¬ 
nezk und Lugansk werden die Ergebnisse des Refe¬ 
rendums vom Frühjahr verteidigt, das eine klare Ab¬ 
lehnung der russophoben Kiewer Putschregierung 
und ihrer gegen Antifaschisten und Kommunisten 
gerichteten Politik ergab. 

Bereits zum zweiten Mal macht sich die italieni¬ 
sche Band Banda Bassotti, die auch auf unserem UZ- 
Pressefest 2011 spielte, auf den Weg in den Donbass, 


um ihre Solidarität mit der Bevölkerung und dem an¬ 
tifaschistischen Kampf auszudrücken. Nachdem sie 
zuletzt im Herbst in Lugansk und Rostow am Don 
spielten, gehen sie nun gemeinsam mit Antifaschistin¬ 
nen aus Europa auf eine Tour rund um den 9. Mai, den 
70. Jahrestag des Sieges über den Faschismus. Nach 
der Reise werden die Teilnehmerinnen der Karawa¬ 
ne in ihren Ländern über die Situation im Donbass 
informieren. 

Der DKP Parteivorstand unterstützt die antifa¬ 
schistischen Karawane 2015 von Banda Bassotti wie 
folgt: UZ und news.dkp.de berichten über das Projekt 
und die Konzerte; der PV stellt Grundorganisationen 
und Bezirken Informationen zur Verfügung und ruft 
zu Spendensammlungen zur Unterstützung der Ka¬ 


rawane im Rahmen von Veranstaltungen zum 8. Mai 
auf; gemeinsam mit der SDAJ wird das Projekt auf 
dem Festival der Jugend vorgestellt.“ 

Spenden zur Unterstützung der Karawane an: 

DKP-Parteivorstand 

KtoNr.:4002 487 502 

BLZ: 43 060967 

IBAN: DE36430609674002487502 
BIC: GENODEMlGLS 
Stichwort: Banda Bassotti 

Kontakt für Aktivitäten 

zur Solidarität mit der Karawane: 

bassottixdonbass@gmail.com 
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Amoklauf gegen das Elend 

Nigeria: Ein von Korruption, Krieg und Plünderung geplagtes Land vor den Wahlen 


„Terror-Teufel greifen Millionenstadt 
an“ („Bildzeitung“) - solche Horror¬ 
schlagzeilen bestimmen seit Jahren 
den Blick auf Nigeria. Grauenhafte 
Nachrichten über Massenentführun¬ 
gen, Massaker, Vergewaltigungen be¬ 
stimmen das Bild, das sich die Medi¬ 
enkonsumenten von dem westafrika¬ 
nischen Land machen. Die Schurken 
im Stück nennen sich Boko Haram, 
zu übersetzen etwa mit „Das Buch ist 
Sünde“. 

Nigeria mit seinen geschätzt 180 
Millionen Einwohnern - beim letzten 
Zensus vor fast zehn Jahren wurden 
noch 140 Millionen gezählt - könnte 
ein reiches Land sein. Es ist der größ¬ 
te Öl- und Gasexporteur Afrikas. Mehr 
als 40 Prozent der Exporte gehen in die 
USA. Daneben besitzt Nigeria bedeu¬ 
tende Vorkommen von Mineralien und 
exportiert in wachsendem Maß Nah¬ 
rungsmittel, unter anderem Fisch. 

Ein Land, das so exportabhängig 
ist, reagiert auf jede Schwankung der 
Weltmarktpreise. Nigeria ist vom Sturz 
des Ölpreises genauso betroffen wie 
die Ölförderländer Angola, Iran, Irak, 
Ecuador und Venezuela, deren Wirt¬ 
schaft in erster Linie auf dem Ölexport 
beruht. 

Dennoch verharrt das Land in tiefer 
Armut. Ein Prozent der Bevölkerung 
kontrolliert den ganzen Reichtum und 
reißt sich alljährlich Milliarden Dollar 


unter den Nagel. In einem UN-Bericht 
heißt es, fast die gesamten Öleinnah¬ 
men würden gestohlen, verschwendet 
oder in die Schweiz transferiert. Eine 
Kaste von Regierungsmitgliedern, 
Gouverneuren und hohen Armeeoffi¬ 
zieren mit ihrem Anhang teilt sich den 
Raub. Bis zur breiten Masse der Bevöl¬ 
kerung sickert fast nichts mehr davon 
durch. 

Und auch die Möglichkeiten zum 
Raub sind regional auf Südnigeria be¬ 
grenzt. Im bitterarmen muslimischen 
Norden, Heimat der großen Volks¬ 
gruppen Haussa und Fulami, wächst 
der Hass auf die Christen im Süden, 
die aus nördlicher Perspektive die na¬ 
türlichen Ressourcen verschleudern. 
Schon die britischen Kolonialisten, die 
die Grenzen gezogen hatten, innerhalb 
derer 430 Ethnien leben, hatten seit der 
Okkupation 1914 des Riesenlandes auf 
die muslimischen Emire des Nordens 
als Vasallen gesetzt, gleichzeitig aber 
im Süden eine wirtschaftliche und in¬ 
tellektuelle Elite herangezogen. Die 
konservativen Verbündeten des briti¬ 
schen Imperialismus aus dem Norden 
dominierten auch die Regierung nach 
der Unabhängigkeit. Das änderte sich 
1966 mit dem Putsch junger Offiziere 
aus dem Süden. Nach der Niederla¬ 
ge der Sezessionisten, die die ölreiche 
Provinz Biafra von Nigeria abspalten 
wollten, wechselten schwache Zivil¬ 


regierungen mit Militärjunten in der 
Regierung ab. Immer wieder kam es 
zu bürgerkriegsartigen Auseinander¬ 
setzungen. Seit dem Tod des Militär¬ 
diktators Abacha, 1998, richteten sich 
Proteste der Bevölkerung auch direkt 
gegen die Erdölkonzerne und die von 
ihnen verursachte Verschmutzung und 
Zerstörung der Umwelt, nachdem in¬ 
folge einer Explosionskatastrophe an 
einer Pipeline etwa 700 Menschen ums 
Leben gekommen waren. Das wirt¬ 
schaftliche Gefälle zwischen Norden 
und Süden wurde in all den Jahren nie 
überwunden. 

Über dem Amoklauf von Boko Ha¬ 
ram weht die Fahne des Dschihad. Tat¬ 
sächlich handelt es sich aber um einen 
Massenaufstand gegen Armut und die 
grenzenlose Korruption. Die irrationa¬ 
le Ideologie der Scharia scheint vielen 
der Verelendeten ein Mittel zur Her¬ 
stellung von Gerechtigkeit zu sein. Die¬ 
se Sichtweise entschuldigt nichts, sie er¬ 
klärt aber vieles. 

Doch auch im Süden sind die Le¬ 
bensverhältnisse katastrophal. Die 
rücksichtslose Ausbeutung der Ölre¬ 
serven durch internationale Konzerne 
hat zu einer Umweltverschmutzung 
geführt, die das Leben der Menschen 
unmittelbar gefährdet. Seit zehn Jah¬ 
ren operiert auch im Süden eine Gue¬ 
rilla, die „Bewegung für die Emanzi¬ 
pation des Nigerdeltas“, die beträcht¬ 


liche Kräfte der Armee bindet. Und 
jederzeit kann es zu Ausbrüchen des 
Zorns der Massen kommen wie im Ja¬ 
nuar 2012, nach der Abschaffung der 
Subventionen für Benzin, ein Gene¬ 
ralstreik die Regierung von Präsident 
Goodluck Jonathan ins Wanken brach¬ 
te. Trotz brutalen Einsatzes von Militär 
beruhigte sich die Lage erst, nachdem 
die Regierung eingelenkt hatte und den 
Benzinpreis wieder subventionierte. 

Vor diesem Hintergrund findet am 
14. Februar die Wahl des Präsidenten 
und zum Parlament statt. Es handelt 
sich um einen Zweikampf zwischen 
dem amtierenden Präsidenten Jona¬ 
than (Demokratische Volkspartei) und 
seinem Widerpart Muhammadu Buha- 
ri mit seiner nationalistisch ausgerich¬ 
teten „Großen Fortschrittlichen Alli¬ 
anz“. Buhari, einst Militärgouverneur 
des Bundesstaates Nordost - heute 
das Kernland von Boko Haram - führ¬ 
te 1983 den Putsch gegen den demo¬ 
kratisch gewählten Präsidenten Shehu 
Shagari an. Er gilt als Verlierer, denn 
seine Zeit als Junta-Chef endete schon 
nach zwei Jahren durch einen weiteren 
Militärputsch. Außerdem hat er schon 
sechs Mal erfolglos für das Präsiden¬ 
tenamt kandidiert, das letzte Mal 2011. 
Doch dieses Mal kann er sich Chan¬ 
cen ausrechnen, denn einem Militär 
wie ihm trauen auch größere Teile der 
herrschenden Clique zu, mit größerem 


Erfolg gegen die Islamisten vorzuge¬ 
hen. Er verspricht, die im Norden schon 
gültige Rechtsordnung der Scharia dort 
nicht anzutasten, aber ihre Übernahme 
auf das ganze Land zu verhindern, und 
scheint auch nicht so tief im Korrupti¬ 
onssumpf zu stecken wie sein Gegner 
Jonathan. 

Nicht unwesentlich für den Wahl¬ 
ausgang dürfte sein, welcher Kandidat 
die Unterstützung der Kernländer des 
Imperialismus hat. Bei einer Kurzvisite 
von US-Außenminister Kerry in Lagos 
wurde das nicht deutlich. Er sprach mit 
beiden Kandidaten, drängte aber dar¬ 
auf, die Wahlen auf jeden Fall durchzu¬ 
führen. Dies gegen den Einwand des 
Nationalen Sicherheitsberaters Nige¬ 
rias, Sambo Dasuki, der eine Verschie¬ 
bung gefordert hatte: eine ordnungs¬ 
gemäße Wahl sei nicht möglich, da 
30 Millionen Wahlscheine bisher nicht 
zugestellt werden konnten. 

Wichtiger als der Name des künf¬ 
tigen Präsidenten ist für den Westen, 
den Fuß in die Tür zu bekommen. 
Bundesaußenminister Frank Walter 
Steinmeier fordert eine Internationa¬ 
lisierung des Konflikts mit westlicher 
Einflussnahme. In der „Saarbrücker 
Zeitung“ vom Montag äußerte er: „Im 
Kampf gegen Boko Haram sind alle ge¬ 
fordert, die Staaten der Region ebenso 
wie der Westen.“ 

Manfred Idler 


Kampf gegen die Troika 

Zypern: Spardiktat und Spaltung der Insel - AKEL entwickelt Widerstand • Gespräch mit Costas Cristodoulides 



Costas Cristodoulides ist verantwortlich für die internationale Arbeit der AKEL, 
der Fortschrittspartei des werktätigen Volkes. 


UZ: Seit dem Zusammenbruch des zyp¬ 
rischen Bankensektors im Jahr 2013 lei¬ 
det die Bevölkerung unter einem rigiden 
Sparkurs, den die Regierung Anastasi- 
adis auf Geheiß von EU-Kommission 
und IWF steuert. Wie hat sich die Le¬ 
benslage der arbeitenden Menschen ver¬ 
schlechtert? 

Costas Cristodoulides: Wir müssen zu¬ 
erst einmal feststellen, dass der Zusam¬ 
menbruch des Bankensystems zwei 
Gründe hatte: Erstens die Leistungs¬ 
fähigkeit des Bankkapitals und die 
Spekulation mit griechischen Staats¬ 
anleihen. Und zweitens die Entschei¬ 
dungen der Eurogruppe. Diese Ent¬ 
scheidungen waren ein Resultat der 
politischen Bestrebungen, den gegen 
das Volk gerichteten Charakter der 
EU und besonders der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion zu 
erhalten und den Wirtschaftskrieg ge¬ 
gen Russland fortzusetzen. Nach der 
Einigung mit der Troika und nachdem 
das Memorandum von der Rechtsre¬ 
gierung des Herrn Anastasiades durch¬ 
gesetzt wurde, leben 240 000 Zyprer 
unter der Armutsgrenze. Die Arbeits¬ 
losigkeit ist auf 17 Prozent gewachsen, 
das Einkommen der Bevölkerung hat 
sich um mindestens 20 bis 30 Prozent 
verringert. 7 000 kleine Unternehmen 
sind bankrott gegangen. Wenn man 
sich vor Augen führt, dass Zypern we¬ 
niger als 850 000 Einwohner hat, dann 
bekommt man einen ziemlich genauen 
Eindruck davon, was bei uns vor sich 
geht. 

Das Wichtigste ist: Mit der Durch¬ 
setzung des Memorandums ist Zypern 
und sein Volk seiner politischen Souve¬ 
ränität beraubt worden. Und die Regie¬ 
rung hält an ihrem Programm fest, dass 
die arbeitenden Menschen ausbeutet 
und dem großen Kapital dient. 

UZ: Gibt es Gegenwehr? Welche Schrit¬ 
te unternimmt die AKEL als stärkste 
Oppositionspartei? 

Costas Cristodoulides: Die Volksbewe¬ 
gung, die von AKEL geführt wird, rich¬ 
tet sich gegen das Memorandum, dass 
mit der EU, dem IWF und der EZB 
vereinbart wurde. Es gibt zwar ein ver¬ 
breitetes Verständnis dafür, dass das 
Memorandum zerstörerische Folgen 


hat. Aber bis auf Weiteres gibt es nicht 
genug Widerstand. 

Nach der Einigung mit der Troika 
hat die Regierung dem Parlament ei¬ 
nen Gesetzentwurf vorgelegt. Der sah 
die Enteignung von Privateigentum 
vor - auch von Wohnungen und Häu¬ 
sern -, wenn die Betroffenen ihre Bank¬ 
kredite nicht bedienen können. Mit an¬ 
deren Worten: Menschen, die unter der 
kapitalistischen Krise leiden, unter der 
Politik der EU und der Regierung, Ar¬ 
beitslose usw., sollen die Banken be¬ 
zahlen - mit ihren eigenen Häusern. 
AKEL und andere politische Parteien 
haben dieses Gesetz nicht unterstützt, 
eine Demonstration der Gewerkschaf¬ 
ten und anderer Akteure forderte, es 
zurückzunehmen. Dann beschloss das 
Parlament, den Gesetzentwurf zu ver¬ 
tagen, und der Kampf darum geht wei¬ 
ter. AKEL hat dem Parlament einen ei¬ 
genen Vorschlag vorgelegt, der all den 
kleinen Unternehmen und Privatleuten 
erlaubt, ihre Wohnungen und ihre Fir¬ 
men zu erhalten. 

Die soziale Situation verschlechtert 
sich immer weiter. Aber die Regierung 
macht weiter mit einem Angriff auf die 
Rechte der Arbeiter, sie verlängert die 
Arbeitszeiten, sie verwässert die sozia¬ 
le Absicherung der Schüler und Studie¬ 
renden. Sie fasst auch einen indirekten 
Ausverkauf des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens durch private Kranken¬ 


versicherer ins Auge. Vor diesem Hin¬ 
tergrund richtet unsere Partei ihre An¬ 
strengungen darauf, die vorhandene 
und sichtbare Unzufriedenheit in der 
Bevölkerung zu wirklichem Wider¬ 
stand in einer breiten Bewegung zu 
organisieren. Gleichzeitig treibt AKEL 
eigene Gesetzesvorschläge voran, um 
die Kosten für das Volk so niedrig wie 
möglich zu halten. 

UZ: Unter der vorherigen AKEL-Re- 
gierung war eine Annäherung mit dem 
gewaltsam von Zypern abgetrennten 
Nordzypern zu verzeichnen. Diese Ent¬ 
wicklung scheint in einer Sackgasse ge¬ 
endet zu haben. 

Costas Cristodoulides: Die Regierung 
des Genossen Christofias hat intensive 
Schritte unternommen, um gute Resul¬ 
tate im Dialog für eine Lösung des Zy¬ 
pern-Problems zu erreichen. Zwischen 
2005 und 2010 stand mit Herrn Talat 
eine fortschrittliche Persönlichkeit an 
der Spitze der türkisch-zyprischen Ge¬ 
meinschaft. In dieser Lage konnten 
einige relativ gute Ergebnisse erzielt 
werden. Unglücklicherweise änder¬ 
te sich das, als mit Herrn Eroglu 2010 
ein Hardliner an die Macht kam. Ero¬ 
glu und die türkische Regierung nah¬ 
men eine prinzipielle Position der Un¬ 
nachgiebigkeit ein. In der Praxis sind 
sie nicht bereit, ein föderales Modell 


zu akzeptieren. So ein Modell würde 
es den Zyprern - sowohl den griechi¬ 
schen als auch den türkischen - erlau¬ 
ben, in einem gemeinsamen Staat die 
Macht zu teilen. Die Hardliner setzen 
dagegen vollständig auf die Elemente 
der Spaltung. 

Dann kam die illegale Direktive der 
türkischen Regierung. Damit erklärte 
die Türkei, dass die Öl- und Gasreser¬ 
ven vor Zypern eine Angelegenheit 
von großem Interesse für die Türkei 
seien - und zwar auch in bestimmten 
Gebieten in der Wirtschaftszone der 
Republik Zypern. Das war eine sehr 
feindliche und provokative Aktion, 
die mit militärischen Mitteln die Sou¬ 
veränität eines Staates in Frage stellte. 
Dies provozierte auch die Vertagung 
der Gespräche zwischen den Gemein¬ 
schaften der Zyprer. Nun gibt es eine 
Blockade, denn es scheint, dass Herr 
Erdogan einer Lösung weiterhin ableh¬ 
nend gegenübersteht. Diese Blockade 
ist nicht im Interesse des Volkes. Diese 
Blockade dient den Kräften, die schon 
seit langem die endgültige Teilung des 
Landes planen. Denn das ist im Inte¬ 
resse der imperialistischen Kräfte, die 
eine generelle Kontrolle über den ge¬ 
samten Nahen Osten und das südöstli¬ 
che Mittelmeer anstreben. AKEL hält 
weiterhin gute Beziehungen mit den 
fortschrittlichen Teilen der türkisch¬ 
zyprischen Gesellschaft, um den Teu¬ 
felskreis von Besatzung und Teilung zu 
durchbrechen und eine Lösung zu er¬ 
reichen, mit der das Land wieder ver¬ 
einigt werden kann. 

UZ: Gibt es eine wirkliche Gefahr eines 
militärischen Konflikts mit der Türkei - 
schließlich ist Zypern nicht weit entfernt 
von Syrien, wo die Türkei eine besonde¬ 
re Rolle spielt? 

Costas Cristodoulides: Der arrogante 
Politikstil des Herrn Erdogan ist offen¬ 
sichtlich - nicht nur in der Zypernfrage, 
sondern auch in Bezug auf die weitere 
Region: Die Türkei will sich einen Teil 
Syriens einverleiben, sie weigert sich, 
die legitimen Forderungen des kurdi¬ 
schen Volkes anzuhören usw. 

NATO und USA haben die Türkei 
in dieser neo-osmanischen Haltung be¬ 
stärkt. AKEL steht für eine friedliche 
Lösung, aber die internationale Ge¬ 


meinschaft und insbesondere die UNO 
müssen eine wichtige Rolle spielen. 
Wenn ein Land wie die Türkei aktiv und 
feindlich die Souveränität eines kleinen 
Staates in Frage stellt, dann muss die 
UNO eine Antwort im Einklang mit 
dem Völkerrecht finden. Unsere Positi¬ 
on ist: Die Energiereserven der Repub¬ 
lik Zypern werden dem gesamten zyp¬ 
rischen Volk im Rahmen einer zukünf¬ 
tigen Lösung der Zypern-Frage zugute 
kommen. Das sollte ein weiterer Anreiz 
sein für eine Lösung, die den Interessen 
des Volkes dient. Die Türkei kann nicht 
die Entwicklung des Landes als Geisel 
für ihre expansionistische Politik neh¬ 
men. Niemand kann Voraussagen, wie 
die Dinge weitergehen - deshalb ist 
eine Lösung nötig. 

UZ: Ebenso wie unsere Partei hat 
AKEL einen Status als Beobachter in 
der Partei der Europäischen Linken 
(ELP). Welche Vor- und Nachteile hat 
diese Konstruktion? Warum strebt ihr 
keine Vollmitgliedschaft an? 

Costas Cristodoulides: Unsere Position 
ist, dass die ELP kein Ergebnis eines 
einheitlichen Prozesses zwischen der 
klassenbasierten Linken, der kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien und 
der radikal orientierten Parteien ist. 
Wir sind fest überzeugt - und deshalb 
sind wir kein Vollmitglied - von der 
Sache der Einheit dieser Parteien im 
Rahmen eines gemeinsamen strategi¬ 
schen Strebens. Aber wir respektieren 
alle Parteien der Linken und wir arbei¬ 
ten mit vielen zusammen, besonders 
im Rahmen der GUE/NGL im Euro¬ 
paparlament. Wir denken, dass ange¬ 
sichts des furchtbaren internationalen 
kapitalistischen Angriffes die kommu¬ 
nistischen Parteien und fortschrittliche 
Strukturen auf die bestmögliche Wei¬ 
se Zusammenarbeiten müssen. AKEL 
betont die Notwendigkeit dafür, auch 
Differenzen zwischen Parteien dessel¬ 
ben Typs anzuerkennen. Wir müssen 
eine gemeinsame Sprache finden, um 
Widerstand gegen die imperialistischen 
Pläne zu leisten und, wenn möglich, 
eine gemeinsame Antwort zu geben ge¬ 
gen die zunehmende Ausbeutung der 
Arbeiter durch das große Kapital und 
sein politisches Personal. 

Das Gespräch führte Manfred Idler 
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27. Januar 1945 


Der Tag, als die Rote Armee kam 



Als die Rote Armee am Vormittag des 
27. Januar 1945 in Auschwitz eintraf, 
brannten die Öfen von A.-Birkenau 
noch. Der Geruch der verbrannten Lei¬ 
chen lag wie seit Jahren über der Land¬ 
schaft. Die meisten Bewacher waren ge¬ 
flohen, nur wenige Wachmannschaften 
waren noch vor Ort. Kapos und Insas¬ 
sen wussten nicht, dass die Befreiung 
unmittelbar bevorstand. Der Wider¬ 
stand der verbliebenen SS war schnell 
niedergekämpft. 

Wenige Tage vorher waren 60 000 
Insassen von der SS nach Westen eva¬ 
kuiert worden - die bekannten Todes¬ 
märsche. Wohl über 7 000 waren zurück¬ 
geblieben, in der Mehrzahl Frauen und 
Kinder. Das Hauptwerk der Mörder war 
längst getan -1,5 Mio. Menschen waren 
durch Arbeit im I.G. Farben-Werk A.- 
Monowitz, im Kugelhagel der SS oder 
durch das Zyklon B der I. G. Farben- 
Tochter Degesch vernichtet worden. 

In A.-Birkenau wurden die Rotar¬ 
misten mit Jubel begrüßt, als die Häft¬ 
linge die roten Sterne an den Mützen 
erkannten. Sie strömten von überall 
herbei, manche waren so schwach, dass 
sie auf allen Vieren kriechen mussten. 
An Feiern war kaum zu denken. 

Noch war das Sterben nicht vorbei. 
Die entkräfteten Häftlinge schwebten 
zwischen Leben und Tod. Obwohl so¬ 
fort begonnen wurde das Lager zu reini¬ 
gen, obwohl ausreichend Lebensmittel 
bereitgestellt wurden und die sowjeti¬ 
schen Ärzte Tag und Nacht arbeiteten, 
konnte nur die Hälfte der Vorgefunde¬ 
nen Insassen gerettet werden. AR 
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Möglichst breit - 
wenn die Inhalte stimmen 

Mit der CDU gegen Nazis, mit Rechten gegen Krieg? 

Gespräch mit Patrik Köbele 


UZ: Die DKP Essen hat sich an der 
großen Demo gegen „HoGeSa“ am 
18. Januar beteiligt. Die IHK, die CDU 
und der SPD-Oberbürgermeister auch. 
Sind das die richtigen Bündnispartner 
im Kampf gegen Nazis? 

Patrik Köbele: Das muss man im¬ 
mer im Verhältnis zur Plattform eines 
Bündnisses sehen. Wir hatten gemein¬ 
sam einen Aufruf beschlossen, und der 
war gut. Es gibt immer eine Dialektik 
zwischen den Inhalten des Bündnisses 
und seiner Breite. Und auf Basis der 
richtigen Inhalte streben wir die größt¬ 
mögliche Breite an. 


ren Materialien auf die Ursachen der 
massenhaften Flucht hingewiesen, auf 
den Zusammenhang von Flucht und 
Kapitalismus. Dieses Recht lassen wir 
uns nicht nehmen. 

UZ: Bei der Essener Demo am 18.1. 
ist euch das anscheinend gelungen - 
zumindest gibt es innerhalb der CDU 
Unzufriedenheit damit, dass die Kom¬ 
munisten eine gewisse Rolle gespielt 
haben. 

Patrik Köbele: In diesem Fall ging 
es eher um eine Personifizierung. Es 
war einfach so, dass ich im Auftrag des 



Weil Patrik Köbele bei der Anti-HoGeSa-Demo am Mikro stand, gab es Beschwer¬ 
den aus der CDU: Darf der Vorsitzende der DKP eine Bündnis-Kundgebung 
moderieren? 


Ein Beispiel: Wir hatten in unserem 
Bündnis eine kurze Debatte um den 
Aufruf über die Frage: Geht es gegen 
alle „Extremisten“? Das hätten wir 
natürlich nicht mitgetragen, weil man 
das verwendet, um uns zu diffamieren. 
Das Bündnis hat das aber in seiner Ge¬ 
samtheit abgelehnt, und auf der Basis 
eines richtigen Aufrufs haben wir dann 
daran mitgewirkt, das Bündnis so breit 
wie möglich zu machen. 

UZ: Größtmögliche Breite - aber es 
muss doch irgendwo eine Grenze ge¬ 
ben? Wo ist die? 

Patrik Köbele: Natürlich kann es 
keine Zusammenarbeit mit Faschisten 
geben. Eine Grenze wäre auch erreicht 
gewesen, wenn z.B. die CDU gesagt 
hätte: Dann wollen wir aber auch, dass 
das Bündnis unsere Flüchtlingspolitik 
anerkennt. Aber da sind wir eben wie¬ 
der bei den 
Inhalten des 
jeweiligen 
Bündnis¬ 
ses. Insofern 
sind diese 
Grenzen immer fließend, und sie hän¬ 
gen vom Zweck des Bündnisses und 
von den Inhalten ab. 

UZ: Trotzdem will die DKP ja deut¬ 
lich machen, dass es auch für die so¬ 
zialen Forderungen der arbeitenden 
Menschen nötig ist, den Kampf gegen 
Nazis zu führen. Wie kann man diese 
Inhalte vermitteln, wenn man mit Un¬ 
ternehmern gemeinsam demonstriert? 

Patrik Köbele: Das ist die zwei¬ 
te Geschichte: Ich glaube, man darf 
durch die Teilnahme und Mitwirkung 
in einem Bündnis nie darauf verzich¬ 
ten, die eigenen, weitergehenden In¬ 
halte zu vertreten. Wir würden uns 
nicht sagen lassen: Es gehört nicht 
zum Bündniskonsens, kommunistisch 
zu sein, also darf die DKP nicht mehr 
kommunistisch sein. 

Konkret heißt das: Auf der Bünd¬ 
nisdemo haben wir als DKP in unse¬ 


Bündnisses mit einem weiteren Kolle¬ 
gen zusammen die Hauptkundgebung 
moderiert habe. Die CDU-Mitglieder, 
die am Bündnis mitgewirkt haben, ha¬ 
ben danach anscheinend Druck aus ih¬ 
rer eigenen Partei bekommen. Es ist ja 
auch nicht schlecht, andere Kräfte an 
einen Punkt zu bringen, an dem ihre 
Widersprüche deutlich werden. Für 
uns ist es jedenfalls kein Widerspruch, 
mit einem CDU-Mitglied antifaschis¬ 
tisch und antirassistisch aktiv zu wer¬ 
den - wenn die Inhalte des Bündnisses 
stimmen. 

UZ: Welche Faktoren haben denn 
dazu geführt, dass die Inhalte in die¬ 
sem Fall gestimmt haben? 

Patrik Köbele: Die Aktion wurde 
von dem seit langem existierenden an¬ 
tifaschistischen Bündnis „Essen stellt 
sich quer!“ getragen. Wir als DKP 
arbeiten 
seit seiner 
Gründung 
in diesem 
Bündnis 
mit. Dort ist 
klar: Wir dürfen nicht zulassen, dass 
die Totalitarismustheorie Bestand¬ 
teil der Bündnisarbeit wird, wir sind 
ein antifaschistisch-antirassistisches 
Bündnis. Und wir dürfen uns nicht in 
gute und böse Antifaschisten spalten 
lassen. Und weil klar war, dass dieses 
Bündnis der Träger der Aktion ist, war 
auch an diesen Positionen nicht zu rüt¬ 
teln. Bei den Bündnisgesprächen über 
die Aktion haben sich auch die anwe¬ 
senden CDU-Vertreter darauf einge¬ 
lassen. Und die Vertreter der IHK und 
der Unternehmerverbände haben am 
Ende den gemeinsamen Aufruf unter¬ 
schrieben. 

UZ: Im Moment stellt sich für die 
DKP einerseits die Aufgabe, gegen 
solche offen rassistischen Demos auf¬ 
zutreten, andererseits aber gegen die 
Kriegspolitik der Herrschenden. Beim 
„Friedenswinter“ gibt es auch Rechte 
und Quer front-Leute, die das für sich 


„Die Vertreter der Montags¬ 
mahnwache wollten zwischen uns 
und HoGeSa vermitteln.“ 


in Anspruch nehmen. Heißt das für die 
DKP nicht, dass man sich entscheiden 
muss, ob man den Antifaschismus oder 
den Antimilitarismus höher gewichtet? 

Patrik Köbele: Zuerst mal: Man 
kann den „Friedenswinter“ und die 
„Mahnwachen“ nicht gleichsetzen, und 
sicherlich gibt es auch bei den „Mahn¬ 
wachen“ große regionale Unterschie¬ 
de. Und wie wir für uns Antifaschis¬ 
mus und Antimilitarismus gewichten, 
hängt nicht davon ab, ob irgendwelche 
anderen Kräfte versuchen, sich unter 
die Bewegungen zu mischen. Aber 
in Vorbereitung unserer Essener An- 
ti-HoGeSa-Demo gab es tatsächlich 
Auseinandersetzungen mit der Mon¬ 
tagsmahnwache. Die haben sich nicht 
klar zum Aufruf positioniert, sondern 
argumentiert: Solche Gegenaktivitäten 
gegen HoGeSa wären nicht ihr Ansatz, 
sie würden statt dessen das Gemeinsa¬ 
me in den Vordergrund stellen. 

Ich glaube gar nicht, dass das in 
diesem Fall aus einer fundierten Quer¬ 
front-Haltung entsprungen ist. Das 
war eher Ausdruck einer sehr illusio¬ 
nären Friedenssehnsucht, die glaubt, 
man könne mit allen - selbst mit Ho¬ 
GeSa - irgendwie auskommen. So et¬ 
was trägt Verwirrung in die Bewegung, 
ob diese Kräfte es wollen oder nicht. 
Als sie bei dieser Gegenaktion nicht 
„dagegen“ sein wollten, sondern „ver¬ 
mitteln“, da haben wir gesagt: Ja, dann 
seid ihr draußen. 

UZ: Die DKP sagt: Wir brauchen 
keine neue Friedensbewegung. Aber 
bei der so genannten neuen Friedens¬ 
bewegung sind eine Menge Leute da¬ 
bei, die von der angeblich alten und 
traditionellen Friedensbewegung nicht 
erreicht werden. Was sind die Vorschlä¬ 
ge der DKP, um das zu ändern? 

Patrik Köbele: Das, was man „alte 
Friedensbewegung“ nennt - also die 
Friedensbewegung - hat in den letz¬ 
ten Monaten zu wenig Impulse ge¬ 
geben. So konnte sie den Drang vie¬ 
ler Menschen, aktiv zu werden, nicht 
mobilisieren. Aber dieser Drang ist 
ja berechtigt, der Drang, für den Frie¬ 
den, gegen den Krieg in der Ukraine 
und gegen die Politik der Einkreisung 
Russlands zu kämpfen. Gleichzeitig 
hat die Friedensbewegung in der Ana¬ 
lyse hervorragende Qualitäten. 

Ohne diese Analyse laufen die 
Kräfte, die sich selbst „Neue Friedens¬ 
bewegung“ nennen, Gefahr, in eine 
ganz falsche Richtung zu laufen - das 
sieht man an manchen Tendenzen bei 
den „Montagsmahnwachen“. Und es 
gibt Kräfte, die ganz bewusst in die¬ 
se falsche Richtung wollen. Für uns 
heißt das: Eine Spaltung in „alte“ und 
„neue“ Friedensbewegung dürfen wir 
nicht zulassen. Unsere Orientierung 
ist, die angeblich alte Friedensbewe¬ 
gung zu mehr Aktivitäten zu führen, 
die Analyse und den Willen zur Akti¬ 
vität zusammenzubringen. 

UZ: Du hast jetzt mehrfach die Ei¬ 
genständigkeit der kommunistischen 
Kräfte und auch die Abgrenzung zu 
anderen Kräften in Bündnissen betont. 
Steht das nicht im Widerspruch zu ei¬ 
ner solidarischen Mitarbeit in den Be¬ 
wegungen? 

Patrik Köbele: Diese Erfahrung 
mache ich überhaupt nicht. Erstens 
müssen wir selbstbewusst und eigen¬ 
ständig auftreten. Zweitens akzeptie¬ 
ren wir auch die Eigenständigkeit der 
anderen Kräfte im Bündnis. Und drit¬ 
tens sagen wir: Das, wofür das Bündnis 
steht, das tun wir jetzt gemeinsam. Ich 
mache die Erfahrung, dass das der bes¬ 
te Weg ist - für das Bündnis wie für die 
einzelnen beteiligten Kräfte. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 


Kolumne von Nina Hager 


Aufregung um Gabriel 


Im bürgerlichen „Blätterwald“ und 
in Teilen der SPD gab es in den ver¬ 
gangenen Tagen ein großes Palaver. 
Im SPD-Parteivorstand reagierte 
man und fand es „nicht sonderlich 
klug“, die „Auswirkung ... zumindest 
schwierig“. Die Juso-Vorsitzende Jo¬ 
hanna Uekermann erklärte völlig 
zu Recht, „Rassismus ist keine Ge¬ 
sprächsgrundlage“. Und sogar Stein¬ 
meier übte Kritik. 

Einige, die dem linken Flügel der 
Partei zugerechnet werden, sprachen 
dagegen leider nur von einem „guten 
Signal an Mitläufer“ oder hatten, wie 
Fraktionsschef Oppermann zuvor an¬ 
dererseits betont, die SPD dürfe sich 
dem Dialog mit der Pegida nicht ver¬ 
weigern. 

Es ging bei all der ganzen Aufre¬ 
gung - wie bekannt -, um den SPD- 
Parteichef und Vizekanzler Siegmar 
Gabriel. Dabei wollte der doch an¬ 
geblich nur Gutes tun, und fuhr ein¬ 
fach mal und nicht offiziell und nicht 
im Anzug am vergangenem Freitag 
nach Dresden, ohne dass er das wohl 
vorher mit den Seinen abgesprochen 
hatte. Erklärte dort, bevor er mit Pe¬ 
gida-Anhängern sprach: „Reden ist 
immer gut.“ Schön. 

Später erläuterte er, man müsse 
mit „diesen Menschen, die Sorgen 
haben, und die verärgert sind“ reden. 
Das gelte nicht für die Führungsriege 
von Pegida. Er würde nicht mit Orga¬ 
nisatoren reden, die im Neonaziraum 
stehen. 

Mit wem dann Gabriel tatsächlich 
in der Dresdener Landeszentrale für 
politische Bildung diskutiert hat und 
worüber, ist jedoch bislang nicht be¬ 
kannt. Und auch nicht, ob er ein Zei¬ 


chen setzen konnte gegen rechte Po¬ 
sitionen in CDU/CSU, gegen rechts 
in der eigenen Partei und die Regie¬ 
rungspolitik. Und schon das ist pro¬ 
blematisch. Aber zu fragen wäre zu¬ 
dem - auch an die SPD-Linke gerich¬ 
tet - warum Gabriel dann auch nicht 
zu den Gegendemonstrantlnnen aus 
verschiedenen, auch linken Organi¬ 
sationen gesprochen hat. Denn große 
Unzufriedenheit mit der gegenwärti¬ 
gen sozialen Situation im Zusammen¬ 
hang mit der von einer, von der SPD 
eingeführten und durchgesetzten 
Hartz-IV-Regelung, große Zukunfts¬ 
ängsten, heftige Kritik an der Poli¬ 
tik der Bundesregierung oder ihrer 
Ablehnung usw., äußern sicher auch 
nicht wenige, die Woche für Woche 
gegen Pegida (oder die „Ableger“ in 
anderen Regionen), gegen Rassisten 
und Faschisten auf die Straße gehen. 
Nicht mit denen - und vor allen den 
antikapitalistischen Kräften in den 
Bündnissen zu sprechen und über 
reale Schritte gegen eine Politik der 
Verarmung und des Demokratieab¬ 
baus - auch das ist ein deutliches Zei¬ 
chen. Da genau steht die SPD. 

In großbürgerlichen Medien wird 
nun kritisiert, Gabriel hätte mit sei¬ 
nem Auftritt Pegida „gesellschafts¬ 
fähig“ gemacht. Das ist lächerlich. 
Nicht nur angesichts der bisherigen 
Berichterstattung der Beschwichti¬ 
gung und Beschönigung, angesichts 
von Talksendungen auf verschiede¬ 
nen Kanälen, angesichts der realen 
Politik der Regierungskoalition ge¬ 
genüber Flüchtlingen und im Hin¬ 
blick auf die Demokratie im Land ist 
das eine noch größere Lüge. 

Pegida und Co. werden gebraucht. 


DKP bereitet 21. Parteitag vor 

Antrag zur internationalen Zusammenarbeit beschlossen 


Im Mittelpunkt der 11. Tagung des Par¬ 
teivorstandes der DKP, die am vergan¬ 
genen Wochenende in Essen stattfand, 
stand die weitere Vorbereitung des 21. 
Parteitages. Dieser wird Mitte Novem¬ 
ber in Frankfurt am Main stattfinden. 
Nach der Verabschiedung des Entwurfes 
des Leitantrages auf der 10. Tagung folg¬ 
te nun die Diskussion um einen Antrag 
des Parteivorstandes zur Internationa¬ 
len Zusammenarbeit. Dementsprechend 
hielt Günter Pohl, Leiter der internati¬ 
onalen Kommission das Hauptreferat 
zu internationalen Entwicklungen, das 
sich im aktuellen Teil auch mit der IG- 
Metall-Tarifrunde, den rassistischen 
Aufmärschen von Pegida und der Zu¬ 
spitzung in der Ostukraine befasste. Pohl 
nahm die PV-Mitglieder mit auf eine 
Reise über die Kontinente und schätz¬ 
te detailliert, wirtschaftliche Entwick¬ 
lungen, Kräfteverhältnisse und -Ver¬ 
schiebungen ein. Ein Fokus lag auf der 
wachsenden Militarisierung und Kriegs¬ 
gefahr. Er findet sich in dem mit wenigen 
Gegenstimmen angenommenen Antrag 
an den Parteitag wieder: „Die Friedens¬ 
frage hat international zentrale Bedeu¬ 
tung. Es muss ein stärkeres Bewusstsein 
über die Aggressivität der NATO, über 
den EU- und den US-Imperialismus als 
im Gegensatz zu den Menschheitsinter¬ 
essen stehend geschaffen werden.“ 

Der Antrag befasst sich vor allem mit 
der Zusammenarbeit auf interkontinen¬ 
taler und europäischer Ebene. Zu Letz¬ 
terem heißt es: „Die Beziehung zu den 
Kommunistischen Parteien ist vorrangig. 
Die DKP arbeitet weiter in der Vier-Par- 
teien-Kooperation mit den KPen und 
Arbeiterparteien aus den Niederlanden, 
Belgien und Luxemburg. Diese Zusam¬ 
menarbeit soll planmäßig auf andere 
Parteien erweitert werden.“ An anderer 
Stelle heißt es zur Bündnisarbeit: „Die 
DKP beteiligt sich an grenzüberschrei¬ 
tenden Zusammenschlüssen und der 
Zusammenführung von Kämpfen. Dazu 
gehören Blockupy oder Sozialforen ...“ 
Die in der Partei umstrittene Frage von 
Mitgliedschaft und Status in der Europä¬ 
ischen Linkspartei wird in dem Antrag 
nicht berührt, sondern soll vom Partei¬ 


tag gesondert entschieden werden. Der 
Parteivorstand will darüber auf der kom¬ 
menden PV-Tagung im März beraten. 

Zur weiteren Vorbereitung des 21. 
Parteitages beschloss der Parteivorstand 
die Konzeption für eine von zwei The¬ 
oretischen Konferenzen zur Unterstüt¬ 
zung der Diskussion um den Leitantrag. 
Sie wird am 21. Februar in Hannover 
stattfinden. Angesichts des anhaltenden 
Meinungsstreits in der Partei sollen die 
drei Diskussionsblöcke (Imperialismus 
heute/Entwicklung der Produktivkräf¬ 
te und Arbeiterklasse heute/Die kom¬ 
munistische Partei heute) entgegen des 
ursprünglichen Antrags erneut mit sich 
gegenüberstehenden Positionen einge¬ 
leitet werden. 

Nachdem der Parteivorstand sich 
im Zusammenhang mit der Erarbei¬ 
tung des Leitantrages auf der 9. Tagung 
intensiv mit der Friedensfrage ausein¬ 
andergesetzt hatte, setzte er auf dieser 
Tagung einen Schwerpunkt auf die an¬ 
tifaschistische Arbeit, die im Leitantrag 
ebenfalls eine zentrale Rolle einnimmt. 
Nach einer Einleitung des stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden Hans-Peter Bren¬ 
ner und Berichten von den Antifa- und 
Friedenspolitischen Beratungen des 
Parteivorstandes am 17. Januar disku¬ 
tierten die Mitglieder des Gremiums 
unter anderem über die Einschätzung 
der rassistischen Aufmärsche von Pegi¬ 
da und dessen örtlichen Ablegern und 
die Proteste dagegen, über Aufgaben 
der Partei im antifaschistischen Kampf 
und über die Vorbereitungen der Akti¬ 
vitäten rund um den 8. Mai. 

Der Parteivorstand beschloss die 
Einsetzung einer Antifa-Kommission, 
die Konzeption für die zentrale Kon¬ 
ferenz der DKP zum Jahrestag der Be¬ 
freiung am 2. Mai in Berlin und die Un¬ 
terstützung der antifaschistischen Kara¬ 
wane in den Donbass, initiiert von der 
italienischen Band Banda Bassotti. 

Die Referate und Beschlüsse sind in 
den DKP-Informationen nachzulesen, 
die in wenigen Tagen auch unter http:// 
www.dkp-online.de/pv zu finden sind. 

Wera Richter 

Siehe auch Seiten 6 und 12 
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„Europäischer Widerstandskampf 
gegen den Nazismus“ 

Eröffnung der Ausstellung in Bremen 


Am 21. Januar 2015 konnte mit einem eindrucksvollen Festakt im Bremer Rathaus die Ausstellung „Eu¬ 
ropäischer Widerstand gegen den Nazismus“ eröffnet werden. Erarbeitet wurde die fünfzig Großtafeln 
umfassende Ausstellung in einer Kooperation des belgischen „Institut des Veterans“ und der Internatio¬ 
nalen Föderation der Widerstandskämpfer (FIR). Schon 2013 konnte eine erste Version im Europäischen 
Parlament präsentiert werden. Nun wurde die deutschsprachige Fassung zum ersten Mal öffentlich ge¬ 
zeigt. Im Mai 2015 wird die Ausstellung in den Räumen der Universität Hamburg zu sehen sein. Weitere 
Termine in anderen Städten sind in Vorbereitung. 

Als Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen sprach Bürgermeister Jens Böhrnsen auf 
dem Festakt und schlug in seiner engagierten Rede einen Bogen von historischer Erinnerung zu heuti¬ 
gem Handeln der Zivilgesellschaft gegen Rechtspopulismus und Ausgrenzung. Er erinnerte dabei auch 
an das Wirken von Bremer Frauen und Männer im Widerstand. 

Jean Cardoen, Direktor für Erinnerungsarbeit im belgischen Institut, erläuterte die Entstehungsge¬ 
schichte der Ausstellung und zeigte an ausgewählten Beispielen den Heroismus von Frauen und Männern 
im antifaschistischen Kampf. Er nannte Kommunisten, Sozialdemokraten und katholische Priester, die 
sich für ihre Überzeugung gegen den Nazismus engagierten und erinnerte an das 19-jährige Mädchen 
Zoia Kosmodeiamskaia, das als sowjetische Partisanin hingerichtet wurde. 

Für die Internationale Föderation der Widerstandskämpfer (FIR) sprach deren Generalsekretär und 
Bundessprecher der VVN-BDA Dr. Ulrich Schneider. Nachfolgend dokumentieren wir die gekürzte Fas¬ 
sung seiner Eröffnungsrede: 


Als vor 40 Jahren ebenfalls im unteren Rathaus¬ 
saal eine Ausstellung „Widerstand und Verfolgung 
in Bremen“ gezeigt werden konnte, war sie das 
Werk derjenigen Frauen und Männer, die selbst 
im antifaschistischen Kampf gestanden haben. 
Ihre Erfahrungsberichte waren für mich 
und viele Angehörige meiner Generati¬ 
on ein wichtiger Zugang zum Thema, der 
nicht nur historisch-wissenschaftlich ver¬ 
mittelt war. Ihre Haltung war für uns in 
gewisserWeise Vorbild und politische Ori¬ 
entierung. 

Mit Blick auf diese historische Ausstel¬ 
lung vor 40 Jahren stehen wir heute vor der 
Herausforderung, dass von diesen Zeitzeu¬ 
gen nur noch wenige unter uns sind und 
ihre Erfahrungen weitergeben können. 

Wie schaffen wir es heute, die Erfah¬ 
rungen und das politische Wirken dieser 
Menschen, die ihre Freiheit, ihre Gesund¬ 
heit, oftmals auch ihr Leben für diesen an¬ 
tifaschistischen Kampf riskiert hatten, für 
Nachgeborene lebendig zu halten? 

Wie gelingt es uns als Historiker und als 
Pädagogen, heutige Jugendliche, für die die 
Geschichte der NS-Zeit oftmals so fern ist 
wie die Geschichte der alten Römer, die au¬ 
ßerdem eigene politische Erfahrungen und 
Rezeptionsgewohnheiten mitbringen, mit 
dem Thema zu konfrontieren und Zugänge 
zu ihrem Verständnis zu finden? 

Angesichts der umfassenden Mediali- 
sierung der Kommunikation können Vi¬ 
sualisierungen durchaus hilfreich sein. Die 
Präsentation versucht dabei einen „Spagat“ 
zu schaffen zwischen Visualisierbarem und 
notwendigen historischen Erläuterungen. 

Sie dokumentiert auf ihren etwa 50 Stell¬ 
wänden die historische und politische Brei¬ 
te der antifaschistischen Bewegung in Eu¬ 
ropa. 

Um die Betrachter auf die Problema¬ 
tik der Vielfalt und der politischen Breite 
der Zugänge zum antifaschistischen Han¬ 
deln einzustimmen, wird in acht Thesen 
ein Grundverständnis für den Widerstand 
nachgezeichnet. 

Wir unterstrichen, dass es vielfältige Grün¬ 
de und Zugänge zum Widerstand gab, 
dass im Widerstand traditionelle politische 
oder ideologische Spaltungen überwunden 
wurden, 

dass praktische Solidarität mit Verfolgten ein zen¬ 
trales Element von Widerstand war, 
dass der Widerstand eine Sache von Frauen und 
Männern war, 

dass Antifaschismus immer auch Internationalis¬ 
mus bedeutete, 

dass der Widerstand zumeist mit einer Zukunfts¬ 
vision einer anderen, einer gerechteren und fried¬ 
licheren Gesellschaft und Welt verbunden war. 
Ausgehend von diesem Verständnis konnten wir 
Informationen zum antifaschistischen Widerstand 
zu fast allen damals bestehenden Staaten in Euro¬ 
pa präsentieren. Dieser Hinweis ist wichtig, denn 
man findet in der Ausstellung Tafeln zu Jugosla¬ 
wien, zur Tschechoslowakei und zur Sowjetunion, 
aber nicht zu den heutigen Nachfolgestaaten. 
Auch wenn uns die Begrenzung, die sich durch 
zumeist ein bzw. zwei Stelltafeln pro Land erga¬ 
ben, einschränkten, versuchten wir die wichtigsten 
Stichworte der antifaschistischen Geschichte der 
jeweiligen Ländern zu dokumentieren. 

Dabei haben wir besonders diejenigen Ereig¬ 
nisse in den Blick genommen, die als gesellschaft¬ 
liches Narrativ das historische Selbstverständnis 
der jeweiligen Nation berühren. 

Dazu gehört in den Niederlanden der Dock- 
arbeiter-Streik vom 25. Februar 1941. 


Dazu gehört der militärische Sieg der sowjeti¬ 
schen Streitkräfte im Februar 1943 in Stalingrad, 
ein Ereignis, das mehr als eine militärische Di¬ 
mension hatte und weit über die UdSSR als Sym¬ 
bol für die Besiegbarkeit des deutschen Faschis¬ 


mus wahrgenommen wurde. 

Dazu gehört in Griechenland die Sprengung der 
Eisenbahnbrücke über den Gorgopotamos im 
November 1942, in Frankreich die Befreiung von 
Paris im August 1944 unter besonderer Beteili¬ 
gung der Resistance und französischer Militär¬ 
einheiten sowie in der CSR der Slowakische Na¬ 
tionalaufstand, der ebenfalls im Sommer 1944 in 
der Region von Banska Bystriza seinen Ausgang 
nahm. 

Zu den Ereignissen zählen in Polen der Auf¬ 
stand im Warschauer Ghetto 1943 und der War¬ 
schauer Aufstand von 1944. 

Aber auch erfolgreiche Widerstandsaktionen, 
wie die Herausgabe einer komplett gefälschten 
Ausgabe der Tageszeitung „Le Soir“ unter den 
Augen der Besatzungsmacht, wie es der belgische 
Widerstand am 9. November 1943 vermochte, ge¬ 
hören in diese Reihe. 

Da es eine Vielzahl solcher Ereignisse gab, die 
natürlich von den ehemals Beteiligten und den 
nationalen Verbänden der Widerstandskämpfer 
entsprechend gewichtet werden, standen wir als 
Ausstellungsmacher vor einer großen Herausfor¬ 
derung. Es war zwingend, dass wir für die endgül¬ 
tige Gestaltung der Ausstellung eine Auswahl aus 
dem reichhaltigen Dokumenten- und Bildmateri¬ 
al, das wir von der FIR und Veteranenverbänden 


erhalten hatten, treffen mussten. Dabei ließen wir 
uns von drei Überlegungen leiten: 

1. Es sollte auf einem begrenzten Raum nicht nur 
der Umfang, sondern auch die politische Breite 
der antifaschistischen Bewegung sichtbar werden. 
Das führte in manchen Fällen dazu, dass in der 
Darstellung quantitative Verhältnisse (d.h. wel¬ 
che politischen Gruppen trugen die Hauptlast) zu¬ 
gunsten von qualitativen Überlegungen (welche 
verschiedenen Kräfte gehörten zum Widerstand) 
verschoben werden mussten. 

2. Bestimmte antifaschistische Aktionen und 
Kampfformen findet man in allen Ländern, in 
denen z.B. Partisanen kämpften. Wir hätten also 
mindestens 20 Mal Bilder mit zerstörten Eisen¬ 
bahnanlagen zeigen können. Diese Aktionen wa¬ 
ren von großer Bedeutung für die Behinderung 
der faschistischen Kriegspolitik, aber gleichzeitig 
wäre so etwas redundant. Deshalb haben wir uns 
bemüht, auf den jeweiligen Landestafeln natio¬ 
nale Spezifika in den Fokus zu rücken (Belgien: 
klandestine Presse; Griechenland: EAM/Demo- 
kratische Armee etc.) 

3. Wir waren nicht bereit, den geschichtspolitischen 
Auseinandersetzungen der Nachwendezeit seit 

1990 in den heutigen Staaten des ehe¬ 
maligen Ostblocks zu folgen und nur 
noch die gegenwärtig politisch opportu¬ 
ne Sichtweise zu präsentieren. Wir haben 
uns dabei auf die Haltung der nationalen 
Mitgliedsverbände der FIR gestützt, die 
in ihren Ländern einen aktiven Kampf 
gegen die Revision der Geschichte des 
antifaschistischen Kampfes führen. 

Damit könnte - aus der Sicht einer 
umfassenden wissenschaftlichen Aufar¬ 
beitung des Themas möglicherweise be¬ 
rechtigt - der Einwand gegen diese Aus¬ 
stellung erhoben werden, dass einzelne 
Ereignisse oder Gruppen des Widerstan¬ 
des nicht vollständig und umfassend ge¬ 
nug dargestellt worden seien. Aber wir 
stehen zu dieser Präsentation und der 
getroffenen Auswahl. 

Und man könnte - aus einer vorgeb¬ 
lich neutralen Perspektive - der Ausstel¬ 
lung Vorhalten, sie sei parteilich. Das ist 
sie in der Tat. 

Denn sie ergreift Partei für alle diejeni¬ 
gen, 

★ die bereit waren unter Einsatz ihrer 
Gesundheit, ihrer Freiheit und manch¬ 
mal auch des Lebens für Menschen- und 
Freiheitsrechte einzutreten, 

★ die sich solidarisch mit Verfolgten und 
unterdrückten Minderheiten zeigten, 

★ die sich für das freie Wort und gegen 
Gleichschaltung 
und faschistische 
Propaganda ein¬ 
setzten, 

★ die - aus zum 
Teil ganz unter¬ 
schiedlicher Mo¬ 
tivation - für die 
Freiheit des eige¬ 
nen Landes gegen 
die NS-Okkupati- 
on kämpften, 

★ die für die Be¬ 
endigung des Krie¬ 
ges eintraten, indem sie die 
militärische Kampfkraft 
der faschistischen Armeen 
schwächten, 

★ die damit insgesamt ihren 
Beitrag für einen antifaschis¬ 
tisch-demokratischen Neu¬ 
beginn in Europa geleistet 
haben, 

und das ungeachtet der je¬ 
weiligen parteipolitischen 
Orientierung oder religiösen 
Überzeugung der handeln¬ 
den Frauen und Männer. 

Wenn wir uns heute be¬ 
mühen, Vertretern der heu¬ 
tigen Generationen einen 
Zugang zu dem Thema zu 
eröffnen, dann bietet sich - 
trotz der europäischen Pers¬ 
pektive der Ausstellung sel¬ 
ber - durchaus ein regionaler 
Bezug an. 

Es ist eine didaktische 
Erfahrung, dass sich für 
Nachgeborene über die re¬ 
gionale Geschichte leichter 
Verbindungen zu allgemei¬ 


nen historischen Themen aufzeigen lassen, indem 
damit die Abstraktheit der globalen Dimensi¬ 
on geschichtlicher Ereignisse aufgebrochen und 
gleichzeitig verdeutlicht werden kann, dass - wie 
bei diesem Thema - jede Widerstandsaktion in 
Bremen - selbst wenn sie noch so bescheiden ge¬ 
wesen ist - Teil eines umspannenden Netzes anti¬ 
faschistischer Bewegung in ganz Europa war. 

Schon vor zwei Jahren hatte ich die Gelegen¬ 
heit zu diesem Thema in Bremen zu referieren und 
in dem Zusammenhang unter anderen an Fried¬ 
rich Eildermann, Wilhelm Knigge und Gustav Rö- 
belen erinnert, die als Bremer Antifaschisten im 
europäischen Rahmen Widerstand leisteten. Al¬ 
lein schon diese Namen zeigen, über welch reiche 
antifaschistische Tradition die Bremer Stadtge¬ 
schichte verfügt, die im Rahmen der Beschäftigung 
mit der Ausstellung über europäischen Widerstand 
aktiviert werden kann. 

Und zu dieser Tradition haben wir in Bremen 
immer auch Heinrich Vogeler gezählt, auch wenn 
er eigentlich in Worpswede gelebt und gewirkt hat. 
Zur Eröffnung der Ausstellung zeigen wir daher 
ebenfalls die Zeichnungen, die Heinrich Vogeler 
gemeinsam mit Johannes R. Becher für die anti¬ 
faschistische Publikation „Das Dritte Reich“ 1934 
in Moskau zusammengestellt hat. 

Mit diesen Zeichnungen versuchten Vogeler 
und Becher selbst vom Ausland her nicht nur über 
die Verbrechen der faschistischen Herrschaft in 
Deutschland und die gesellschaftlichen Träger die¬ 
ser Terrorherrschaft aufzuklären, sondern - und 
das wird in den letzten Zeichnungen besonders 
deutlich - den Menschen Mut und Optimismus im 
antifaschistischen Kampf mitzugeben. 

Es war ein Mut und Optimismus, wie er sich 
auch in dem berühmten „Lied der Moorsoldaten“ 
der Häftlinge des KZ Börgermoor ausdrückte, in 
dem es unter anderem heißt: „... ewig kann’s nicht 
Winter sein.“ 

In diesem Sinne wünschen wir uns ein Publi¬ 
kum, das die Ausstellung und die dort gezeigten 
Informationen nicht nur historisch oder retrospek¬ 
tiv betrachtet. Denn die Erinnerung an den anti¬ 
faschistischen Widerstand vor über 70 Jahren hat 
immer auch eine sehr gegenwärtige Dimension. 

Wir verstehen die auf den Tafeln gezeigten 
Beispiele des antifaschistischen Kampfes auch 
als „Mutmacher“ für heute, 
als „Mutmacher“ für Auseinandersetzungen mit 
Fremdenfeindlichkeit und Rechtspopulismus, mit 
Neofaschismus und Antisemitismus, mit Kriegspo¬ 
litik und sozialen Ungerechtigkeiten, 
als „Mutmacher“ heute einzutreten für Demo¬ 
kratie, Frieden, Freiheit und eine soziale und so¬ 
lidarische Gesellschaft, in der alle Menschen mit 
gleichen Rechten lebenswert existieren können. 
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Der autoritäre Charakter 

Liv Ullmann verfilmt Strindbergs „Fräulein Julie“ 



D ie Handlung ist denkbar einfach 
und die natürlichste Sache der 
Welt. Eine einsame junge Frau 
sucht etwas Gesellschaft ein bisschen 
Lebensfreude. Es ist Mittsommer. Sie 
findet einen etwas älteren, attraktiven 
Mann, der sie eigentlich schon von 
Kindheit her liebt. Die Leidenschaft 
erkämpft sich ihr Recht. Sie landen im 
Bett. Alles bestens? 

Natürlich nicht. Die junge Frau ist 
eine Adlige und ihr Liebhaber ist ihr 
Diener Jean. Kaum dass sie das Bett 
verlassen haben, erhebt sich zwischen 
ihnen unüberwindlich die Klassen¬ 
schranke. Die Spannung wird zusätz¬ 
lich aufgeladen durch Kristin. Die 
etwas ältere Köchin macht sich seit 
langem Hoffnungen auf Jean, die sie 
nun durch die Verführung der jungen 
Adligen gefährdet sieht. Mit der Rück¬ 
kehr des Grafen, des Vaters von Julie, 
treibt die Tragödie ihrer Klimax zu. 
Varianten werden durchgespielt. Ent¬ 
scheidungen müssen getroffen werden. 
Der schwedische Dramatiker August 
Strindberg hatte 1888 mit „Fräulein 
Julie“ eines seiner bedeutendsten Wer¬ 
ke seiner „naturalistischen Phase“ ge¬ 
schrieben. 

Die Schauspielerin und Regisseu¬ 
rin Liv Ullmann hat der Versuchung 
widerstanden die aufklärerisch-eman- 
zipatorische Substanz des Einakters für 
das heutige, vom schnellen Profit ge¬ 
triebenen Kino in eines dieser vorder¬ 
gründigen Feminismusspektakel oder 
in einen marktschreierischen postmo¬ 
dernen Nihilismus aufzulösen. Obwohl 
ein Motiv für die Verlegung der Hand¬ 
lung ins Nordirland des ausgehenden 
19. Jahrhunderts nicht unmittelbar er¬ 
kennbar ist, hat sie, im positiven Sin¬ 
ne konservativ, die kammerspielartige 
Form des Stückes bewahrt und durch 
sensible Kameraführung und empfind¬ 


samen Ton eine intime Nähe zu ihren 
Protagonisten herstellen können. Eine 
Nähe, welche die Emotionalität mit 
dem sich die untersuchten sozialpsy¬ 
chologischen Prozesse mit großer Lei¬ 
denschaft Bahn brechen, plastisch her¬ 
vortreten lässt. 

Mit der 37-jährigen Jessica Chas- 
tain ist die Rolle der mädchenhaften 
Julie ein wenig prägnant besetzt. Doch 
die ätherisch-verletzliche Ausstrahlung 
der rothaarigen US-Amerikanerin hilft 
über den Umstand ihrer unübersehba¬ 
ren Lebenserfahrung hinweg. Dafür 
erreicht ihr Spiel eine beachtlich fra¬ 
gile Tiefe und Differenziertheit, zumal 
ihr mit Colin Farrells maskulinem John 
(Jean) ein (ein bisschen zu) veritabel 
auftrumpfender Partner gegenüber¬ 
steht. Samantha Mortons stämmig¬ 
bodenständige Kathleen (Kristin) be¬ 
gleitet in den Hintergrund gedrängt, 
zumeist nur mühsam beherrscht, das 
zerstörerische Umkreisen. 

Ullman emotionalisiert die Tragik 
des Scheiterns ihrer adligen Heldin mit 
Franz Schuberts wehmütigem Klavier¬ 
trio Nr. 2. Ein Zitat. Stanley Kubrick 
unterlegte damit seine filigran ziselierte 
Verführungsszene in „Barry Lyndon“ 
mit einer gelassenen, geradezu jensei¬ 
tig-schönen Marisa Berenson als Lady 
Lyndon. Lady Lyndon wird, in gewis¬ 
ser Analogie zu Fräulein Julie, „Op¬ 
fer“ des skrupellosen irischen Empor¬ 
kömmlings Redmond Barry. Während 
sie über die Möglichkeit verfügt, das 
Problem finanziell zu regeln, bleibt die¬ 
ser Ausweg für Fräulein Julie versperrt. 

Strindbergs Stück, wie auch Brechts 
„Puntila“, erscheint beinahe wie eine 
Dramatisierung der Passage „Herr¬ 
schaft und Knechtschaft“ in Hegels 
„Phänomenologie des Geistes“. He¬ 
gel reflektiert hier die komplexe Dia¬ 
lektik des Klassenverhältnisses - al¬ 


lerdings in die idealistisch verkehrte 
Geistesbewegung der entsprechenden 
„Selbstbewusstsein(e)“ gekleidet. He¬ 
gel macht klar, dass die hier zugrun¬ 
deliegende Dialektik, die Einheit und 
der Kampf der Gegensätze, einer be¬ 
stimmten, progressiven Lösung zu¬ 
strebt: „Aber wie die Herrschaft zeig¬ 
te, dass ihr Wesen das Verkehrte des¬ 
sen ist, was sie sein will, so wird auch 
wohl die Knechtschaft vielmehr in ih¬ 
rer Vollbringung zum Gegenteil des¬ 
sen werden, was sie unmittelbar ist; sie 
wird als in sich zurückgedrängtes Be¬ 
wusstsein in sich gehen und zur wah¬ 
ren Selbstständigkeit sich umkehren.“ 
(HW 3/152) 

Der von Nietzsche und dem auf¬ 
kommenden Imperialismus beein¬ 
flusste Strindberg kann hier Hegel 
nicht mehr folgen. Während für Hegel 
das knechtische Bewusstsein durch die 
Arbeit „zu sich selbst“ kommt, verharrt 
der Diener Jean in seiner Rolle: „Es ist 
so, als ob dieser Rock hier es gemacht 
hätte ... oh, dieser verteufelte Knecht 


sitzt mir im Genick!“ Die auf der Büh¬ 
ne ständig präsenten Stiefel des Grafen 
repräsentieren, auch wenn mit Julie der 
Untergang des Adels angedeutet ist, 
das weiterhin unüberwindliche Herr¬ 
schaftsprinzip. Zwar träumt auch Jean 
vom gesellschaftlichen Aufstieg: „Ich 
will hinauf in den Gipfel und mich Um¬ 
sehen in der strahlenden Landschaft... 
und das Vogelnest da oben, in dem die 
goldenen Eier liegen, plündern.“ Aber 
innerhalb der herrschenden Verhältnis¬ 
se, ohne das Herrschaftsprinzip selbst 
in Frage zu stellen. Als Julie zugibt, kein 
eigenes Geld zu haben, muss er einse- 
hen mit seinen Plänen für eine eigene 
Existenz am Sehnsuchtsort Corner See, 
mit der Plünderung der goldenen Eier, 
gescheitert zu sein. „Dann fällt die gan¬ 
ze Sache zusammen.“ 

Jeans opportunistischer Charak¬ 
ter, seine abrupten Wechsel von de¬ 
voter Beflissenheit zu roher, komman¬ 
dierender Arroganz, dem „Willen zur 
Macht“, verweist auf die typischen 
Merkmale der kleinbürgerlich autori¬ 


Literatur, die mehr wünscht und mehr träumt 

Leseeindrücke aus Dietmar Daths Roman „Feldeväye“ 


„ach! Wissenschaft ist pubertät. die 
kunst ist das erwachsensein.“ Mit 
diesem Zitat von Ronald M. Scher- 
nikau beginnen die 800 Seiten von 
Feldeväye, dem „Roman der letzten 
Künste“ von Dietmar Dath, im Früh¬ 
jahr dieses 2014 veröffentlicht. Darin 
zeigt der Autor, dass er beides meis¬ 
terlich beherrscht: Die Pubertät und 
das Erwachsensein. In „Feldeväye“ 
geht Dath nicht nur bis an die Gren¬ 
zen des Universums, sondern auch an 
die Grenzen des Genres. Spielerisch 
erfindet er Begriffe, Zusammenhänge, 
Lebewesen und vermischt sie mit rea¬ 
len, höchst irdischen Problemen. Und 
er nimmt sich gelegentlich dabei selbst 
auf die Schippe: „Sie wollen die Orte 
der Kunstwerke als Gelegenheiten 
neuer sozialer Beziehungen ... Als in- 
tertextuell koordinierte, multipel ver- 
ortbare, diskursive Operationsfelder. 
Wenn man es so ausdrückt macht es 
Kopfweh.“ Nicht ohne Witz: Ein aus- 
uferndes Besäufnis kann als solches 
nur entschlüsselt werden, wenn man 
die entsprechenden medizinisch-che¬ 
mischen Fachtermini kennt. Zugege¬ 
ben: Gelegentlich schläfern vereinzel¬ 
te Passagen der 800 Buchseiten durch 
nahezu handlungslose, technizistisch- 
philosophische Betrachtungen ein. In 
Schlüsselszenen des Romans dagegen 
rauscht Dath mit höchster erzähleri¬ 
scher Rasanz durch die Seiten, der Le¬ 
ser fühlt sich wie in einer Achterbahn 
mit Dreifach-Loopings. 

Die Handlung, die Themen, die 
Fragestellungen, die Protagonisten in 
„Feldeväye“ sind vielschichtig. Felde¬ 
väye als Zufluchtsort der sich lieben¬ 
den Severin Rukeyser und Klemens 
Erikson, eine heile Welt, scheinbar. 
Die Produktivkräfte in Daths Univer¬ 
sum haben sich in einem unvorstell¬ 
baren Tempo und Ausmaß entwickelt, 
Krankheiten sind ausgerottet, Hy¬ 
bridlebewesen, ein Thema, das bereits 
in „Die Abschaffung der Arten“ zur 


Sprache kam, bevölkern die Seiten, 
kommuniziert wird über eine Art tele¬ 
pathisches Internet, Dath breitet eine 
so unglaubliche Fülle von Einfällen 
aus, dass die Zeile aus den Anfängen 
des Romans eher untertrieben wirkt: 
„Das ist eine Geschichte für Kinder 


mit großen Augen ... 

In diesem Kosmos, in dem nahezu 
alle Fragen gelöst erscheinen, braucht 
es auch keine Kunst mehr, sie gilt als 
überholt: „dann werden wir keine Bil¬ 
der und Skulpturen mehr nötig haben, 


weil wir in der verwirklichten Kunst 
leben“. Die Hauptfigur Katrin Ristau 
ist Sammlerin von „Flammen“, so be- 
zeichneten Kunstwerken der Vergan¬ 
genheit, die auf Feldeväye verwahrt 
und ausgewertet werden. Mit einem 
Manifest, das eine neuartige Sicht auf 


die soziale Dimension und damit auf 
die gesellschaftliche Potenz der Kunst 
vermittelt, löst Ristau revolutionä¬ 
re Veränderungen auf Feldeväye aus. 
„Du gehst aus dem Erfahrungsgelei¬ 
teten ins Programmatische, ins Urtei¬ 


lende, das mögen sie natürlich nicht, 
die Politiker“ (Klemens Erikson zu 
Katrin Ristau) Die heile Welt erweist 
sich als Klassengesellschaft, die herr¬ 
schende Kaste versucht, die subversiv 
arbeitenden Künstlergruppen, Aisthe¬ 
ten genannt, unter Kontrolle zu be¬ 
kommen. Die scheinbar zementierte 
Ordnung gerät aus den Fugen, als sich 
unter Führung von Katrin Ristau eine 
Widerstandsbewegung entwickelt. 
Spezies mit dem beziehungsreichen 
Namen Contramurales, abgekürzt 
Coms genannt, sind die Träger die¬ 
ser Guerillabewegung. Dietmar Dath 
verlangt dem Leser einiges ab. Das 
Personaltableau ist kaum überschau¬ 
bar, die Protagonisten, größtenteils 
bemerkenswert konturiert, wechseln 
die Jahrhunderte, die Identitäten und 
gelegentlich auch das Geschlecht. Die 
gesellschaftliche Utopie personifiziert 
sich, wie etwa in Lasse Ristau, der for¬ 
muliert: „Eine Menschheit, die mehr 
kann, mehr wünscht und mehr träumt 
als alle vorher.“ Die gleiche Intensität 
findet sich auch in den Liebesszenen 
von Feldeväye. Vieldeutiges oszilliert 
häufig zwischen den Zeilen. 

Das Sichere ist nicht sicher, formu¬ 
lierte einst Bert Brecht, und in Daths 
Feldeväye bleibt folgerichtig nichts, 
wie es war. Der Impuls der revoluti¬ 
onären Ideen geht von selbstorgani¬ 
sierten Kommunen auf dem Lande 
aus und versucht in den Städten, den 
Urbeen, Fuß zu fassen. Katrin Ristau 
als strategischer Kopf der Bewegung 
agiert, taktiert und organisiert wie wei¬ 
land Joß Fritz „... den Aufruhr in die 
Städte tragen“. Sie gewinnt dabei Ter¬ 
rain, Verbündete und Einfluss. 

Nicht überraschend: Das Imperi¬ 
um schlägt zurück und versucht sei¬ 
ne untergehende Macht mit dem hin¬ 
länglich aus der Geschichte bekannten 
Repertoire zu verteidigen: Spaltung 
und Unterwanderung der Bewegung, 
Integration des reformistischen Flü¬ 


Conlon Nancarrow - die Realität wird zur Fiktion 

„... nicht einfach der Ton, die Töne, die Harmo¬ 
nie oder Disharmonie waren anders als alles, was 
man sonst mit dem Gehör erfuhr ... Conlon aber, 
den man nicht ernst nahm, bis es zu spät war, wur¬ 
de ihre schwerste Niederlage ...“ Conlon Nan¬ 
carrow ist einer der Protagonisten des Romanes 
von Dietmar Dath und arbeitet eng mit Katrin 
Ristau, der Anführerin der Widerstandsbewegung 
der Contramurales, Coms genannt, zusammen. Er 
gehört der Klasse der Prodniki an und benutzt ein 
„... mechanisches, aber automatisches Klavier mit 
Walze“. Mit dessen Hilfe gelingt es ihm Musik, ja 
ganze Klangwelten zu entwickeln, die letztlich die 
Architektur der gesamten Umgebung verändern 
und einen entscheidenden Beitrag zum Nieder¬ 
gang des Imperiums leisten. 

Conlon Nancarrow ist keine von Dietmar Dath 
erfundene Figur. Er wurde am 27.10.1912 in Arkansas, USA, geboren. Dath 
zieht gleich zwei fast unglaubliche Parallelen zum Leben des wirklichen Sa¬ 
muel Conlon Nancarrow und seiner Romanfigur. Der reale Nancarrow war 
Komponist und konnte mithilfe eines mechanischen Klaviers (!) und von ihm 
gefertigter Lochstreifen neuartige musikalische Strukturen realisieren. Er ver¬ 
wendete mathematische Formeln bei seinen Kompositionen und schuf damit 
Musikstücke von bis dahin nicht erreichter temporaler Komplexität. Nancar¬ 
row organisierte sich zeitweise in der Kommunistischen Partei der USA. 1936 
reiste er als Jazztrompeter auf einem Dampfer nach Europa und ging 1937 
nach Spanien. Er kämpfte in den Reihen der Abraham-Lincoln-Brigade gegen 
den Faschismus und kehrte 1939 schwer verwundet nach New York zurück. 
Bereits ab 1940 hatte er, wie viele andere der US-Interbrigadisten, politische 
Schwierigkeiten und siedelte nach Mexiko über. Conlon Nancarrow starb am 
10.8.1997 in Mexiko-Stadt. R.0. 



tären Persönlichkeitsstruktur. Mit der 
zunehmenden Relevanz der faschisti¬ 
schen Option hatten sich sowohl Wil¬ 
helm Reich („Massenpsychologie des 
Faschismus“) als auch Erich Fromm 
(„Die Furcht vor der Freiheit“) be¬ 
müht, einen psychoanalytischen bzw. 
sozialpsychologischen Erklärungsan¬ 
satz für die, zumindest in der breiten 
Masse, widerstandsfreie Funktionswei¬ 
se dieser Herrschaftsvariante zu liefern. 

Folgt man Reich und insbesonde¬ 
re Fromms Abschnitt „Die Psycholo¬ 
gie des Nazismus“ (FGA1/338 ff.), lässt 
sich das Stück über die Inhumanität der 
Klassengesellschaft - post festum - 
auch als (unbeabsichtigte) Warnung 
vor der autoritären bis faschistischen 
Herrschaftsoption lesen. Während das 
proletarische Prinzip, soweit vorhan¬ 
den, auf eine passive Nebenrolle (die 
Köchin) verdrängt wird, arbeitet der ei¬ 
gentliche Akteur, der kleinbürgerliche 
Diener, mit allen Mitteln, dabei auch 
den Untergang der von ihm verehrten 
wie verachteten Julie in Kauf nehmend, 
an seinem Aufstieg. Wobei er sich be¬ 
müht, seine absolute Loyalität zur al¬ 
ten, als unerschütterlich angenomme¬ 
nen Herrschaft herauszustellen: „Ich 
glaube, wenn der Graf jetzt herunter 
käme und mir befehlen würde, mir den 
Hals durchzuschneiden, ich täte es auf 
der Stelle.“ Was er aber in letzter Kon¬ 
sequenz doch lieber seiner verlorenen 
Geliebten überlässt. 

Sowohl der autoritäre Charakter 
des Jean wie auch die neoliberale Er¬ 
schütterungen des Kleinbürgertums 
und die zur „marktkonformen Demo¬ 
kratie“ strebenden, zunehmend auto¬ 
ritären Herrschaftsformen geben Liv 
Ullmann recht: „Ich wollte es nicht 
modernisieren.“ Fräulein Julie ist auch 
so - leider - modern genug. 

Klaus Wagener 


gels. Als letztes Mittel greift die Herr¬ 
schaft zur Errichtung der Diktatur. 
In den Passagen, in denen Dath die 
Entwicklung dieser im wahrsten Sin¬ 
ne des Buchstabens kulturlos gewor¬ 
denen Gesellschaftsordnung und den 
Widerstand dagegen ausbreitet, entfal¬ 
tet er erzählerisches Potential höchster 
Qualität. Das galaktische Epos gerät 
zum Thriller. 

Die Vergangenheit entdecken, um 
die Zukunft gewinnen zu können, das 
wäre für einen Dietmar Dath zu ein¬ 
fach. Er beschäftigt sich gleich mit der 
Geschichte der zukünftigen Mensch¬ 
heit, um von dort aus die offenen Fra¬ 
gen der Gegenwart zu thematisieren. 

Der Schlussteil des Romans ist ein 
Finale furioso mit Urknall-Effekten. 
„Feldeväye, das ist noch gar keine 
Welt. Daraus muss man erst eine ma¬ 
chen. Genau das können wir tun. Zu¬ 
sammen.“ Ein starkes Stück Literatur. 

Randolph Oechslein 



Dietmar Dath: Feldeväye - Roman der 
letzten Künste. Suhrkamp. 807 S., 20,- 
Euro 
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Der autoritäre Charakter 

Liv Ullmann verfilmt Strindbergs „Fräulein Julie“ 



D ie Handlung ist denkbar einfach 
und die natürlichste Sache der 
Welt. Eine einsame junge Frau 
sucht etwas Gesellschaft ein bisschen 
Lebensfreude. Es ist Mittsommer. Sie 
findet einen etwas älteren, attraktiven 
Mann, der sie eigentlich schon von 
Kindheit her liebt. Die Leidenschaft 
erkämpft sich ihr Recht. Sie landen im 
Bett. Alles bestens? 

Natürlich nicht. Die junge Frau ist 
eine Adlige und ihr Liebhaber ist ihr 
Diener Jean. Kaum dass sie das Bett 
verlassen haben, erhebt sich zwischen 
ihnen unüberwindlich die Klassen¬ 
schranke. Die Spannung wird zusätz¬ 
lich aufgeladen durch Kristin. Die 
etwas ältere Köchin macht sich seit 
langem Hoffnungen auf Jean, die sie 
nun durch die Verführung der jungen 
Adligen gefährdet sieht. Mit der Rück¬ 
kehr des Grafen, des Vaters von Julie, 
treibt die Tragödie ihrer Klimax zu. 
Varianten werden durchgespielt. Ent¬ 
scheidungen müssen getroffen werden. 
Der schwedische Dramatiker August 
Strindberg hatte 1888 mit „Fräulein 
Julie“ eines seiner bedeutendsten Wer¬ 
ke seiner „naturalistischen Phase“ ge¬ 
schrieben. 

Die Schauspielerin und Regisseu¬ 
rin Liv Ullmann hat der Versuchung 
widerstanden die aufklärerisch-eman- 
zipatorische Substanz des Einakters für 
das heutige, vom schnellen Profit ge¬ 
triebenen Kino in eines dieser vorder¬ 
gründigen Feminismusspektakel oder 
in einen marktschreierischen postmo¬ 
dernen Nihilismus aufzulösen. Obwohl 
ein Motiv für die Verlegung der Hand¬ 
lung ins Nordirland des ausgehenden 
19. Jahrhunderts nicht unmittelbar er¬ 
kennbar ist, hat sie, im positiven Sin¬ 
ne konservativ, die kammerspielartige 
Form des Stückes bewahrt und durch 
sensible Kameraführung und empfind¬ 


samen Ton eine intime Nähe zu ihren 
Protagonisten herstellen können. Eine 
Nähe, welche die Emotionalität mit 
dem sich die untersuchten sozialpsy¬ 
chologischen Prozesse mit großer Lei¬ 
denschaft Bahn brechen, plastisch her¬ 
vortreten lässt. 

Mit der 37-jährigen Jessica Chas- 
tain ist die Rolle der mädchenhaften 
Julie ein wenig prägnant besetzt. Doch 
die ätherisch-verletzliche Ausstrahlung 
der rothaarigen US-Amerikanerin hilft 
über den Umstand ihrer unübersehba¬ 
ren Lebenserfahrung hinweg. Dafür 
erreicht ihr Spiel eine beachtlich fra¬ 
gile Tiefe und Differenziertheit, zumal 
ihr mit Colin Farrells maskulinem John 
(Jean) ein (ein bisschen zu) veritabel 
auftrumpfender Partner gegenüber¬ 
steht. Samantha Mortons stämmig¬ 
bodenständige Kathleen (Kristin) be¬ 
gleitet in den Hintergrund gedrängt, 
zumeist nur mühsam beherrscht, das 
zerstörerische Umkreisen. 

Ullman emotionalisiert die Tragik 
des Scheiterns ihrer adligen Heldin mit 
Franz Schuberts wehmütigem Klavier¬ 
trio Nr. 2. Ein Zitat. Stanley Kubrick 
unterlegte damit seine filigran ziselierte 
Verführungsszene in „Barry Lyndon“ 
mit einer gelassenen, geradezu jensei¬ 
tig-schönen Marisa Berenson als Lady 
Lyndon. Lady Lyndon wird, in gewis¬ 
ser Analogie zu Fräulein Julie, „Op¬ 
fer“ des skrupellosen irischen Empor¬ 
kömmlings Redmond Barry. Während 
sie über die Möglichkeit verfügt, das 
Problem finanziell zu regeln, bleibt die¬ 
ser Ausweg für Fräulein Julie versperrt. 

Strindbergs Stück, wie auch Brechts 
„Puntila“, erscheint beinahe wie eine 
Dramatisierung der Passage „Herr¬ 
schaft und Knechtschaft“ in Hegels 
„Phänomenologie des Geistes“. He¬ 
gel reflektiert hier die komplexe Dia¬ 
lektik des Klassenverhältnisses - al¬ 


lerdings in die idealistisch verkehrte 
Geistesbewegung der entsprechenden 
„Selbstbewusstsein(e)“ gekleidet. He¬ 
gel macht klar, dass die hier zugrun¬ 
deliegende Dialektik, die Einheit und 
der Kampf der Gegensätze, einer be¬ 
stimmten, progressiven Lösung zu¬ 
strebt: „Aber wie die Herrschaft zeig¬ 
te, dass ihr Wesen das Verkehrte des¬ 
sen ist, was sie sein will, so wird auch 
wohl die Knechtschaft vielmehr in ih¬ 
rer Vollbringung zum Gegenteil des¬ 
sen werden, was sie unmittelbar ist; sie 
wird als in sich zurückgedrängtes Be¬ 
wusstsein in sich gehen und zur wah¬ 
ren Selbstständigkeit sich umkehren.“ 
(HW 3/152) 

Der von Nietzsche und dem auf¬ 
kommenden Imperialismus beein¬ 
flusste Strindberg kann hier Hegel 
nicht mehr folgen. Während für Hegel 
das knechtische Bewusstsein durch die 
Arbeit „zu sich selbst“ kommt, verharrt 
der Diener Jean in seiner Rolle: „Es ist 
so, als ob dieser Rock hier es gemacht 
hätte ... oh, dieser verteufelte Knecht 


sitzt mir im Genick!“ Die auf der Büh¬ 
ne ständig präsenten Stiefel des Grafen 
repräsentieren, auch wenn mit Julie der 
Untergang des Adels angedeutet ist, 
das weiterhin unüberwindliche Herr¬ 
schaftsprinzip. Zwar träumt auch Jean 
vom gesellschaftlichen Aufstieg: „Ich 
will hinauf in den Gipfel und mich Um¬ 
sehen in der strahlenden Landschaft... 
und das Vogelnest da oben, in dem die 
goldenen Eier liegen, plündern.“ Aber 
innerhalb der herrschenden Verhältnis¬ 
se, ohne das Herrschaftsprinzip selbst 
in Frage zu stellen. Als Julie zugibt, kein 
eigenes Geld zu haben, muss er einse- 
hen mit seinen Plänen für eine eigene 
Existenz am Sehnsuchtsort Corner See, 
mit der Plünderung der goldenen Eier, 
gescheitert zu sein. „Dann fällt die gan¬ 
ze Sache zusammen.“ 

Jeans opportunistischer Charak¬ 
ter, seine abrupten Wechsel von de¬ 
voter Beflissenheit zu roher, komman¬ 
dierender Arroganz, dem „Willen zur 
Macht“, verweist auf die typischen 
Merkmale der kleinbürgerlich autori¬ 


Literatur, die mehr wünscht und mehr träumt 

Leseeindrücke aus Dietmar Daths Roman „Feldeväye“ 


„ach! Wissenschaft ist pubertät. die 
kunst ist das erwachsensein.“ Mit 
diesem Zitat von Ronald M. Scher- 
nikau beginnen die 800 Seiten von 
Feldeväye, dem „Roman der letzten 
Künste“ von Dietmar Dath, im Früh¬ 
jahr dieses 2014 veröffentlicht. Darin 
zeigt der Autor, dass er beides meis¬ 
terlich beherrscht: Die Pubertät und 
das Erwachsensein. In „Feldeväye“ 
geht Dath nicht nur bis an die Gren¬ 
zen des Universums, sondern auch an 
die Grenzen des Genres. Spielerisch 
erfindet er Begriffe, Zusammenhänge, 
Lebewesen und vermischt sie mit rea¬ 
len, höchst irdischen Problemen. Und 
er nimmt sich gelegentlich dabei selbst 
auf die Schippe: „Sie wollen die Orte 
der Kunstwerke als Gelegenheiten 
neuer sozialer Beziehungen ... Als in- 
tertextuell koordinierte, multipel ver- 
ortbare, diskursive Operationsfelder. 
Wenn man es so ausdrückt macht es 
Kopfweh.“ Nicht ohne Witz: Ein aus- 
uferndes Besäufnis kann als solches 
nur entschlüsselt werden, wenn man 
die entsprechenden medizinisch-che¬ 
mischen Fachtermini kennt. Zugege¬ 
ben: Gelegentlich schläfern vereinzel¬ 
te Passagen der 800 Buchseiten durch 
nahezu handlungslose, technizistisch- 
philosophische Betrachtungen ein. In 
Schlüsselszenen des Romans dagegen 
rauscht Dath mit höchster erzähleri¬ 
scher Rasanz durch die Seiten, der Le¬ 
ser fühlt sich wie in einer Achterbahn 
mit Dreifach-Loopings. 

Die Handlung, die Themen, die 
Fragestellungen, die Protagonisten in 
„Feldeväye“ sind vielschichtig. Felde¬ 
väye als Zufluchtsort der sich lieben¬ 
den Severin Rukeyser und Klemens 
Erikson, eine heile Welt, scheinbar. 
Die Produktivkräfte in Daths Univer¬ 
sum haben sich in einem unvorstell¬ 
baren Tempo und Ausmaß entwickelt, 
Krankheiten sind ausgerottet, Hy¬ 
bridlebewesen, ein Thema, das bereits 
in „Die Abschaffung der Arten“ zur 


Sprache kam, bevölkern die Seiten, 
kommuniziert wird über eine Art tele¬ 
pathisches Internet, Dath breitet eine 
so unglaubliche Fülle von Einfällen 
aus, dass die Zeile aus den Anfängen 
des Romans eher untertrieben wirkt: 
„Das ist eine Geschichte für Kinder 


mit großen Augen ... 

In diesem Kosmos, in dem nahezu 
alle Fragen gelöst erscheinen, braucht 
es auch keine Kunst mehr, sie gilt als 
überholt: „dann werden wir keine Bil¬ 
der und Skulpturen mehr nötig haben, 


weil wir in der verwirklichten Kunst 
leben“. Die Hauptfigur Katrin Ristau 
ist Sammlerin von „Flammen“, so be- 
zeichneten Kunstwerken der Vergan¬ 
genheit, die auf Feldeväye verwahrt 
und ausgewertet werden. Mit einem 
Manifest, das eine neuartige Sicht auf 


die soziale Dimension und damit auf 
die gesellschaftliche Potenz der Kunst 
vermittelt, löst Ristau revolutionä¬ 
re Veränderungen auf Feldeväye aus. 
„Du gehst aus dem Erfahrungsgelei¬ 
teten ins Programmatische, ins Urtei¬ 


lende, das mögen sie natürlich nicht, 
die Politiker“ (Klemens Erikson zu 
Katrin Ristau) Die heile Welt erweist 
sich als Klassengesellschaft, die herr¬ 
schende Kaste versucht, die subversiv 
arbeitenden Künstlergruppen, Aisthe¬ 
ten genannt, unter Kontrolle zu be¬ 
kommen. Die scheinbar zementierte 
Ordnung gerät aus den Fugen, als sich 
unter Führung von Katrin Ristau eine 
Widerstandsbewegung entwickelt. 
Spezies mit dem beziehungsreichen 
Namen Contramurales, abgekürzt 
Coms genannt, sind die Träger die¬ 
ser Guerillabewegung. Dietmar Dath 
verlangt dem Leser einiges ab. Das 
Personaltableau ist kaum überschau¬ 
bar, die Protagonisten, größtenteils 
bemerkenswert konturiert, wechseln 
die Jahrhunderte, die Identitäten und 
gelegentlich auch das Geschlecht. Die 
gesellschaftliche Utopie personifiziert 
sich, wie etwa in Lasse Ristau, der for¬ 
muliert: „Eine Menschheit, die mehr 
kann, mehr wünscht und mehr träumt 
als alle vorher.“ Die gleiche Intensität 
findet sich auch in den Liebesszenen 
von Feldeväye. Vieldeutiges oszilliert 
häufig zwischen den Zeilen. 

Das Sichere ist nicht sicher, formu¬ 
lierte einst Bert Brecht, und in Daths 
Feldeväye bleibt folgerichtig nichts, 
wie es war. Der Impuls der revoluti¬ 
onären Ideen geht von selbstorgani¬ 
sierten Kommunen auf dem Lande 
aus und versucht in den Städten, den 
Urbeen, Fuß zu fassen. Katrin Ristau 
als strategischer Kopf der Bewegung 
agiert, taktiert und organisiert wie wei¬ 
land Joß Fritz „... den Aufruhr in die 
Städte tragen“. Sie gewinnt dabei Ter¬ 
rain, Verbündete und Einfluss. 

Nicht überraschend: Das Imperi¬ 
um schlägt zurück und versucht sei¬ 
ne untergehende Macht mit dem hin¬ 
länglich aus der Geschichte bekannten 
Repertoire zu verteidigen: Spaltung 
und Unterwanderung der Bewegung, 
Integration des reformistischen Flü¬ 


Conlon Nancarrow - die Realität wird zur Fiktion 

„... nicht einfach der Ton, die Töne, die Harmo¬ 
nie oder Disharmonie waren anders als alles, was 
man sonst mit dem Gehör erfuhr ... Conlon aber, 
den man nicht ernst nahm, bis es zu spät war, wur¬ 
de ihre schwerste Niederlage ...“ Conlon Nan¬ 
carrow ist einer der Protagonisten des Romanes 
von Dietmar Dath und arbeitet eng mit Katrin 
Ristau, der Anführerin der Widerstandsbewegung 
der Contramurales, Coms genannt, zusammen. Er 
gehört der Klasse der Prodniki an und benutzt ein 
„... mechanisches, aber automatisches Klavier mit 
Walze“. Mit dessen Hilfe gelingt es ihm Musik, ja 
ganze Klangwelten zu entwickeln, die letztlich die 
Architektur der gesamten Umgebung verändern 
und einen entscheidenden Beitrag zum Nieder¬ 
gang des Imperiums leisten. 

Conlon Nancarrow ist keine von Dietmar Dath 
erfundene Figur. Er wurde am 27.10.1912 in Arkansas, USA, geboren. Dath 
zieht gleich zwei fast unglaubliche Parallelen zum Leben des wirklichen Sa¬ 
muel Conlon Nancarrow und seiner Romanfigur. Der reale Nancarrow war 
Komponist und konnte mithilfe eines mechanischen Klaviers (!) und von ihm 
gefertigter Lochstreifen neuartige musikalische Strukturen realisieren. Er ver¬ 
wendete mathematische Formeln bei seinen Kompositionen und schuf damit 
Musikstücke von bis dahin nicht erreichter temporaler Komplexität. Nancar¬ 
row organisierte sich zeitweise in der Kommunistischen Partei der USA. 1936 
reiste er als Jazztrompeter auf einem Dampfer nach Europa und ging 1937 
nach Spanien. Er kämpfte in den Reihen der Abraham-Lincoln-Brigade gegen 
den Faschismus und kehrte 1939 schwer verwundet nach New York zurück. 
Bereits ab 1940 hatte er, wie viele andere der US-Interbrigadisten, politische 
Schwierigkeiten und siedelte nach Mexiko über. Conlon Nancarrow starb am 
10.8.1997 in Mexiko-Stadt. R.0. 



tären Persönlichkeitsstruktur. Mit der 
zunehmenden Relevanz der faschisti¬ 
schen Option hatten sich sowohl Wil¬ 
helm Reich („Massenpsychologie des 
Faschismus“) als auch Erich Fromm 
(„Die Furcht vor der Freiheit“) be¬ 
müht, einen psychoanalytischen bzw. 
sozialpsychologischen Erklärungsan¬ 
satz für die, zumindest in der breiten 
Masse, widerstandsfreie Funktionswei¬ 
se dieser Herrschaftsvariante zu liefern. 

Folgt man Reich und insbesonde¬ 
re Fromms Abschnitt „Die Psycholo¬ 
gie des Nazismus“ (FGA1/338 ff.), lässt 
sich das Stück über die Inhumanität der 
Klassengesellschaft - post festum - 
auch als (unbeabsichtigte) Warnung 
vor der autoritären bis faschistischen 
Herrschaftsoption lesen. Während das 
proletarische Prinzip, soweit vorhan¬ 
den, auf eine passive Nebenrolle (die 
Köchin) verdrängt wird, arbeitet der ei¬ 
gentliche Akteur, der kleinbürgerliche 
Diener, mit allen Mitteln, dabei auch 
den Untergang der von ihm verehrten 
wie verachteten Julie in Kauf nehmend, 
an seinem Aufstieg. Wobei er sich be¬ 
müht, seine absolute Loyalität zur al¬ 
ten, als unerschütterlich angenomme¬ 
nen Herrschaft herauszustellen: „Ich 
glaube, wenn der Graf jetzt herunter 
käme und mir befehlen würde, mir den 
Hals durchzuschneiden, ich täte es auf 
der Stelle.“ Was er aber in letzter Kon¬ 
sequenz doch lieber seiner verlorenen 
Geliebten überlässt. 

Sowohl der autoritäre Charakter 
des Jean wie auch die neoliberale Er¬ 
schütterungen des Kleinbürgertums 
und die zur „marktkonformen Demo¬ 
kratie“ strebenden, zunehmend auto¬ 
ritären Herrschaftsformen geben Liv 
Ullmann recht: „Ich wollte es nicht 
modernisieren.“ Fräulein Julie ist auch 
so - leider - modern genug. 

Klaus Wagener 


gels. Als letztes Mittel greift die Herr¬ 
schaft zur Errichtung der Diktatur. 
In den Passagen, in denen Dath die 
Entwicklung dieser im wahrsten Sin¬ 
ne des Buchstabens kulturlos gewor¬ 
denen Gesellschaftsordnung und den 
Widerstand dagegen ausbreitet, entfal¬ 
tet er erzählerisches Potential höchster 
Qualität. Das galaktische Epos gerät 
zum Thriller. 

Die Vergangenheit entdecken, um 
die Zukunft gewinnen zu können, das 
wäre für einen Dietmar Dath zu ein¬ 
fach. Er beschäftigt sich gleich mit der 
Geschichte der zukünftigen Mensch¬ 
heit, um von dort aus die offenen Fra¬ 
gen der Gegenwart zu thematisieren. 

Der Schlussteil des Romans ist ein 
Finale furioso mit Urknall-Effekten. 
„Feldeväye, das ist noch gar keine 
Welt. Daraus muss man erst eine ma¬ 
chen. Genau das können wir tun. Zu¬ 
sammen.“ Ein starkes Stück Literatur. 

Randolph Oechslein 



Dietmar Dath: Feldeväye - Roman der 
letzten Künste. Suhrkamp. 807 S., 20,- 
Euro 
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Kriege - Destabilisierung - Einmischung 

Kampf für Frieden ist Widerstand gegen die herrschende Weltordnung 


Der folgende Beitrag zur internationalen Lage ist ein stark gekürzter Auszug aus 
dem Referat, das der Internationale Sekretär der DKP, Günter Pohl, auf der 11. 
Tagung des Parteivorstandes am 24.Z25. Januar hielt. Auslassungen sind nicht ge¬ 
kennzeichnet. Der vollständige Text ist nachzulesen in den DKP-Informationen 
und auf dem Nachrichtenportal news.dkp.de. 


Wenn hiesige Medien berichten, dass 
„die internationale Gemeinschaft“ et¬ 
was verurteilt oder etwas begrüßt, kann 
man fast sicher davon ausgehen, dass es 
sich dabei um kaum mehr als die EU- 
Staaten, die USA, Australien oder Ka¬ 
nada handelt, aber 70 bis 80 Prozent 
der UNO-Mitglieder anderer Meinung 
sind. Ein anzustrebender gleichberech¬ 
tigter Umgang der Staaten untereinan¬ 
der schlösse auch eine mediale Beglei¬ 
tung ein, die wirtschaftlich schwächere 
oder politisch weniger genehme Staa¬ 
ten mit ihren Sichtweisen berücksich¬ 
tigt. In den meisten Fällen spielt die aus 
etwa 120 Staaten bestehende „Bewe¬ 
gung der Blockfreien“ eine gute Rolle 
bei der Verteidigung von überstaatli¬ 
chen Konzertierungs- und Verhand¬ 
lungsgremien. 

Ein immer mehr um sich greifen¬ 
des Problem sind die massiven Flücht¬ 
lingsbewegungen. Die Wenigsten der 
zum Verlassen ihrer Heimat Gezwun¬ 
genen wollen nach Europa oder in die 
EU, noch weniger kommen dort an. Ein 
Bruchteil erhält am Ende Asyl in der 
EU. 

Der religiöse Fundamentalismus 
bekommt im 21. Jahrhundert ein be¬ 
drohliches Gewicht. Nicht, weil er den 
Interessen der Menschen und Völker 
entspränge oder entspräche, sondern 
weil er für andere, ökonomische und 
politische, Interessen manipulierbar 
und nutzbar ist. Es ist für die Vermei¬ 
dung weiterer Kriege, die bis an die 
Selbstauslöschung der Menschheit 
führen können, von vorrangiger Not¬ 
wendigkeit rationalen, der Aufklärung 
verpflichteten Denkweisen zu mehr 
Einfluss zu verhelfen. 

★ 

Es sind die einerseits nicht neuen Ver¬ 
änderungen, die andererseits eine Ein¬ 
ordnung der derzeitigen Kräftever¬ 
hältnisse auf der Erscheinungsebene 
komplizierter als früher machen. Denn 
gleichzeitig beeinflussen die ökonomi¬ 
schen Rahmenbedingungen die politi¬ 
schen Beziehungen als deren Ausdruck 
stärker als sie es früher taten. Das hat 
zum einen mit der tieferen Verflech¬ 
tung von „Politik“ und „Wirtschaft“ zu 
tun, die sich auch in neuen oder wach¬ 
senden überstaatlichen Vereinigungen 
auf den verschiedenen Kontinenten 
entwickelt, aber vor allem sind sie Er¬ 
gebnis einer gewissen Zurückdrängung 
der Maxime „Krieg ist die Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln“ in den 
industrialisierten Metropolenstaaten 
zugunsten einer Einflussnahme mit¬ 
tels wirtschaftlichen Drucks, der me¬ 
dial u.a. von Menschenrechtskampa¬ 
gnen begleitet wird. Einmischung nah 
und fern der Metropolen ist die Fort¬ 
führung der Politik mit anderen Mit¬ 
teln - Kriege werden in der Peripherie 
geführt. Und sie sind und bleiben dem 
Kapitalismus immanent. 

Der internationale Ölpreis ist für 
eine Politik der Einflussnahme bered¬ 
tes Beispiel. Zurzeit trägt die Ölpreis¬ 
senkung zur Rubelschwäche in Russ¬ 
land bei; der zweite gewichtige Grund 
liegt in den Sanktionen von EU und 
USA. Auf mittelfristige Sicht kann 
mindestens die Europäische Union, 
und darin allen voran Deutschland und 
Frankreich, nicht an einer Rubelschwä¬ 
che interessiert sein, ebenso wenig an 
den Sanktionen an sich, von denen die 
EU in erheblich stärkerem Maße be¬ 
troffen ist als die USA es sind. In den 
USA wiederum zieht ein dauerhaft 
tiefer Ölpreis eine mangelnde Amor- 
tisierung der eigenen Förderung nach 
sich. Auch das relativ teure Fracking 
kann sich wegen der Öl/Gas-Kopplung 
nicht lange lohnen - von dessen ökolo¬ 
gischen Folgen abgesehen, die künftig 
mit teurerem Trinkwasser und ande¬ 
rer Nachsorge nachfinanziert werden 
müssen. 

Offenbar wird hier also auf einen 
kurzfristigen Effekt der Destabilisie¬ 


rung der Regierungen Russlands, des 
Iran und Venezuelas gesetzt. Im Falle 
Russlands wird der Angriff sein Ziel 
nicht erreichen, auch, weil der Bevöl¬ 
kerung mehrheitlich die Eingrenzung 
des Landes durch die EU und die 
NATO durchaus bewusst ist, was Prä¬ 
sident Wladimir Putin für sich zu nut¬ 
zen weiß. Der Iran kalkulierte seinen 
Haushalt mit einem Ölpreis von 100 
US-Dollar pro Barrel; bei einem täg¬ 
lichen Export von einer Million Barrel 
sind die Verluste massiv. Venezuela hat 
seit den letzten Wahlen mit einer er¬ 
starkten Opposition zu tun, die bei an¬ 
haltender Ölpreissituation Oberwasser 
bekommen könnte. Da weder eine grö¬ 
ßere Diversifizierung der Devisenein¬ 
nahmen durch andere Exporte erfolgt 
ist, noch andere Maßnahmen zur Ge¬ 
nerierung von Staatseinnahmen getrof¬ 
fen wurden, scheint es fraglich, wie der 
Sozialbereich gesichert werden kann. 
★ 

Die Frage von Krieg und Frieden steht 
auch in Europa auf der Tagesordnung. 
Russland spielt, ungeachtet seiner Ein¬ 
ordnung als kapitalistisches Land, der¬ 
zeit eine objektiv antiimperialistische 
Rolle. Wenn auch die NATO bzw. USA 
und EU mit ihren mal gleichen, mal un¬ 
terschiedlichen Interessen und Wegen 
diese umzusetzen, in der Ukraine wei¬ 
tergekommen sind, so hat ihnen Russ¬ 
land mit einer sehr entschlossenen Hal¬ 
tung gleichzeitig Grenzen aufgezeigt. 
Ob die Ukraine durch den Schritt, nicht 
mehr als Beobachter der Bewegung der 
Blockfreien anzugehören, eine NATO- 
Mitgliedschaft erlangt, ist derzeit noch 
nicht absehbar. Innerhalb der NATO 
gibt es noch zu viele Stimmen, welche 
die negativen Folgen als erheblicher 
denn den Nutzen ansehen. 

Andere Kriege hat die „Friedens¬ 
nobelpreisträgerin Europäische Union“ 
nach Afrika und den Nahen bzw. Mitt¬ 
leren Osten verlagert. Zuweilen durch 
Einsätze Frankreichs, zuweilen als EU- 
Missionen in Mali, Libyen und anderen 
afrikanischen Staaten; macht sich die 
EU nach Beendigung des gemeinsamen 
ISAF-Einsatzes in Afghanistan zu einer 
relativ eigenständigen Kraft neben den 
USA - immer gleichzeitig als Konkur¬ 
rentin und als Mitspielerin. 

Die Europäische Union setzt auf 
eine eigene Armee. Auch dabei geht 
es in Kooperation und Konkurrenz zu 
NATO/USA mal mehr, mal weniger 
vorwärts. Innere Widersprüche in der 
EU verlangsamen diesen Prozess. 

Der auf Jahrzehnte angelegte 
„Krieg gegen den Terror“ wird unter 
Bruch bzw. Aushöhlung des Völker¬ 
rechts nicht mehr gegen Staaten, son¬ 
dern gegen religiös motivierte eth¬ 
nisch oder sozial definierte Aufstände 
geführt. 

Im arabischen Norden Afrikas 
emanzipiert sich muslimisches Selbst¬ 
verständnis im Versuch, einen islami¬ 
schen Staat zu bilden. In Tunesien und 
in Ägypten erfolgreich über Wahlen 
kanalisiert, vollzieht sich ein Austausch 
regierender Eliten unter Fortführung 
des bestehenden Systems. Die durch 
die Zerschlagung des Staates Libyen 
begünstigten islamischen militärischen 
Gruppen trugen einen seit Jahrzehn¬ 
ten schwelenden Sezessionskrieg nach 
Mali. Die Bürgerkriege im Südsudan, 
in der Zentralafrikanischen Republik 
oder dem Kongo werden unter Betei¬ 
ligung internationaler Eingreiftruppen 
(neuerdings auch Chinas in Südsudan) 
oder unter UN- oder AU-Mandat zu 
beenden gesucht. Der Bürgerkrieg in 
Nigeria mit Boko Haram läuft offiziell 
noch in nationaler Regie. 

Die USA-dominierte NATO ist 
weiterhin die aktivste Bedrohung für 
die Welt. In Dutzenden der derzeit 
80 Konflikte in der Welt ist sie direkt 
oder indirekt involviert. Sie drängt ihre 
Mitglieder, darunter 20 EU-Länder, zu 
weiteren Aufrüstungsschritten, die - 


nicht nur, weil sie notwendiger Weise 
zu Einschnitten in anderen Bereichen 
führen - zu Hause kaum noch als er¬ 
forderlich verkaufbar sind. Zum dies¬ 
bezüglich immer schlechteren Image 
der NATO trug auch der nun beendete 
Afghanistan-Einsatz bei, der Hundert¬ 
tausende Tote später zu keiner Verbes¬ 
serung der Lage geführt hat. Auch Fol¬ 
terzentren, Killerdrohnen und andere 
Kriegsverbrechen jeglicher Art fallen 
auf das Image der NATO zurück, selbst 
wenn sie teilweise allein den USA zu¬ 
zuordnen sind. Die Aufrüstungspolitik 
der NATO führt ebenso wie ihre ag¬ 
gressive Tonlage zu Aufrüstungsan¬ 
strengungen auch bei der VR China 
und Russland. 

★ 

Widerstand gegen die Kriege in der 
Welt ist gleichbedeutend mit Wider¬ 
stand gegen die herrschende Welt¬ 
ordnung. Es haben sich einige positi¬ 
ve interkontinentale Partnerschaften 
entwickelt, die diesen Widerstand aus- 
drücken. 

Dabei haben die BRICS-Staaten 
inzwischen eine wichtige Rolle ein¬ 
genommen. Ungeachtet ihrer unter¬ 
schiedlichen politischen Systeme oder 
der Ausrichtung ihrer Regierungen 
sind sie eine Kraft, die 40 Prozent der 
Weltbevölkerung repräsentiert (mit 
steigender Tendenz) und deren jähr¬ 
liche Wachstumsraten klar oberhalb 
derer der EU-Zone liegen. Durch ihre, 
wenn auch noch äußerst relative, Au¬ 
tonomie sind die BRICS innerhalb der 
Süd/Süd-Kooperation objektiv ein Ge¬ 
genpol zur Unipolarität der USA bzw. 
zur Blöckevorstellung von Teilen der 
EU-Eliten geworden. 

Die Schanghai-Organisation für 
Zusammenarbeit (SOZ) ist die welt¬ 
weit größte Regionalorganisation. Sie 
vertritt derzeit rund ein Viertel der 
Weltbevölkerung. Als Mitgliedstaa¬ 
ten gehören ihr aktuell die VR China, 
Kasachstan, Kirgistan, Russland, Tad¬ 
schikistan und Usbekistan an. Zu den 
Potenzen der SOZ gehört nicht zuletzt 
das enorm gewachsene und sich dyna¬ 
misch weiterentwickelnde ökonomi¬ 
sche Gewicht vieler ihrer Teilnehmer¬ 
staaten. Ein Vorzug dieses Bündnisses 
liegt zudem im Zusammenwirken mit 
einflussreichen islamischen Staaten - 
angesichts der sich zuspitzenden Kon¬ 
frontation von USA und NATO mit 
der islamischen Welt ein nicht zu un¬ 
terschätzender Faktor. 

★ 

Asien ist heute der Kontinent mit der 
größten Dynamik. Das 21. Jahrhundert 
könnte das „asiatische Jahrhundert“ 
werden. 

Die beiden größten Staaten Asiens 
kooperieren in Wirtschaft, Außen- und 
Sicherheitspolitik. Russland und China 
verbessern ihre Infrastruktur bei Stra¬ 
ßen und Wasserwegen, sowie in der Te¬ 
lekommunikation. Damit ist eine neue 
Qualität in der Zusammenarbeit ein¬ 
getreten, was auch - aber nicht nur - 
als Antwort auf die Aggressionen der 
USA zu werten ist. 

China orientiert außenpolitisch ne¬ 
ben Asien und Afrika auch auf Latein¬ 
amerika. 

Vor Jahren hat China seine Zurück¬ 
haltung im internationalen Austausch 
aufgegeben; es wird begünstigt durch 
das Aufkommen anderer Schwellen¬ 
länder im Zuge einer Umgestaltung 
des unipolaren Anspruchs der USA 
in den letzten Jahren. Dabei spielt das 
Eindringen der USA in den asiatischen 
und pazifischen Raum eine Rolle. Es ist 
für Chinas Wirtschaft wichtig Rohstof¬ 
fe einzukaufen, um seine Wirtschaft zu 
entwickeln; dazu gehört eine gewisse 
Integration in die kapitalistische Welt¬ 
wirtschaft. China setzt auf WTO und 
andere Mechanismen, von denen sich 
das Land eine Regelung der interna¬ 
tionalen Wirtschaftsbeziehungen ver¬ 
spricht. 

Vietnam geht seit 1986 den Weg des 
„Doi Moi“, einer Umstrukturierung 
der nach Ansicht der KP Vietnams zu 
starren Ausrichtung auf rein staatliche 
Wirtschaft. Das Pro-Kopf-Einkommen 
stieg seitdem um das Dreizehnfache, 


das Land wurde lebensmittelautark 
und zum Exporteur von landwirtschaft¬ 
lichen Gütern. Gleichzeitig wird die 
Marktöffnungspolitik als Herausfor¬ 
derung in sozialen, ideologischen, po¬ 
litischen und ethischen Fragen gesehen; 
es kamen Korruption und Umweltzer¬ 
störung auf. Mit Sorge muss betrach¬ 
tet werden, dass es zwischen Vietnam 
und China anhaltende Streitigkeiten 
um Seegebiete gibt. Eine gewaltsa¬ 
me Konfliktlösung in den territorialen 
Streitigkeiten zwischen beiden Staaten 
muss in beider Interesse dringend ver¬ 
mieden werden. 

Die Atomwaffenmächte Indien und 
Pakistan stehen immer wieder kurz vor 
dem Ausbruch eines heißen Krieges, so 
auch zu Jahresbeginn. Indien hat eine 
mehr oder weniger beständige Außen¬ 
politik, unabhängig von der jeweili¬ 
gen Regierung. Auch die wirtschaftli¬ 
che Ausrichtung auf Hochtechnologie 
im nach China bevölkerungsreichsten 
Staat der Erde scheint von innenpoli¬ 
tischer Konjunktur kaum berührt. Pa¬ 
kistan kämpft mit den terroristischen 
Auswüchsen des Taliban-Systems, das 
es unter General Zia ul-Haq selbst zu¬ 
gelassen hat. 

★ 

Afrika ist als Kontinent äußerst unter¬ 
schiedlich, wird medial aber gern zu¬ 
sammengefasst, und das unter Vorzei¬ 
chen von Hunger, Unterentwicklung 
und Gewalt. Die 1963 gegründete „Or¬ 
ganisation für Afrikanische Einheit“ 
spiegelte die Widersprüchlichkeit zwi¬ 
schen neokolonialer Ausbeutung und 
antikolonialer Selbstbestimmung wi¬ 
der, wohingegen die 2002 gegründe¬ 
te Afrikanische Union sich nach dem 
Muster der Europäischen Union ent¬ 
wickelt. Westafrikanische Wirtschafts¬ 
und Währungsunionen sind in Planung; 
mit der Absicht, eine eigene kompatib¬ 
le Währung zu schaffen. 

Die seit 2008 tiefgreifende Wirt¬ 
schaftskrise bringt den afrikanischen 
Kontinent unter veränderten Bedin¬ 
gungen ins Zentrum imperialistischer 
Interessen. Zu den Gründen gehört ein 
kräftiges Wirtschaftswachstum mit ei¬ 
ner kontinentalen durchschnittlichen 
Steigerung des Bruttoinlandsprodukts 
von 4,8 % im Jahr 2014 und 5 bis 6 % 
für 2015, vor dem Hintergrund von 
Subsistenzwirtschaft in massenhafter 
Armut, grassierender Unterernährung 
und Analphabetismus. 

Bereits seit 2009 ist China der erste 
Handelspartner Afrikas vor den USA. 

★ 

Im Nahen und Mittleren Osten bleibt 
die Situation nach den diversen Krie¬ 
gen sowohl politisch wie sozial verhee¬ 
rend. Eine Neuordnung der bestehen¬ 
den Grenzen ist im Gang. Der „Isla¬ 
mische Staat“ - über Waffenverkäufe 
an Katar und Saudi-Arabien, die den 
IS direkt unterstützen, indirekt von 
den Mächten unterstützt, die ihn nun 
notgedrungen bekämpfen - hat weite 
Teile des Irak und Teile Syriens unter 
seiner Kontrolle. Nun finanziert er sich 
zudem über Ölverkäufe aus irakischen 
Quellen. Die Türkei symbolisiert die 
Widersprüche zwischen Nutzung und 
Bekämpfung des IS derzeit am besten; 
sie tritt damit in Widerspruch zu den 
USA, denen es derzeit wieder mehr 
um eine Begrenzung des IS-Einflusses 
geht. 

Den Großmachtplänen der AKP 
von Präsident Erdogan stehen die Kur¬ 
den im Wege, weshalb die Bekämpfung 
des IS durch die Türkei nach massiven 
Drohungen seitens der USA nur wi¬ 
derwillig umgesetzt, wenn nicht sogar 
hintertrieben wird. Der Iran, dem von 
EU und USA das Recht auf friedliche 
Nutzung der Atomtechnik abgespro¬ 
chen wird, aber dabei international 
von Schwellenstaaten wie Brasilien 
unterstützt wird, behauptet sich auch 
mittels einer repressiven Innenpolitik. 
Derzeit scheint es ein nichtöffentliches 
Einvernehmen zwischen dem Iran und 
den USA zu geben, was die Bekämp¬ 
fung des IS angeht. Dennoch ist eine 
kriegerische Auseinandersetzung zwi¬ 
schen den USA und dem Iran mittel¬ 
fristig nicht auszuschließen. 


Für Palästina ergeben sich mit dem 
Aufnahmegesuch in den Internatio¬ 
nalen Strafgerichtshof, aber auch mit 
Initiativen mehrerer Länder, darunter 
auch EU-Staaten, Palästina völker¬ 
rechtlich anzuerkennen, neue Hoffnun¬ 
gen. Die Strategie der EU eine Hamas¬ 
geführte palästinensische Vertretung 
nicht zu akzeptieren, geht internatio¬ 
nal nicht mehr auf. 

★ 

Lateinamerika befindet sich trotz der 
Stagnation des Linkstrends weiterhin 
auf einem Weg der Souveränität, was 
die Außenbeziehungen angeht. Nach 
einer Phase starker politischer Initi¬ 
ativen durch die Regierung Venezue¬ 
las, hat nun, wie aufgrund seiner wirt¬ 
schaftlichen Übermacht zu vermuten 
war, Brasilien eine führende Rolle ein¬ 
genommen. Sein Kapital drängt nach 
Märkten - die der kapitalistischen 
Entwicklungsstufe innewohnende Dy¬ 
namik findet eine außenpolitische Ent¬ 
sprechung. 

Dass Kolumbiens Regierung trotz 
milliardenschwerer Unterstützung 
durch die USA in Havanna schon 
über zwei Jahre mit den FARC spricht, 
spricht für die Stärke der Guerilla, 
nicht etwa für ihre Schwäche. Frieden 
wird der Linken in Kolumbien aber nur 
dann eine verbesserte Möglichkeit für 
ein politisches Eingreifen bieten, wenn 
Garantien für dessen freie Ausübung 
gewährleistet sind. 

Mexiko befindet sich in einem Dro¬ 
genkrieg, der mehr Opfer gefordert hat 
als der NATO-geführte Afghanistan¬ 
einsatz. Dass im internationalen Aus¬ 
tausch die illegalen Varianten von Ware 
eine große Rolle spielen, ist nicht neu, 
genau so wenig wie die Tatsache, dass 
die Frage von Illegalität oder Legali¬ 
tät eines Produkts konjunkturell unter¬ 
schiedlich gehandhabt wird. 

Die anhaltende Forderung Latein¬ 
amerikas und der Karibik nach einer 
Wiederaufnahme Kubas in die OAS 
zeigt einerseits einen klaren Blick für 
die Realität, andererseits aber auch 
die Anerkennung eines hohen poli¬ 
tischen Gewichts Kubas in der Regi¬ 
on. Letztlich haben die Anstrengun¬ 
gen Kubas für eine Normalisierung 
der Beziehungen, über die auch die 
Freilassung der letzten drei Aufklärer 
möglich wurde, Erfolg gehabt. Dass 
die USA in der Schlussphase der Ob- 
ama-Präsidentschaft einen rationalen 
Weg gehen, bedeutet als letztes, dass 
sie auf ihr Ziel der Vernichtung des 
kubanischen Sozialismus verzichten 
würden. Im Gegenteil, sie haben es 
lediglich auf eine andere Ebene ge¬ 
bracht. 

★ 

Trotz Erosionserscheinungen bleiben 
die Vereinigten Staaten die einzige glo¬ 
bale Supermacht. Im Inneren zeigen 
sich die USA gesellschaftlich als zerris¬ 
senes Land. Das Land gleicht einer pa- 
ramilitarisierten Zone; täglich kommt 
es zu Dutzenden Toten durch Schuss¬ 
waffengebrauch, mehr als in manchen 
der weltweiten Bürgerkriege. Auf tau¬ 
send Menschen kommen in den USA 
fünf Soldaten und Paramilitärs, aber 
nur 2,4 Ärzte. 

Nur als Flankenschutz der milita¬ 
ristischen Politik der USA sind inter¬ 
nationale Handelsabkommen, militä¬ 
rische Bündnisse, verdeckte Aktionen, 
regionale Beziehungen und die globa¬ 
le Beeinflussung der öffentlichen Mei¬ 
nung zu verstehen. Sie verfügen über 
die mächtigste Militärmacht der Welt 
und bringen so viel Mittel für ihre 
Streitkräfte auf wie die nachfolgen¬ 
den elf Staaten zusammen. Weit über 
tausend Militärbasen und Einrichtun¬ 
gen im Ausland ermöglichen weiter¬ 
hin die Rolle des Weltpolizisten zu 
spielen. Die Militärausgaben machen 
57 % des US-Bundeshaushalts aus, da¬ 
bei sind die Ausgaben für die andau¬ 
ernden Kriege in Afghanistan und im 
Irak nicht enthalten. Der Militarismus 
ist der Motor der US-Wirtschaft und 
setzt die wirtschaftlichen Prioritäten - 
weg von menschlichen Bedürfnissen 
und Dienstleistungen, hin zu Waffen 
und Krieg. 
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Es geht um einen echten Politikwechsel im Saarland 


Das Kaputtsparen der kommunalen Haushalte muss endlich gestoppt werden • Von Franz Hertel 


D ie Volksabstimmungen im Saar¬ 
land vom 13. Januar 1935 und 
vom 23. Oktober 1955 geben in 
diesem Jahr genügend Anlass zum ge¬ 
schichtlichen Rückblick. Aber auch die 
Gebiets- und Verwaltungsreform vom 
1. Januar 1974 muss in diesen Zusam¬ 
menhang gerückt werden, denn alle 
drei Jubiläen haben eines gemeinsam: 
Niemals durften die betroffenen Saar¬ 
länder - ohne öffentlichen Druck und 
ohne, dass auf hysterische und erpres¬ 
serische Weise der Teufel an die Wand 
gemalt wurde - in freier Selbstbestim¬ 
mung über das eigene Schicksal ent¬ 
scheiden. Nehmen wir nur die erwähn¬ 
te Gebietsreform: 

Obwohl die meisten Kommunen 
diesen Zusammenschluss ablehnten 
und in großen Demonstrationen und 
Kundgebungen (z.B. in Dudweiler, 
Rohrbach oder Bous) ihren Wider¬ 
stand zum Ausdruck brachten, wurde 
die „Reform“ 1974 mit Brachialgewalt 
durchgesetzt. Damals war das Vorha¬ 
ben mit der Schaffung von „leistungs¬ 
fähigeren Verwaltungseinheiten“ be¬ 
gründet worden, die besser in der 
Lage seien, anstehende Aufgaben zu 
bewältigen und Finanzprobleme zu lö¬ 
sen. Heute wissen wir, dass die zahlen¬ 
mäßige Reduzierung der Kommunen 
von rund 350 auf heute noch 52 Städte 
und Gemeinden die finanzielle Lage 
nicht verbessert hat. Doch dafür wur¬ 
de teuer bezahlt: Nahezu 300 früher 
selbstständige Gemeinden mussten ins 
Gras beißen, ebenso viele ehrenamtli¬ 
che Bürgermeister verloren ihre Äm¬ 
ter, ganz zu schweigen von den Tau¬ 
senden örtlichen Mandatsträgern, die 
nun nichts mehr zu sagen hatten. Bür¬ 
gernähe erwies sich als hohles Gebrab¬ 
bel, denn auch die Ortsräte, die danach 
geschaffen wurden, waren ohne ver¬ 
briefte Rechte in Finanzdingen und 
anderen Fragen nur ein dürftiges Fei¬ 
genblatt. 

Die Gemeindekassen sind leer 

Als die DKP bei der Beratung ei¬ 
nes Nachtragshaushaltes für 2002 im 
Püttlinger Stadtrat den Antrag stellte, 
endlich eine öffentliche Protestkund¬ 
gebung zu organisieren, um auf die er¬ 
drückende Finanznot hinzuweisen und 
Abhilfe zu fordern, erntete die Fraktion 
vorwiegend mitleidiges Lächeln. Nur 
die Saarbrücker Zeitung (SZ) berichte¬ 
te am 2. November 2002 über die DKP- 
Initiative und warf in einer vierspalti- 
gen Schlagzeile die Frage auf: „Gehen 
Fraktionen auf die Barrikaden?“ Doch 
nichts da! Bürgermeister und Fraktio¬ 
nen starrten wie erschrockene Kanin¬ 
chen auf die gefährliche Schlange und 
blieben weiterhin untätig. Das ist jetzt 
mehr als ein Dutzend Jahre her. Inzwi¬ 
schen kann man an allen Ecken und 
Enden spüren, dass die Kommunen 
mit ihrem Latein am Ende sind und die 
Lage immer katastrophaler wird. Erst 
unlängst (SZ 19.12.14) warnte der Bür¬ 
germeister von Kleinblittersdorf: „Wir 
fahren den Karren sehenden Auges an 
die Wand.“ Damit überhaupt ein Haus¬ 
halt zustande kommt, wird dort weiter 
am Personal gespart, werden drei Kin¬ 
derspielplätze in der Gemeinde dicht¬ 
gemacht und höhere Brennholzpreise 
von den Bürgern gefordert. 
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ver-dj -Senioren Völklingen 

Sind solidarisch? 


Wir unterstützen d»e 
Aktiven in ihrem 
berechtigten Kampf 


Franz Hertel war 40 Jahre lang DKP- 
Stadtrat in Püttlingen und wurde 2014 
von der Landesregierung für seine 
Verdienste als Kommunalpolitiker 
mit der„Freiherr-vom-Stein-/V\edaille“ 
ausgezeichnet. 


len Haushalte nicht gerettet, sondern 
die Situation nur zugespitzt hat. Des¬ 
halb, so sagt er, sei die Demonstration 
der Bürgermeister am 25. November 
vor dem Saarländischen Landtag „nur 
ein Anfang“ (SZ 13.12.14) gewesen. 
Das ist gut so, denn ohne breite politi¬ 
sche Auseinandersetzungen mit klaren 
Forderungen im Interesse der Städte 
und Gemeinden, wird sich nichts än- 


nen Euro einbehalten, Gelder die zur 
Sanierung des Landeshaushaltes ein¬ 
gesetzt wurden. Auch 2015 sollen die 
Kommunen auf diese Weise zur Ader 
gelassen werden: Allein 22 Millionen 
Euro büßen die Städte und Gemein¬ 
den ein, weil das Land einen höheren 
Anteil an der Grunderwerbssteuer 
behält, für den Kommunalen Entlas¬ 
tungsfonds fehlt eine Nachfolgerege¬ 
lung, weitere Belastungen entstehen 
durch Kürzung der Mittel für den 
ÖPNV, durch Abzug der Kulturab¬ 
gabe und weiterer Posten, insgesamt 
geht es um 105 Millionen Euro, welche 
den Kommunen in 2015 weggenom¬ 
men werden sollen. „Raubrittertum“ 
hat Städtetagspräsident Lorig (CDU) 
dazu gesagt. 

Streit um die Frage, 
wie es weitergeht 

Obwohl die Kommunen schon seit 
Jahrzehnten mit Haushaltskonsoli¬ 
dierung befasst sind und ihre Ausga¬ 
ben in nahezu allen Bereichen rigo¬ 
ros runter gefahren wurden, ist keine 
Besserung in Sicht. Viele Gemeinden 
sind nicht mehr fähig, ihre Pflichtauf¬ 
gaben ordnungsgemäß zu erfüllen. 
Die Schuldenbremse verschärft die¬ 
se Lage noch, weil nicht einmal mehr 
notwendige Investitionen möglich 
sind, die zu einer Entspannung füh¬ 
ren könnten. 

So tobt derzeit eine landesweite 
Auseinandersetzung über die Frage, 
wie der drohende Absturz in den Ab¬ 
grund verhindert werden könnte. Da¬ 
bei wird seitens der Landesregierung 
die „stärkere Zusammenarbeit der 
Kommunen - notfalls bis hin zu einer 
Gebietsreform“ (SZ 20.11.14) laut¬ 
stark beschworen. Nach CDU-Vor¬ 
stellungen sollen sich Städte und Ge- 
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Sfadtzeitung der DKP für Püttlingen 


Mrcer mmc? flutH fcflm auf mÜattcfca Kraft seiaen: 

DKP nimmt an der Stadtratswahl teil 

l)j« DKP bil iJu'L! WahU Umschläge im Rathaus ciiigtividtl und damit di« 
teil nahmt an dtrnirNo ISlndlratsmiJil ^klirrl. I Inns St hiviutlliu e s Ith t 
mit Platz I der (IrhicKlKlc, auPikrWahIIwrtiLh^litli 1 AIl-PiitlIinsmi nimmt 
«rtbtiirjlisi ili« «(ft; Sldle «ln. DLt VfahI.h* reiehslist« Ktfllerbath wird von 
Edilh -Mbtrl HMRi'luhrt. Franz llvrlvl. dinmcli -W .litlnvn Kiihfäliphcil nicht 
nulir kandidiert. unlL L rslül/l weiterhin die r rtiklinn. Sein Rat an die Wähler: 
„(.«'t'Lii SiL‘ meinen Freunden aut der E>KP-I.islc eine E'hauL’u. sic hülfen cs 
verdient! KR hrauehen Unternimmt damit sie auch künftig ein? kritische, 
fuvcrllisMgv und mutier Op|KeH [iunsrtdk wnhrreh men künnr». 



DKP zur Wahl am 25. Mai: 
GemeiH&mi mit Parteilosen 
an einem Strang ziehen 



Auf dem DKP-Vorschlag Ihr die Wahl 
der CichicisLisie -lebt Hans Schwiiul- 
lln ™. der an Stelle des 
cm Herbst jusjre- 
sdiictknscn Fnjüi/1 Icr- 
wl die DKF-Fraktiou 
fiihrt. an «sia Sidlc, 

Fr verfügt mii L 5 Jah- 
ren Kiils/.u gehörig- £ I 

keil über rdchl itlte I i rflihmneen in der 
Kwrnmtrml pntitik, Am 
zweiter Sielle stehi 
Fd llh Al bert, die der 
DKl’-E-mklinn seit I CE 
Jahren angehikrl. Auf 
dein drillen Flute be- 
(Indst 

skh Erwin Michel;,, 
der im Herhsi in den 
bl&dlruE naehj!.erück1 
ist und Auch in der 
neuen W& h I per knie 
dnbei sein will. 

Die DKF hat neben der Gebietsliste 
auch Vorschläge Ihr die zwei W'aht- 
bereiche eilige reicht. Sn wird die Be¬ 
reichs liste All-Fültliiiiten von Hans 
ächuindJing angeführt, ihm feigen 
Fru in Michel y entd Gerald Stein. beide 
sind parteilos. Auf Flatä! I der He 
reichsliste RhlJerbach stchl Edith 
AI ben, ihr 3blg.cn die Partei Losen Fril/ 
Kuhn und Axel Seidel 




Wie in den früheren Jahren war die 
DKP wieder kmiihi, nicht nur ihr« 
eigenen Mitglieder ins Spiel m hrin. 
gen, sondern auch paiteilose Mitbürger 
emzuhezichcn. Sn kommt es, dass 
Frauen und Männer mul unterschied¬ 
lichen LebenserluhruUgen auf den 
DKP-Lisle kandidlierert. Gemeinsam 
tterIren sie ftir ein gutes Wahlergebnis. 


DKP-Vertreter laden ein 

E lans Sehwindhng tmd Freunde ma¬ 
chen dürl wcittT. w Franz Mertel 
aufgehürt hüt. Das ist gut so, damit 
die bewahrte linke Kraft im Rathaus 
weiter wirksam ist. letzt tindet ein 
öflVnllkhes Gespräch dazu sSatt: 

Mittwoch, 16, April 2«M* 

IS.OII Uhr im Lokal Jansens 
Eck, \ bl k li n ”C3 r St ra Oe 

Gelegenheit zur Ireien Diskussion 


Immer mehr Kommunen 
leben auf Pump 

Personalausgaben, Büromaterialien, 
Mittel für Sozial- und Jugendhilfe, ja 
sogar Zinsen für bereits laufende Kre¬ 
dite sind nur noch bezahlbar, indem im¬ 
mer mehr Kassenkredite in Anspruch 
genommen werden. Sie belaufen sich 
landesweit bereits auf über 1,8 Milli¬ 
arden Euro und machen mehr als 60 
Prozent aller kommunalen Schulden 
im Saarland aus, die gegenwärtig bei 
nahezu drei Milliarden Euro liegen. 

Auch Püttlingen lebt quasi auf 
Pump, denn immerhin muss die Stadt 
schon über 45 Millionen Euro über 
Kassenkredite finanzieren, ihre Schul¬ 
den liegen bei 71 Millionen. Und selbst 
der Püttlinger Bürgermeister scheint 
inzwischen begriffen zu haben, dass die 
bisherige „Sparpolitik“ die kommuna¬ 


dern. Nicht zuletzt geht es auch darum, 
Ursachen für die Defizite und Verwer¬ 
fungen im kommunalen Bereich aufzu¬ 
zeigen und Alternativen zu entwickeln. 

Land missbraucht Mittel 
der Gemeinden 

Die saarländischen Bürgermeister ha¬ 
ben mit ihrer Landtags-Aktion unter 
dem Motto: „Finger weg vom kom¬ 
munalen Geld!“ ein wichtiges Pro¬ 
blem angesprochen. Nicht nur, dass 
den Kommunen immer mehr Aufga¬ 
ben übertragen werden, ohne adäquat 
dazu auch die erforderlichen Mittel 
zu bekommen; ein besonderer Skan¬ 
dal ist, dass die Landesregierung den 
Städten und Gemeinden riesige Mittel 
vorenthält, die eigentlich den Kommu¬ 
nen zustehen. So wurden in den letz¬ 
ten zehn Jahren vom Land 605 Millio- 


meinden „freiwillig zu so genannten 
Infrastruktur-Einheiten von 30 000 bis 
50 000 Einwohnern zusammenschlie¬ 
ßen“, die etwa Standesämter, Bäder, 
Hallen und IT-Einrichtungen gemein¬ 
sam betreiben. Dafür soll es sogar fi¬ 
nanzielle Anreize geben. 

Abgesehen von einigen Fällen, wo 
solche Beispiele der Zusammenarbeit 
bereits praktiziert werden, gibt es kei¬ 
ne Begeisterung in den Kommunen, 
weil sich in der Praxis unüberwindba¬ 
re Hürden auftun. Zu Recht wird auch 
bezweifelt, „ob größere Einheiten ef¬ 
fizienter sind?“ (Bürgermeister Häus- 
le, Riegelsberg/SZ 28.10.14) und „nicht 
von der Hand zu weisen ist die Angst, 
dass Bürgernähe und Identität auf der 
Strecke bleiben“. 

Jeder Kenner der Lage weiß, 
dass Zusammenarbeit nur einen 


Sinn macht, wenn auch Mittel da 
sind, um etwas zu bewegen. Zusam¬ 
menschlüsse nur des Sparens willen 
führen dazu, dass die kommunale 
Selbstverwaltung immer weiter aus¬ 
gehöhlt wird und am Ende nur noch 
eine Hülle bleibt, um die Blößen ei¬ 
nes herunter gewirtschafteten Kom¬ 
munalsystems schamhaft zu verde¬ 
cken. 


Oft gibt es Versuche, den „schwar¬ 
zen Peter“ an die Kommunen zu schie¬ 
ben, weil diese angeblich über ihre Ver¬ 
hältnisse gelebt haben. Das stimmt na¬ 
türlich nicht. Die Ausgaben der Städte 
und Gemeinden sind nirgends so nied¬ 
rig wie im Saarland. So liegen die kom¬ 
munalen Sachinvestitionen an der Saar 
nur bei 202 Euro je Einwohner, nicht 
einmal halb so hoch wie in Bayern. In 
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Stadtzeitung der DKP für Püttlingen 


Garnier! mit blumigen »erthüken. rabiat beim Amtizcn drc KwlMifio; 

Landesregierung lässt keinen Zweifel 
an ihrem Würgeprogramm 


AR Annegret Kramp-karrenbauer 
im vergangenen Jahr die Jamaika- 
Regierung in dicWUMc schickte und 
im Mir/ 2012 Neuwahlen durchfah¬ 
ren ließ, narrt favl viriler, davv die¬ 
ser Coup allein der CDU die llascn 
in die Küche treiben würde. 

Mii einem SPD-Landcsvorsit/cndcn. 
der eine linkvorieiuicrte Lösung vehe¬ 
ment ablehnte und von vornherein die 
„große Koalition" betrieb, konnte die 
SPD keinen Blumcntopfgcwinnen und 
Heiko Maas musste seinen Traum ab- 
schmmken. im Saarland Ministerpräsi¬ 
dent /u werden. Inzwischen ist Maas, 
dereinst gegen die Schuldenbrcmse vo¬ 
tierte. zu einem gnadenlosen Befürwor¬ 
ter dieses Würgeprogrammes konver¬ 
tiert. das vor allem den Kommunen und 
den kleinen Leuten immer Märker die 
Luft abdreht. So erweist sich der Stell¬ 
vertreter von AKK als brauchbarer 
Wasserträger ftärdie Ministerpräsiden- 


tin. Maas muss sich allerdings hin und 
wieder sagen lassen, dass er und seine 
Genossen einer ..vernünftigen Führung 
und Anleitung durch die CDU" (SZ 
7.2.12) bedürfen. 

I>a ist es kein Wunder, dass die sozial¬ 
demokratischen Koalitionärc sich in 
wesentlichen Fragen den Wünschen der 
Union brav unterordnen. Zuletzt war 
dies deutlich sichtbar bei den Verhand¬ 
lungen zwischen Regierung und Ge¬ 
werkschaften über den Umbau des öf¬ 
fentlichen Dienstes. 

Während MI* kramp-Kanrcnbaue» von 
„Stolz“ und ..Genugtuung“ sprach, dass 
unter Einbeziehung der Gewerkschaf¬ 
ten ein großer Schritt gemacht worden 
sei ..zur Sicherung der Zukunft“ des 
Saarlandes als selbständiges Bundes¬ 
land, tsc/cichnetc Wirtschaftsministcr 
Maas dies als „saarländischen Weg" 
Doch was da so nachhaltig gepriesen 
wurde, war nichts anderes als ein mit 



Bei der traditionellen Waldbcgchung 
des Siadiratev am 20. Juni sprach 
Kevierförvter Urban Backes über ak¬ 
tuelle Probleme des Wald pflege, hier 
im Bereich ehemaliger Sportplatz 
llercheabach. 


etlichen Bonbons garniertes Programm 
zur Vernichtung von Arbeitsplätzen im 
Saarland. Ob die F.igcnständigkcit da¬ 
bei Bestand hat, Mehl in den Siemen. 
Zum Glück ist die Gewerkschaft ver.di 
rechtzeitig aus den Verhandlungen aus- 
gestiegen, weil sich gezeigt hat, dass 
vor allem die Arbeitnehmer des öflent- 
lichcn Dienstes betroffen werden. 
Rund 2.400 Stellen weniger sind kein 
Pappenstiel, zumal die Ministcrialhüro- 
kralic davon am wenigsten spüren dürf¬ 
te. Nur zu gut weiß ver.di, dass in Bau¬ 
höfen und auf Friedhöfen, in Kranken¬ 
häusern und Altenheimen, bei der Po¬ 
lizei und anderen Einrichtungen der 
Personalmangel unübersehbar gewor¬ 
den ist. Auch das Gequassel von» dc- 
mografiscben Faktor kann davon nicht 
ablcnkcn. dass die Lrhallung von Ar¬ 
beitsplätzen die wichtigste Existenz* 
fragc für viele Menschen ist. 

Fine politische Kursänderung ist nach 
wie vor angesagt. Dabei muss die Vcr- 
bessenmg der F.innahmcn im Vorder¬ 
grund stehen. Ver.di und auch w ir ha¬ 
ben darüber schon vielfach berichtet. 
Es sei noch einmal daran erinnert. 


Gemeinden weiden erpresst 

Regierung preist kommunale Zu¬ 
sammenarbeit als Wundermittel 
an, verspricht finanzielle Anreize 
und stellt bereits eine Gebiets¬ 
reform in Aussicht (Seitr2). 

DKP warnt vor ncurm Betrug! 



Obiges Foto wurde auf der Landrsscile der SZ (Ausgabe vom 18.6.13) ver- 
öncntlkhl und zeigt Ministcrpräsidcntin Kramp-Karrenbauer (CDU) mit 
Wirtschaflvniinivler Maas (SPD) vor den llaushaltvberatungen. Die darunter 
befindliche Schlagzeile haben wir der Einfachheit halber in das Bild ko¬ 
piert, weil dadurch deutlich wird, was die Städte und Gemeinden von der 
Großen Koalition in Saarbrücken zu erwarten halten. 


Regelmäßig informiert die DKP-Stadtzeitung„pro + contra“ in Püttlingen über 
die Alternativen der Deutschen Kommunistischen Partei. 


Ohne neue Finanzpolitik 
läuft nichts 

Wer heute schon wieder von „Gebiets¬ 
reform“ redet und glaubt das Saarland 
auf „drei Landkreise und 30 Gemein¬ 
den“ (SZ 24.5.14) zusammenstauchen 
zu können, will ein bewährtes Gefüge 
im kommunalen Bereich vorsätzlich 
zerschlagen und stellt die Existenz 
des Landes selber in Frage, denn wozu 
braucht man noch ein eigenes Bun¬ 
desland, wenn auf der kommunalen 
Ebene kaum etwas übrig bleibt? Zu¬ 
dem weisen Fachleute darauf hin, dass 
bei Zusammenlegung von Landkrei¬ 
sen das Einsparpotential recht gering 
ist. Eher ist das Gegenteil der Fall, so 
hat die Veränderung der Verwaltungs¬ 
strukturen im Jahre 2007 dazu geführt, 
dass die „Personalkosten um 40 und 
die Sachkosten um 30 Prozent gestie¬ 
gen“ sind (SZ 24.5.14 ), weil größere 
und zentrale Einheiten betriebswirt¬ 
schaftlich höhere Koordinationskos¬ 
ten erzeugen und infolge geringerer 
Überschaubarkeit zu Effizienzverlus- 
ten neigen. 

Ob „freiwillige“ Bildung von grö¬ 
ßeren „Infrastruktureinheiten“ oder 
„von oben“ verordnete Gebietsre¬ 
form: stets sind solche Bestrebungen 
darauf gerichtet, den kommunalen 
Verwaltungsapparat straffer, effekti¬ 
ver und politisch zielstrebiger zu ma¬ 
chen sowie die wirtschaftlichen und 
sozialen Potenzen der Kreise, Städte 
und Gemeinden besser auf die von 
der zentralen Exekutive abgesteck¬ 
ten Ziele auszurichten und vor allem 
dem Kapital seine Pfründe zu sichern. 
Dabei setzen sich die Herrschenden 
rücksichtslos über die Interessen des 
Volkes hinweg. 

Kein Weg führt an der Grundfrage 
aller Kommunalpolitik vorbei: die der 
ausreichenden Finanzierung für Aufga¬ 
ben der Städte und Gemeinden. Durch 
eine neue Steuer- und Abgabenpolitik 
müssen die öffentlichen Kassen ge¬ 
stärkt werden. Vor allem große Vermö¬ 
gen und Einkommen sind stärker zur 
Finanzierung des Gemeinwohls heran¬ 
zuziehen, die mittleren und niedrigen 
Einkommensklassen müssen entlastet 
werden. 


Bauausgaben für Straßen hießen im 
Saarland nur 32 Euro pro Kopf, in Bay¬ 
ern 79 Euro. 

Ursache für die kommunale Misere 
ist nicht nur die jahrzehntelange Unter¬ 
finanzierung durch das Land. Insbeson¬ 
dere die rot-grünen Steuersenkungen 
ab 2001, die Abwälzung der Konjunk- 
turfiaute und die Folgen der globalen 
Wirtschaftskrise haben sich gravierend 
auf die Kommunen, auf die Menschen in 
den Städten und Gemeinden ausgewirkt. 
Und die Schuldenbremse tut das Übrige, 
damit der Niedergang weitergeht. 

Jetzt demokratische 
Alternativen durchsetzen 

Wir begrüßen es, dass die Gewerk¬ 
schaft ver.di Forderungen entwickelt 
hat, um die Lage der Kommunen zu 
verbessern und dafür mit gezielten 
Aktionen an die Öffentlichkeit geht. 
Diese Vorgaben reichen von der 
„Aufhebung der kommunalen Schul¬ 
denbremse“ über die „Auflage eines 
echten Entschuldungsfonds“ für die 
Gemeinden bis hin zur „Wiederein¬ 
führung der Vermögenssteuer“ und 
weiteren Vorschlägen. 

Aus Sicht der DKP ist eine breite 
gesellschaftliche Debatte notwendig, 
die sich letztlich um die Beantwortung 
der Frage drehen muss „Wie wollen 
wir im Saarland heute und in Zukunft 
leben?“. Angesichts der fatalen Aus¬ 
wirkungen der kapitalistischen Krise 
hilft nur ein radikaler Wechsel in der 
Landespolitik. 

Der DKP geht es bei diesem Poli¬ 
tikwechsel um die Durchsetzung einer 
anderen Umverteilung der öffentli¬ 
chen Finanzmittel, um den Ausbau des 
Öffentlichen Sektors im Saarland, um 
das Durchsetzen von Demokratie und 
das heißt Selbstbestimmung. Es geht 
um die demokratische Regulierung 
der Wirtschaft, um Mitbestimmung in 
Unternehmen und Kommunen; um ein 
ausgebautes und jedem zugängliches 
Bildungs- und Gesundheitswesen und 
nicht zuletzt um ein zuverlässiges Sys¬ 
tem sozialer Sicherheit. Dafür setzen 
wir uns ein und sind sicher, damit auch 
der saarländischen Landesverfassung 
stärker zu Geltung zu verhelfen. 
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DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.kari-liebknecht-schule.org 

Jahresprogramm 2015 

„Wer die Welt verändern will, muss sie erkennen." 

21./22. Februar Marxismus und Demokratie 

23,-26, April Einführungskurs; Die Grundlagen unserer 

Politik 

16717. Ma i Ein führu ng Ma nsisüsch e P h ilosophie 

20 /211. Juni Nation und Nationalismus 

29730. August Übergänge zum Sozialismus ■ 
antiimperialistische und 
antimonopolislische Etappen und die 
Debatte darüber 

01.-04, Oktober Eimfführungskurs: Die Grundlagen unserer 
Politik 

Aktualisierte Informationen in der UZ oder im Internet unter 
www, karl- liebknecht-schule.org 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits am Vortag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn 
10,30 Uhr, Ende gegen 14 Uhr, 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 251 Ab 
Freitag 3Q€. (Vier-Tagesseminar: 60/7Q€.) Finanzierung bitte 
mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk ab klären. 


HABEEMA 

Bühne der Peter-Hacks-Gesellschaft 
Mülhauser Straße 6 r 10405 Berlin 
10. Februar 2015 - 19:30 Uhr 


HEROISCH IRONISCH SUBVERSIV 


Ernst Busch als Schauspieler im 
sowjetischen Exil und seine 


Mitwirkung am Film 
„Kämpfer von 

1936. Dr Günter Agde 
stellt mit FilmbeispieSen 
r Büschs Rollen gestalturig 
und Produkt io ns hinter¬ 
grün de des Films dar« 



Unterstützt das ..Festival der Jugend" der 
SDAJ mit dem Kauf von Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro /10 Buttons 40,- Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 


Festi val der J ugend Sol i -Buttons 


(9(t§tfjof 0 cimcö" 

iMt IttHä ffö# 1 H 2 S 8 


luhabec: 

Hans-Georg Müller 
Haupl'Slraße 1 
S7392 Sshmalrenbers- 
Grafschatl 
Hochsauerland 

Tel.; 02S72-97SÜ-C 
Fax., o2 m-wam 

Restaurant. 

Dienstag Ruhetag 

Hauspruspokl 

ünfurdern 


in unmittelbarer Nah? Klosters GiÄfsefialt lieg! unser 
Gasthül. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wi rf 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Ränmlidfifceiten gutes Essen, 
gepitegie Betränke, Aue Zimmer nahen Bad. Busche. WC, 
Teleloa, Fernseher die meisten Balkon und Voiraum. Im 
Hotelheraich befinden sieh Litt. Sauna, Solarium. Nkht- 
riueherzimmer u'h! Kamin, Kinderspielroum, SalatbüHel, 
FryhstötksbOflet, Auch S&niOrtrt-PoriiönMi. 

Übernachten g / Frühstück 30.- bis EL- € p.P. 

HP 15.50Cp P * VP. 22,- Cp.P. 

Kostenlos Bus-tirö Sahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisanpreise. 

Bei 2i Tagen Aotemhali m Jahr 10 % Treuerabaii. 


mail@gasthof-heimes.de ♦ www.gasthor-hieimes.de 


Anzeigen helfen der UZ! 

Anzeigenvorlagen bitte immer an diese E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Theoretische Konferenz 

Zur Unterstützung der Parteidebatte zum Leitantrag für den 
21. Parteitag der DKP 

Referate zu 

• Imperialismus heute. Neue Momente in der Entwicklung der 
Systemkrise 

• Entwicklung der Produktivkräfte und Arbeiterklasse heute 

• Die kommunistische Partei heute - Zwischen revolutionärer 
Flaute, spontanen „neuen Massenbewegungen“, neuen Chancen 
und politischer Irrelevanz 

Samstag, 21. Februar 2015,11.00 bis 17.00 Uhr 

Stadtteilzentrum KroKuS,Thie 6, 30539 Hannover 

DKP Parteivorstand 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 
Teilnehmerbeitrag: 10 Euro/ermäßigt 5 Euro 



Unser bestes Pferd im Stall 

Rudi Christian 

wird am 3. Februar 75 Jahre. 

Kämpferisch, verantwortungsvoll, nicht unumstritten, immer aktiv 
und das - über alle Hürden hinweg - seit Jahrzehnten; nicht zu 
ersetzen. 

Rudi, bleib so wie du bist! 

Herzlichen Glückwunsch 
von deiner Gruppe Hamburg-West 


(Eine weitere Konferenz zum Leitantrag wird vor der Sommerpause 
stattfinden) 


DKP 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

die Drucktermine derUZ-Extra „8. Mai" und „InternationalerFrauentag", 
8. März, liegen nur 14Tage auseinander. Da bietet es sich an, den Versand 
zusammenzulegen ... Doppelte Versandkosten können so eingespart 
und folgende Angebote gemacht werden: 

• Wir senken den Preis für 100 UZ-Extra auf 9.- € 

• Zudem können wir als Sonderaktion die UZ-Extra ..Jugend" für 
5.-€ pro 100 Stück und 

• die jeweils aktuelle UZ-Ausgabe für 0,20 € pro Exemplar mit 
dazu packen... 

Beispiel: 

140 UZ-Extra 8. März 12,60 € + 250 UZ-Extra 8. Mai 22,50 € 

100 UZ-Extra Jugend 5,00 € + 10 aktuelle UZ 2,00 € = 42,10 € 

Mit vielen roten Grüßen, Gustl 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



1 . 

Entschleunigung: 

Rilke & Tfamr tsüU im MOrftt- 
fiöiJcmülpÄrk. 2 Fe: Wb je 3-3 Pttirtä . 

in XrAUKhum-Cittfmn- 
]lavel & TTövc! 3cen k Boor &■ Rad, 

Info: nrw.tr1nofip.dg 
Tpl.: 0331 /& 7079 * (AB) 


f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
<_> 


Unsere Liesl Mauch wird am 2. Februar 75 

Liebe Liesl, 

wir gratulieren Dir herzlich zu Deinem 75. Geburtstag! 

Solche gewissenhaften Genossinnen und Genossen, die sich trotz 
gesundheitlicher Anfeindungen nicht unterkriegen lassen, lieben wir 
ganz besonders, - vor allem, wenn sie dann noch als Kassiererin so 
zuverlässig arbeiten wie Du! 

Wir wünschen Dir mit Deinem Oskar noch viele schöne Jahre in 
unseren Reihen! 

Deine DKP-Gruppe Stuttgart-Bad Cannstatt 
und der DKP-Kreisvorstand Stuttgart 



Bernd Köhler 
bei JumpUp 



avantipopolo 2 
Electronic music trifft 
Hanns Eisler - neben 
Eigenkompositionen gibt es 
Klassiker wie La Lega, Bella 
Ciao oder das Solidaritäts¬ 
lied von Brecht/Eisler. 


Die, mit dem PRIX COURAGE und dem PREIS 
DER DEUTSCHEN SCHALLPLATTEN-KRITIK 
ausgezeichnete Produktion von Bernd Köhler und 
dem kleinen elektronischen weltorchester (ewo2) 
gibt es auf Schallplatte und auf CD - legendär! 

avantipopolo 2 

CD mit Booklet, 12,50 Euro + Versand 
LP, 11 Euro + Versand 


Bestellungen über JumpUp 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
E-Mail: info@jumpup.de 
Tel. 0421-498 8535 
www.jump-up.de 
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Veranstaltungen des Kuratoriums 
der „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



f -\ 

Wohnung! 

47501 Neukirchen-Vluyn 

3,5-Raum-Wohnung, 72 qm, 

KD, Bad, Keller Renovierter 
Altbau, 2. Etage, Dachgeschoss 
485 Euro WM inkl. NK, ab 
1.3.2015 

Kontakt: 03375-201859 oder 
0163-9825485 


In der Woche des Gedenkens anlässlich der Befreiung des KZ Auschwitz 
durch die Rote Armee der UdSSR 1945 und der Machtübertragung an die 
Nazis am 30. Januar 1933 rufen wir auf: 

Zur Ehrung der Hamburger Widerstandskämpfer im Ehrenhain auf dem 
Hamburger Ohlsdorfer Friedhof / Bergstraße Nähe Haupteingang 

Am 30. Januar 2015 ab 15.30 Uhr 

Es sprechen Vertreter antifaschistischer Organisationen. 

Kranz- und Blumenniederlegung an den Gräbern. 


Weltordnung 
im Umbruch 


Friedlich oder militärisch? 
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Im Übergang zur Multipolarität Beate 
Landefeld ★ China im Mittelpunkt der 
amerikanischen Militärstrategie Marc 
BotengaAObamas Anspruch auf eine glo¬ 
bale Vorwärtsverteidigung Kai Ehlers ★ Die 
Ukraine und Deutschlands Griff nach 
Osten Jürgen Wagner ★ Das Hackenknallen 
der Atlantiker Klaus WagenerADas Putin- 
sche Russland - Machtverhältnisse 
und Politik Willi GernsA Lage und Per¬ 
spektive der lateinamerikanischen In¬ 
tegration Carlos Arrue Puelma 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Detlef Hensche, Koalitionsfreiheit unter Be¬ 
schuss | Tariq Ali u. Allyson Pollock, Ursprünge 
der Ebolakrise | Evo Morales, Für eine weltweite 
Gemeinschaft der Völker | Hermann Klenner, 
Grundsätzliches zum Rechtsstaat | Reiner Zilke- 
nat, Die „Fischer-Kontroverse“ | Phillip Becher, 
Die bürgerliche „Partei neuen Typs“ - Faschismus¬ 
deutung der italienischen Kommunisten | Lucas 
Zeise, Weltwirtschaftkrise, Kriege und Kriegsge¬ 
fahr | Diskussionsbeiträge von Andreas Wehr und 
Arnold Schölzel, Russland - imperialistischer 
Konkurrent oder Friedensmacht? 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


Um 19.00 Uhr haben wir den bekannten Rechtsanwalt R. Dobrawa 
in der Gedenkstätte am Ernst-Thälmann-Platz zu Gast. 

Erliest aus seinem Buch: 

„DER AUSCHWITZ-PROZESS, ein Lehrstück deutscher Geschichte“ 
mit anschließender Diskussion 

Vorankündigung der Ausstellung: 

Sonntag, 8.2.2015 
„Befreiung 1945 - Verpasste Chance“ 

11.00 Uhr: Eröffnung der Ausstellung und Neujahrsempfang 

In der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

(Busverbindung Linien 20, 22, 25 und Schnellbus 34+39 U-Bahn 
Kellinghusenstraße) 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstr. 66, 
Ernst-Thälmann-Platz, 20251 Hamburg 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 

Spendenkonto: IBAN:DE 98 2001 0020 0133 7372 04 BIC : PBNKDEFF 
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Hass und Gewalt 

Betr.: „Terrorgefahr“ auch in 
Deutschland 

Von Selbstmordattentaten bis zum An¬ 
schlag in Frankreich - eine unmensch¬ 
liche Kette von Hass und Gewalt. Die 
Staatenlenker im Bild solidarisch einge¬ 
hakt - Massen von Menschen in gewalti¬ 
gen Demonstrationen, so zu lesen, hören 
und sehen. Bilder eines engen Zusam¬ 
menstehens gegen den Terror! DEN Ter¬ 
ror? Bleibt nach all dem nicht ein schaler 
Geschmack? Mir erscheint das Bild eines 
US-Bürgers vor Augen, der nach den At¬ 
tentaten am 11.9.2001 fragt: Was haben 
wir getan, dass man uns dies antut? Ter¬ 
rorgefahr wächst auch in Deutschland, 
so letzte Meldungen. Sollte sich unsere 
Regierung nicht mal fragen ob Deutsch¬ 
land weiter mit den enormen Waffenex¬ 
porten, mit dem Einsatz unserer Soldaten 
in anderen Ländern, Frieden in die Welt 
trägt - oder nicht doch statt dessen Hass 
und Gewalt fördert? Von Gerechtigkeit 
zwischen arm und reich einmal ganz zu 
schweigen. So wie man in den Wald ruft 
schallt es zurück, sagt ein Sprichwort. 
Wen wunderts? 

Willi Hoffmeister. Dortmund 

Wahlversprechen 

durchsetzbar? 

Betr.: Leserbrief, von Walter Listl, 

UZ vom 23.1.2015, S.15. 

(...) Ob eine Partei sozialdemokratisch ist 
oder sozialistisch lässt sich nicht an sozi¬ 
alen Forderungen (vor der Wahl!!!) fest- 
machen. Versprechen kann man viel, so¬ 
zialdemokratisch aber ist, dass man dem 
Volk weismacht, man könne einen „so¬ 
zialen Kapitalismus“ einführen. Was ist, 
wenn SYRIZA die gegebenen Wahlver¬ 
sprechen im kapitalistischen Europa nicht 
durchsetzen kann? Darin liegt eine große 
Gefahr für die gesamte Linke in ganz Eu¬ 
ropa. Es ist unverantwortlich, Hoffnun¬ 
gen auf eine „linke Regierung“ zu schüren 
und dann das Volk zu enttäuschen. Einige 
SYRIZA-Anhänger sprechen von einem 
„noch geheimen Plan B“ also u.a. Bruch 
mit der Euro-Zone. Geheime Pläne - das 
geht gar nicht -, es zeigt die Geringschät¬ 
zung der Kämpfe des Volkes und über¬ 
schätzt die Macht der Regierungen. Wie 
war es mit der sozialdemokratischen Re¬ 
gierung in Deutschland nach 1919? Sie 
dachten, sie hätten die Macht, dabei wa¬ 
ren sie nur in der Regierung. 

Klaus Sick, E-Mail 

Spardiktat durchbrechen 

Betr.: „Verhandlungslösungen“, 

UZ vom 23.1.15, S. 7 

Wenn ich richtig informiert bin, dann 
geht es in Griechenland an diesem 
Sonntag um Parlamentswahlen, nicht 
um die „Überwindung des Kapitalis¬ 
mus“ (Olaf Matthes). Für diese Wahlen 
hat Syriza ein Minimal- und Sofortpro¬ 
gramm für den Fall einer Regierungs¬ 
übernahme vorgelegt. 

Dieses sieht vor, dass den Menschen, 
die am meisten unter der Krise und dem 


Diktat der Troika zu leiden hatten, mate¬ 
riell geholfen wird: Rentnern (u.a. Rück¬ 
gängigmachung der Rentenkürzungen), 
Arbeitslosen (u.a. 300 000 neue Arbeits¬ 
plätze), Niedriglöhnern (Mindestlöhne: 
Anhebung um 28%), Armen (unmittel¬ 
bare Hilfe für 300 000 verarmte Fami¬ 
lien), Kranken u.a. Ein 12-Milliarden- 
Programm: Umgerechnet auf die Wirt¬ 
schaftskraft Deutschlands würde das 
hierzulande 180 Milliarden bedeuten 
(siehe dazu: www.isw-muenchen de, Nicht 
die Griechen, die Troika und die Finanz¬ 
märkte haben das Land verwüstet). Wem 
es egal oder zu „sozialdemokratisch“ 
(Günter Pohl, Olaf Matthes in UZ) ist, 
ob die Ärmsten der Gesellschaft wieder 
ein etwas besseres Leben haben und vor 
allem ihre Würde wieder zurückerhalten, 
der mag darüber seine rote Nase rümp¬ 
fen und seine Weisheiten in den Athener 
Suppenküchen verkünden. Doch revo¬ 
lutionäre Phrasen machen bekanntlich 
nicht satt. 

Bei diesem „Thessaloniki-Programm“ 
von Syriza geht es aber vor allem auch 
darum, dass zumindest mal in einem Eu- 
ro-Land der neoliberale Teufelskreis von 
Schulden - Spardiktat - „Fiskalischem 
Waterboarding“ (Tsipras) der Bevölke¬ 
rung, durchbrochen wird. Die Menschen 
wieder Luft zum Atmen bekommen. Und 
schließlich kann es Anstoß geben zu ei¬ 
ner Solidaritätsbewegung in ganz Europa 
zum Bruch mit der Austeritätspolitik der 
Troika und zu gleichgerichteten Kämpfen 
in Ländern mit einer ähnlichen Kostel- 
lation: Spanien, Portugal, Italien, ... So 
ähnlich ist das übrigens im Kampf gegen 
den Neoliberalismus in Lateinamerika im 
vergangenen Jahrzehnt abgelaufen. Und 
das ist das Revolutionäre eines solchen 
Regierungsprogramms. 

Emmi Menzel, München 


Yps, eine kommunistische 
Erfindung? F 2014 

Das Konzept von Yps basierte auf dem 
französischen Heft Pif Gadget, das ur¬ 
sprünglich unter dem Namen Vail- 
lant, le jeune patriote (Vaillant, der 
junge Patriot) eine Jugendzeitschrift 
der kommunistischen Partei Frank¬ 
reichs gewesen war, die zuerst wäh¬ 
rend des Zweiten Weltkriegs im Unter¬ 
grund erschien. In den 1960er Jahren 
wurde die Zeitschrift wesentlich weni¬ 
ger politisch, blieb jedoch locker an die 
kommunistische Partei angebunden. 
Sa. 31. i., 21.50-22.45 Uhr, arte 

Die Wohnung, Isr/D 2011 

Gerda Tuchler stirbt mit 98 Jahren in 
Tel Aviv. Vor 70 Jahren war sie aus 
Deutschland geflohen. Bei der Woh¬ 
nungsräumung entdeckt ihr Enkel, der 
Dokumentarfilmer Arnon Goldfinger, 
nach und nach, dass seine jüdischen 
Großeltern seit den 30er Jahren über 


Syriza wird diffamiert 

Betr.: „Verhandlungslösungen“, 

UZ vom 23.1.15, S. 7 

Es ist unglaublich! Wiederholt wird in 
der neuesten UZ das Linksbündnis Syri¬ 
za heftig diffamiert und unterstellt, dass 
sie ihre Ziele verraten werden. 

Was erlaubt sich eigentlich diese Re¬ 
daktion? Viele Genossinnen unserer 
Partei bemühen sich - wie auch ich - die 
Solidarität mit dem griechischen Volk zu 
entwickeln gegen die mainstream-Medi- 
en in unserem Land. Im Forum Eurokrise 
arbeiten wir eng mit den Genossen von 
Syriza zusammen. Ein Vetreter der KKE 
wurde hier noch nie gesehen. Syriza hat 
nun möglicherweise die Chance, einen 
neuen Weg in Griechenland einzuschla¬ 
gen, um die dringendsten Probleme des 
Landes in Angriff zu nehmen: gegen den 
Hunger, gegen die Arbeitslosigkeit, ge¬ 
gen den Zerfall des Gesundheitswesens 
etc. 

Und die UZ erlaubt sich, das alles 
lächerlich zu machen, als „sozialdemo¬ 
kratisch“ abzutun. Was die Sozialdemo¬ 
kraten in Griechenland getan haben, hat 
nichts mit der Politik von Syriza zu tun. 
Ich bin empört über diese Positionen in 
der UZ. Damit fällt sie den Genossinnen 
in Griechenland und unserer konkreten 
Solidaritätsarbeit in den Rücken. 

Von einer kommunistischen Partei in 
Griechenland würde ich mir im übrigen 
erwarten, dass sie sagt: Ja, wir stehen an 
eurer Seite und wir werden alles tun, dass 
die angestrebten Veränderungen konse¬ 
quent durchgesetzt werden können. Aber 
was macht die KKE? Sie beschimpfen Sy¬ 
riza und lehnen jegliche Zusammenarbeit 
ab, ja betrachten sie sogar als Gegner. 

Unsere eigene Geschichte hat uns ei¬ 
nes Besseren belehrt. 

Sonja Schmid, München 


den Holocaust hinaus mit der Familie 
des SS-Mannes Leopold von Milden¬ 
stein befreundet waren. Als Leiter des 
Judenreferates war Mildenstein der 
Vorgänger von Adolf Eichmann. 

So., 1.2., 23.50-1.25 Uhr, mdr 

Der blinde Fleck - Das Okto¬ 
berfestattentat, D 2013 

Am 26. September 1980 wird ein An¬ 
schlag auf das Münchener Oktober¬ 
fest verübt; es gibt 13 Tote und mehr 
als 200 Verletzte. Schnell wird der 
Neonazi Gundolf Köhler als Einzel¬ 
täter präsentiert. Köhler kam bei dem 
Anschlag ums Leben. Schon damals 
gab es erhebliche Zweifel an diesem 
Konstrukt. Der Film zeigt über 30 Jah¬ 
re danach, wie es gewesen sein könn¬ 
te. Im Anschluss befasst sich eine Do¬ 
kumentation mit der Frage nach den 
Tätern. 

Mi., 4.2., 20.15-21.45 Uhr, ard 


Wuppertal: „Neofaschismus in Deutsch¬ 
land“ , Eröffnung der Ausstellung. Veran¬ 
stalter DGB-Stadtverband Wuppertal, Un¬ 
terstützer und Mitträger sind Initiative für 
Demokratie und Toleranz, Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes (VVN/BdA), 
Wuppertaler Jugendrat und Studienkreis 
Deutscher Widerstand 1933-1945. Licht¬ 
hof des Rathauses, Johannes-Rau-Platz 1, 
17.00 Uhr. Die Ausstellung kann besichtigt 
werden bis zum 11. Februar in den Öff¬ 
nungszeiten des Rathauses von 9.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr._ 

Berlin: „Wilhelm Reich -Wegbereiter mar¬ 
xistischer Sexualpolitik“ mit Andreas Peglau, 
Psychologe. Marx-Engels-Zentrum, Spielha- 
genstraße 13, Berlin-Charlottenburg, 19.00 
Uhr. Kosten: 2,00 Euro /1,00 Euro ermäßigt. 

Dortmund: Veranstaltung von WN/BdA und 
Bündnis Dortmund gegen Rechts zum Ge¬ 
denken an Julius Goldstein. Steinwache, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 31 . JAN 


Münster: Friedenspolitischer Ratschlag der 
Friedenskooperative Münster. Brücke, Inter¬ 
nationales Zentrum der WWU, Wilmergasse 
2,14.00 Uhr. 


MO ★ 2 . FEB 


Saarbrücken: „Kapitalismus - Krise - Ka¬ 
puttsparen - Für ein Saarland der Gerech¬ 
tigkeit, Demokratie und Menschenwürde.“ 
Forum der DKP Saarland mit Werner Rüge- 
mer (attac), Heinz Bierbaum (Fraktion „Die 
Linke“ im saarländischen Landtag),Thomas 
Schulz (attac Saar), Esther Didier (Blocku- 
py Saarbrücken) und Thomas Hagenhofer 
(Bezirksvorsitzender DKP Saarland). “Nau- 
wieser Neunzehn“, Nauwieserstraße 19, 
18.00 Uhr._ 

Dortmund: Gründungsversammlung der 
DKP-Wohngebietsgruppe Dortmund Süd. 
Gildenstraße 20,19.00 Uhr. 


Ml ★ 4 . FEB 


München: „Die UZ - das unbekannte We¬ 
sen?“ Diskussion des DKP Betriebsaktivs 
mit Lars Mörking, UZ-Redakteur. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 5 . FEB 


Nürnberg: „La vita continua“, Lesung und 
Konzert mit Esther Bejarano und Microphone 
Mafia. Desi, Brückenstraße 23, Einlass 19.30 
Uhr, Beginn 20.00 Uhr. 

Darmstadt: Treffen der Darmstädter Frie¬ 
densinitiative. Gewerkschaftshaus, Hans- 
Böckler-Saal, Rheinstraße 50,19.00 Uhr. 


FR ★ 6. FEB 


Berlin: „Koalitionsfreiheit und Streikrecht 
unter Beschuss“ mit Detlef Hensche, ehern. 
IG Medien-Vorsitzender. Marx-Engels-Zen- 
trum, Spielhagenstraße 13, Berlin-Charlot- 
tenburg, 19.00 Uhr. Kosten: 2,00 Euro /1,00 
Euro ermäßigt. 


Hannover: 18. Antifa-Sozialkonferenz. The¬ 
ma: Antimuslimischer Rassismus und die 
Mitte der Gesellschaft. Beginn: 11.00 Uhr, 
Ende gegen 16.00 Uhr. Ort: Raschplatzpavil- 
lion, Hannover. Veranstalter: VVN-BdA Han¬ 
nover, DGB Region Nds-Mitte, A&L Nds.-Mit- 
te. Anmeldung bis zum 30.1. unter: www. 
arbeitundleben-nds.de 


SO ★ 8. FEB 


Hattingen: „Tarifeinheitsgesetz-Wir sagen: 
Hände weg vom Streikrecht!“ Informations¬ 
veranstaltung von DKP, Piratenpartei und 
„Die Linke“ im Rat der Stadt Hattingen mit 
Thomas Big. Gemeindeamt; Hattingen-Wel- 
per, Im Welperfeld 27,11.00 Uhr. 


FR ★ 13 . FEB 


Schweinfurt: „Wer rettet Wen?“ Die Krise 
als Geschäftsmodell auf Kosten von Demo¬ 
kratie und sozialer Sicherheit. Eine interna¬ 
tionale Koproduktion der Kernfilm von Les- 
lie Franke und Herdolor Lorenz (104 min.) 
Gruppenabend DKP Schweinfurt - Haßber¬ 
ge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr._ 

Nürnberg: Friedrich Engels Dialektik der Na¬ 
tur - „Ein Blick auf ein unvollendetes Werk¬ 
stück des Dialektischen Materialismus.“ 
Veranstaltung des deutschen Freidenkerver¬ 
bands mit Dr. phil. Elmar Witzgail. Villa Leon, 
Philipp Koerber Weg, 19.15 Uhr. 


SA ★ 14 . FEB 


Berlin: „Grundlagen der Politischen Öko¬ 
nomie - Das Kapital lesen“, zweitägiges 
Seminar des Marx-Engels-Zentrums mit H. 
Wendt, Wirtschaftswissenschaftler. Marx- 
Engels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, 
11.00 Uhr. Mehr Information: www.mez- 
berlin.de. Anmeldung erbeten unter: info@ 
mez-berlin.de. 


Dl ★ 17 . FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18 . FEB 


Elmshorn: „Was bleibt von der DDR?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Elmshorn, 
mit Prof. Dr. Nina Hager, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP und Chefredakteurin der 
UZ. Rheinhold Jürgensen Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redak- 
tion, Hoffnungstraße 18, 45127 Es¬ 
sen. 


Der rote Kanal 



J etzt abonnieren und Prämie sichern! 



Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein J ahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3-Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,- €) 


Ihre Prämie für ein J ahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ J ahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/J ahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € /J ahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € /J ahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro J ahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


J osef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


EU Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO/IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ/BIC 
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8. MA11945 
TAG DER 


BEFREIUN 


CnAC 


GESCHENK-ABO (3-Monats-Abo) 

-unsere zeit- 10 f -€ 

Für Freunde. Bekannte. Kollegen oder Familienmilglieder 
Brite Uereradresse(n) gesondert arrgeben! 


Kapuzenpullover 24,- € 

T-Shirt ODER Girlie-Shirt 14,-€ 

Motiv „Tag der Befreiung" 

Schwarz. Aufdruck Rot + Elfenbein, 

Baumwolle. Öko-Siegel: Großen: M. L, XL oder XXL 


Kaffeetasse / Kaffeebecher 7,- € 
Motiv „Tag der Befreiung" 

Rot. Aufdruck Schwarz +■ Elfenbein. 

95 mm x 80 mm, Füllmenge 300 ml 



Kapuzenpullover 22,-€ 

T-Shirt 12,-E 
Motiv „Rosa" + DKP Logo 
Schwarz. Aufdruck Roi. Baumwolle 
Öko-Siegel. Grölten: M. L. XL oder XXL 


Kapuzen pullover 22,- € 

T-Shirt 12,- € 

Motiv „Rosa“ + DKP Logo 
Schwarz. Aufdruck Rot. Baumwolle 
Öko-Siegel. Größen: M, L, XL oder XXL 



Aktionstasche 15.- € 

Motiv „uz - unsere zeit“ 

Mit Schulterriemen, gepolstert. 

Rot, Aufdruck Weiß, 

4 separate Fächer. Größe: 40 x 34 x 11 cm 


DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 
w w w.dkp. de 




Schal 10,-C 
Motiv „DKP“ 

Rot. Schrift Weiß. Lange: ca. 135 cm 


Schal 10 ,-1 
Motiv „Trotz alledem!" 

Rot, Schirift Weiß, Länge: ca. 135 em 



Trotz alledem! 




UZ-Dokumentation 5,- € 

Gegen die imperialistischen Kriege 

(Broschüre. DIN-A 5.64 Selten) 

UZ-Dokumentation 5,- € 

Die Wohnungsfrage ist eine 
Klassenfrage 

(Broschüre, DIN-A 5,64 Seiten) 


Programm der Deutschen 
Korn muni stischen Parte i 2, - € 
(Broschüre. DlN-A 5.54 Seilen) 

Antworten der DKP 
auf die Krise 1,-f 
(Broschüre, DiM-A 5.34 Seilen) 


Hiermit bestelle ich verbindlich folgende Artikel (Lieferung per Rechnung): 


Artikel 

T T 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl Große! 

Kapuz&npullDv-er 

; 70 Jahre Betr&lun^ 

2V € 

[ [ ; 

j T-Shirt 

[70 Jahre Befreiung ; 

14- € 


; Grtfi-T-Shrrt 

\ 70 Jahre BefreJurKj j 

14 - € 

\ \ \ 

Kafteebecher 

; 70 Jahre Befreiung j 

7,-f 

\ \ 

Kapuzenpulluver 

;Rosa + DKP-Logo 

22,- € 

i I 

Kapuzenpultover 

; Che +■ DKP-Logo ; 

22,-£ 

\ \ 

| T-Shirt 

;Rosa t DKP-Logo 

12,- £ 

\ \ j 

T-Shirt 

; Ohe +■ DKP-Logo 

12,-€ 

\ \ 

Aktsonstascfie 

[unsere zeit ; 

15.- € 

\ l 

| Schal 

|dkp 

io.- i 

\ 

Schal 

; Trotz atiedeml 

10. € 

\ \ 

. Broschüre 

■ Gegen die imperialistischen Kriege 

5' C 

jumo i c i 

4.»...TLJj 

Broschüre 

;0te Wohnungsfrage... 

5.- € 

WllO r : 

SüKK J " ' : 

Broschüre 

i Programm der DKP 

2,-£ 

Au 1Ü -. £ : 
StutJi 1 * : 

Broschüre 

i Antworten der DKP auf die Krise 

1 r £ 

** 10 n 5 £ ■ 
Sühn u - a £ : 

3-Monats-Abo 

; Gesehenk-Abe UZ ; 

10,- € 

\ \ 

| 

! Porto & Verpackung 

2r € 

\ \ 

; Summe (beinhartel MWSt) 


AbseraJer: 


Msnw, Vismam* Slraäe, Hausnummer 

PlZ I On; PahiJn. UnttfKJyft 


Bestellungen an: 

CommPress Vertag 6mt>H E-Mail: info@unsere-zelt.de 

HofI n ungstraBe 18.45127 Esse n Tel 0 Z (H 177869 Z 3 Fax Ö201 177 B B 92 8 































































